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Die Bundeswehr ist ein Teil der Gesellschaft, der
sie entstammt. Sie partizipiert am Fortschritt, an
der Entwicklung der Technik, an den Errungen-
schaften der Wissenschaft. Im selben Maße hat
sie freilich Aneil an den Schattenseiten des Fort-
schritts, den Risiken und Gefährdungen, die da-
raus erwachsen. Sie unterliegt daher denselben
Wandlungen, Lernprozessen und Korrektur-
zwängen wie alle übrigen Bereiche der Gesell-
schaft. Dies gilt ganz allgemein für ihren Umgang
mit Schad- und Giftstoffen. Im besonderen aber
gilt es für den Umgang mit Uranmunition, Radar-
geräten, Asbest, Pentachlorphenol oder Anti-
Fouling-Anstrichen bei Schiffen. 

Der vorliegende Bericht dokumentiert, wie die
Bundeswehr sich mit dieser Problematik aus-
einandergesetzt hat und wie sie damit fertig
geworden ist. 

Den Anstoß zu der Untersuchung gaben die im
Dezember 2000 in Italien veröffentlichten Be-
hauptungen, nach dem Einsatz von Geschossen
mit einem Kern aus abgereichertem Uran wäh-
rend des Kosovo-Krieges sei unter den KFOR-
Truppen eine auffällige Häufung von Leukämie-
Fällen aufgetreten. Die Aufklärung dieses Sach-
verhalts war der ursprüngliche Zweck dieses
Berichts. Aus aktuellem Anlass wurden dann
auch Gesundheitsschädigungen durch Röntgen-
störstrahlung an Radargeräten in die Untersu-
chung einbezogen, ferner die Reaktion der
Bundeswehr auf die Anfang der achtziger Jahre
aufkommende Einsicht, dass die Verwendung von
Asbest in Gebäuden, Schiffen oder Flugzeugen
gesundheitsschädlich ist. Eine kurze Übersicht
über den Umgang der Bundeswehr mit anderen
Gefahrstoffen – PCP, Thorium, TBT-Schiffsan-
strichen und Benzol – rundet die Studie ab. 

Die Anfrage des Bundesministers der Verteidi-
gung, ob ich bereit wäre, einen Arbeitsstab zur

Untersuchung dieser Thematik zu leiten, erreich-
te mich am 18. Januar 2001. Nach kurzer Be-
denkzeit habe ich am selben Tag zugesagt. Der
Arbeitsstab konstituierte sich am 2. Februar in
Bonn und hielt seine erste Arbeitssitzung auf der
Hardthöhe am 12. Februar ab. Nach insgesamt 14
Sitzungen – 26 Tage einschließlich einer Kosovo-
Reise – fand am 6. Juni die abschließende Zu-
sammenkunft statt. 

Die Aufgabe des Arbeitsstabes hatte das Bun-
desministerium folgendermaßen definiert: 

Der Arbeitsstab Dr. Sommer hat den Auftrag, die im

Zusammenhang mit der Entwicklung und Anwendung

von DU-Munition aufgeworfenen Fragen einschließ-

lich der diesbezüglichen Informationsarbeit zu unter-

suchen. Darüber hinaus ist der Umgang der Bundes-

wehr mit möglichen Gesundheitsgefahren durch diese

Munition sowie durch Radarstrahlung, Asbest und

ggfs. andere Materialien zu prüfen. Der Abschlussbe-

richt ist vor der parlamentarischen Sommerpause vor-

zulegen und soll folgende Inhalte umfassen: 

• Grundsätzlicher Umgang der Bundeswehr mit

Gesundheitsgefährdungen für Soldaten und zivile

Mitarbeiter, 

• Umgang der Bundeswehr mit den oben genannten

möglichen Gefährdungen,

• Bewertung, Folgerung und Empfehlungen.

Der Arbeitsstab arbeitete im unmittelbaren Auf-
trag des Ministers und wurde fachlich von Staats-
sekretär Klaus-Günther Biederbick unterstützt.
Fünf Angehörige des Ministeriums bildeten das
Sekretariat, das von Kapitän zur See Karsten
Schneider geleitet wurde. Zwei externe Mit-
arbeiter ergänzten das Team: Dr. Nikolas Busse
von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und 
Dr. Henning Riecke von der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik. Eine zeitweise über
fünf Mann starke Arbeitsgruppe aus dem Füh-
rungsstab der Streitkräfte arbeitete dem Arbeits-



stab zu. Unter Leitung von Oberst i.G. Günter
Hagmaier stellte sie systematisch die relevanten
Unterlagen zusammen, spürte einschlägige Akten
in den Fachreferaten, Registraturen und Archiven
der Bundeswehr auf und dokumentierte, soweit
irgend möglich, die zum Teil weit zurückliegen-
den Entscheidungsvorgänge. 

Durch Leitungsweisung vom 21. Januar 2001
wurde mir Zugang zu allen Unterlagen und Vor-
gängen ermöglicht, die mit meinem Auftrag zu-
sammenhingen. Nach einer beschleunigt vorge-
nommenen Sicherheitsüberprüfung habe ich auch
Verschlusssachen einsehen können. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung zeigte sich bei der
Beschaffung der Unterlagen aufgeschlossen und
auf das Entgegenkommendste bemüht, auch
schwierige Suchpfade zu begehen. Zu keiner Zeit
hatte ich den Eindruck, dass mir vorhandenes
oder greifbares Material vorenthalten wurde.
Mancher Punkt hat sich allerdings nicht klären
lassen. Nicht jede politische Entscheidung, nicht
alles Verwaltungshandeln wird in Aktenordnern
dokumentiert. 

In den vier Monaten seiner Tätigkeit hat der Ar-
beitsstab mehrere Dutzend Experten angehört –
Fachleute innerhalb und außerhalb des Ministeri-
ums, Soldaten und Zivilisten, Kritiker und Be-
fürworter des amtlichen Kurses. Zu den Ange-
hörten zählten Wissenschaftler und Ärzte, Spezi-
alisten für Arbeitsschutz und Versorgung, dazu als
Zeugen in Sachen Wehrdienstbeschädigung durch
Radarstrahlung auch mehrere Betroffene. Darü-
ber hinaus haben wir gesprochen mit dem Wehr-
beauftragten des Deutschen Bundestages, Dr.
Wilfried Penner, und mit dem Vorsitzenden des
Deutschen Bundeswehrverbandes, Oberst Bern-
hard Gertz. Schließlich hat uns ein fünftägiger
Besuch beim deutschen KFOR-Kontingent im
Kosovo zum Untersuchungsschwerpunkt Uran-
munition konkreten Einblick in den Alltag der

Soldaten, aufschlussreiche Gespräche über die
Einstellung der Truppe zu DU und ein klares Bild
vom Umgang der militärischen Führung mit dem
Problem verschafft. Eine intensive Auswertung
der Presse, der umfänglichen Fachliteratur und
des reichhaltigen Datenmaterials im Internet hat
unsere Untersuchung stofflich unterfüttert. 

Dieser Bericht gilt vor allem drei Themen: den
gesundheitlichen Folgen des Einsatzes von Mu-
nition mit einem Hartkern aus abgereichertem
Uran im Kosovo; den Gesundheitsschädigungen,
die Angehörige des Radarpersonals durch Rönt-
genstörstrahlung erlitten haben könnten; und dem
Umgang der Bundeswehr mit Gefahrstoffen wie
Asbest. 

Was die Uranmunition anbelangt, so läuft der
Befund auf Entwarnung und Entlastung hinaus.
Die 31.000 amerikanischen DU-Geschosse, die
1999 im Kosovo eingesetzt wurden, stellen we-
der für Soldaten noch für die Zivilbevölkerung
eine gesundheitliche Gefahr dar. Es bleibt theo-
retisch ein minimales Restrisiko künftiger Grund-
wasserverseuchung. In der Praxis spielt es keine
Rolle, weil die Wasserversorgung derzeit durch
andere Gifte – in erster Linie Blei – viel drama-
tischer belastet wird. Mit ihrer unaufgeregt realis-
tischen Analyse hat die Bundeswehr Recht gehabt
und Recht behalten, wie ihr seitdem in mehreren
internationalen Untersuchungen nachdrücklich
bestätigt wurde. Dies gilt ungeachtet möglicher
Belehrungs-Lücken, die es zeitweilig im Ein-
satzgebiet gegeben haben mag, und trotz der um
die Jahreswende schwächelnden Öffentlichkeits-
arbeit des Ministeriums. 

Bei den Radarschädigungen liegen die Dinge
nicht so einfach. Gewiss geht von den heute in der
Bundeswehr verwendeten Radargeräten keine
Gefahr mehr für Bediener, Prüfer, Instandsetzer
und Lehrer aus, sofern diese die Schutzbestim-
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mungen einhalten. Dies läßt sich aber nicht mit
derselben Eindeutigkeit für die in den Sechzigern
und Siebzigern verwendeten Geräte sagen. Da-
mals konnte es durchaus vorkommen, dass Rönt-
genstrahlung austrat und das Radarpersonal schä-
digte. Mit den Folgen müssen wir uns heute
auseinandersetzen. Die Verfahren, in denen dies
geschieht, bedürfen dringend der Straffung,
Beschleunigung und Entbürokratisierung. 

Schließlich: Asbest. Die Bundeswehr hat diesen
Werkstoff genau so vielfältig verwendet wie die
übrige Gesellschaft. Sie hat jedoch, als seine
Schädlichkeit erkannt wurde, eher schneller rea-
giert als Bund, Länder und Kommunen. Mittler-
weile ist die gefährliche Substanz – bis auf we-
nige, genehmigte Ausnahmen – überall entfernt
und ersetzt worden. 

Ich schulde vielen Personen und Organisationen
Dank, allen voran den Mitarbeitern meines Ar-
beitsstabes und der Arbeitsgruppe. Mein Dank

geht weiter an die vielen Experten, die uns bei
Anhörungen bereitwillig und geduldig Rede und
Antwort standen. Schließlich danke ich dem deut-
schen Kontingent der KFOR, das uns im Kosovo
aufs Freundlichste Gastfreundschaft und logis-
tische Unterstützung gewährt hat, für seine
ergiebige Auskunftsbereitschaft. 

Ich lege diesen Bericht in der Hoffnung vor, dass
er auch dort, wo er nicht die letzte Klarheit schaf-
fen kann, seine klärende und aufklärende Wir-
kung in der Bundeswehr wie in der Öffentlichkeit
nicht verfehlt. 

Bonn, den 20. Juni 2001

Dr. Theo Sommer
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1. DIE RISIKOGESELLSCHAFT

Der moderne Mensch lebt riskant. Die Apparate,
Werkstoffe und Herstellungsverfahren, die er zur
Steigerung seiner Lebensqualität konstruiert, er-
funden, ersonnen hat, haben ihm ehedem unge-
ahnte Annehmlichkeiten verschafft. Zugleich je-
doch setzen sie die Zeitgenossen Gefährdungen
aus, die noch der Generation unserer Urgroßvä-
ter gänzlich unvorstellbar waren.

Der deutsche Soziologe Ulrich Beck hat auf die-
sen neuen sozialen Aggregatzustand den Begriff
„Risikogesellschaft“ gemünzt.1 Aus dem neuarti-
gen „Gefährdungsschicksal“ dieser Gesellschaft
gibt es bei aller Leistung kein Entrinnen. Reich-
tumsproduktion und Risikoproduktion gehen zu-
sammen, lautet Becks These. Die Quellen des
Reichtums sind verunreinigt durch wachsende
„Nebenfolgengefährdungen“ – Modernisierungs-
risiken, die ein pauschales Produkt der indu-
striellen Fortschrittsmaschinerie sind und sich mit
deren Weiterentwicklung automatisch verschär-
fen. „Gegen die Bedrohungen der äußeren Natur
haben wir gelernt, Hütten zu bauen und Erkennt-
nisse zu sammeln“, argumentiert der Soziologe.
„Den industriellen Bedrohungen der in das Indus-
triesystem hereingeholten Zweitnatur sind wir
nahezu schutzlos ausgeliefert. Gefahren werden
zu blinden Passagieren des Normalkonsums. 
Sie reisen mit dem Wind und mit dem Wasser,
stecken in allem und jedem und passieren mit den
Lebensnotwendigkeiten – der Atemluft, der Nah-
rung, der Kleidung, den Wohnungseinrichtungen
– alle sonst so streng kontrollierten Schutzzonen.“

Das Jahr 1986 – das Erscheinungsdatum von
Becks Studie – war ein Jahr des Umbruchs im

Umweltbewusstsein der Deutschen. Es war das
Jahr, in dem die radioaktive Wolke von Tscherno-
byl auch über Westeuropa lag; als Reaktion wurde
in der Bundesrepublik das Ministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gegrün-
det. Es war weiter das Jahr des Großbrandes bei
Sandoz in Basel; mit dem Löschwasser flossen
chlorhaltige Pestizide und giftige Zersetzungspro-
dukte in den Rhein und löschten alles Leben im
Fluss und seinen Nebenarmen für einige Zeit aus.
Schließlich war 1986 das Jahr, in dem die Ozon-
löcher über den beiden Polkappen die Schlagzei-
len beherrschten; damit drohte der Menschheit
der lebenswichtige Filter abhanden zu kommen,
der die UV-Strahlen der Sonne absorbiert. 

Für derartige neuen Gefahren, die nicht alle in der
sichtbaren Form akuter Katastrophen auftreten,
sind nach Ulrich Beck vor allem zwei Merkmale
entscheidend. Zunächst entziehen sie sich dem
unmittelbaren Wahrnehmungsvermögen des
Menschen. Sie sind für das eigene Auge, das
eigene Empfinden nicht erkennbar. Die Radio-
aktivität, die Giftstoffe in Luft und Wasser, die
Schadstoffe in Nahrungsmitteln sind „wissens-
abhängig“. Das heißt: Die Feststellung der Schä-
digungen, die sie anrichten, muss den „Wahr-
nehmungsorganen“ der Wissenschaft überlassen
bleiben, ihren Theorien, Experimenten und Mess-
instrumenten. Dabei divergieren die wissen-
schaftlichen Meinungen sehr häufig. Im übrigen
klaffen auch die wissenschaftliche und die soziale
Rationalität immer wieder auseinander. Wissens-
abhängigkeit aber bedeutet: Abhängigkeit von
Fremdwissen. Dazu Beck: „Die Betroffenen wer-
den in Sachen ihrer eigenen Betroffenheit unzu-
ständig. Das Schädliche, Bedrohliche, Feindliche
lauert überall, ob es aber feindlich oder freund-
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lich ist, bleibt den Annahmen, Methoden, Kon-
troversen der fremden Wissensproduzenten über-
lassen“.

Zweitens sind die neuen Risiken zumeist weder
vorausgesehen noch gewollt worden und konnten
deshalb nicht verhindert werden – sie wurden,
wie Beck sagt, als ungewollte Problemkinder
„nach bestem Wissen und Gewissen mitprodu-
ziert“. Daraus folgt die Pflicht, parallel zum Fort-
schritt der wissenschaftlichen Erkenntnis immer
wieder nachzubessern, Grenzwerte neu festzu-
setzen, Gefahren ohne Scheu zu benennen, sobald
sie erkannt sind, und den Produktivitätsnutzen der
Risikobewältigung unterzuordnen. 

2. RISIKOMANAGEMENT DURCH
VORSORGE UND ARBEITSSCHUTZ

Beck äußerte in seiner Studie grundsätzliche
Zweifel an der Lernfähigkeit der Risikogesell-
schaft. Die Entwicklung hat mittlerweile gezeigt,
dass sie in solcher Pauschalität unberechtigt wa-
ren. Beck und andere Risikosoziologen erkann-
ten schon bald in der institutionellen Anpas-
sungsfähigkeit und dem zunehmend rationalen
Umgang mit Risiken ein wichtiges Merkmal des
Überganges von der Industriegesellschaft zur
Risikogesellschaft.2

In der Tat hat es auf vielen Feldern Anpassungen
der Grenzwerte gegeben, Präzisierungen der Si-
cherheitsbestimmungen, Verschärfung der Kon-
troll- und Aufsichtsverfahren. Dabei wurde nicht
nur auf die Risiken reagiert, die den Einzelnen in
seiner Gesundheit bedrohen, sondern auch auf
drohende Umweltrisiken. Viele Vorsorgemaß-
nahmen liefen nicht auf ein generelles Verbot ge-
fährlicher Substanzen hinaus, sondern auf einen
umsichtigen Umgang mit ihnen. 

Ein gutes Beispiel ständigen Hinzulernens bietet
der Umgang mit Röntgenstrahlen. Die Radio-
aktivität verschiedener Stoffe wurde gegen Ende
des 19. Jahrhunderts entdeckt. Die Namen von
Forschern wie Wilhelm Conrad Röntgen, Henri
Bequerel, Pierre und Marie Curie oder Ernest
Rutherford verbinden sich mit der Bestimmung,
Klassifikation und Erforschung der ionisierenden
Strahlen. Relativ früh deutete sich an, dass sie die
Gesundheit belasten können. Schon in geringen
Dosen kann radioaktive Strahlung die Gene in
den Zellkernen der Lebewesen verändern und so
Krebs verursachen. Diesen Zusammenhang be-
wies Hermann Joseph Muller 1927 durch Expe-
rimente an Taufliegen. Die Industriegesellschaf-
ten reagierten allerdings nur zögernd. Der Fort-
schritt der wissenschaftlichen Erkenntnis hat auf
vielen Feldern erst spät zum Umdenken geführt. 

Die erste Strahlenschutzverordnung in Deutsch-
land stammt aus dem Jahr 1960. Die erste Rönt-
genverordnung, die den Strahlenschutz beim Be-
trieb von Röntgenanlagen regelte, ist allerdings
weit älter: Sie geht auf das Jahr 1941 zurück und
wurde erst 1973 novelliert. In der Folgezeit wur-
de der Strahlenschutz in der Bundesrepublik ge-
mäß den Empfehlungen der Internationalen
Strahlenschutzkommission (ICRP) und den
Richtlinien der EG gesetzlich geregelt.

Die Vorschriften der Strahlenschutzverordnung
bezwecken die bestmögliche Anwendung von
vier Prinzipien: Strahlung soll abgeschirmt wer-
den; der Mensch soll sich nur eine beschränkte
Zeit in einem Strahlungsfeld aufhalten; er soll
nach Möglichkeit einen sicheren Abstand von der
Strahlungsquelle einhalten; diese soll mit der für
den jeweiligen Zweck geringstmöglichen Inten-
sität eingesetzt werden. Außerdem werden in der
Verordnung Dosisgrenzwerte für die Exponie-
rung des Individuums gegenüber radioaktiver
Strahlung festgelegt; diese werden immer wieder
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neu bestimmt. Die zuständige Bundesbehörde im
Geschäftsbereich des Bundesumweltministeri-
ums ist seit 1989 das Bundesamt für Strahlen-
schutz in Salzgitter.

Der Umgang mit Giftstoffen wird durch ein Ge-
setzessystem geregelt, das aus dem Chemika-
liengesetz – zuletzt geändert im November 1999
– und ihm untergeordnet der Gefahrstoffverord-
nung, der Chemikalienverbotsverordnung und der
FCKW-Halon-Verbotsverordnung besteht. Unter
den vielen anerkannten Gefahrstoffen tritt be-
sonders Asbest hervor. Bis in die siebziger Jahre
hinein wurde er als idealer Baustoff zum Brand-
schutz gepriesen. Seit 1990 sind Herstellung und
Verwendung verboten. Der Gesetzgeber reagiert
damit auf die Erkenntnis, dass Asbest zu den
krebsauslösenden Stoffen gehört.

Ein anderes Beispiel bietet die Chemikalie Fluor-
kohlenwasserstoff, die früher als Kühlmittel be-
nutzt wurde. FCKW bedroht weniger den Ein-
zelnen mit Krankheit. Seine Freisetzung leistet
indessen der Vergrößerung des Ozonlochs Vor-
schub und gefährdet so indirekt die Gesundheit
der ganzen Menschheit. 

Der vorsorgliche Schutz vor gefährlichen Stoffen
und Umweltgefährdungen am Arbeitsplatz fügt
sich heute nahtlos in das System des Arbeits-
schutzes ein. Dieses ist erheblich älter als der
Begriff der Risikogesellschaft. Das ‚Preußische
Regulativ’ zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen in Arbeitsverhältnissen datiert auf das Jahr
1839. Die Gewerbeordnung für den Norddeut-
schen Bund von 1869 verpflichtet die Arbeitge-
ber zum technischen Arbeitschutz, Bismarcks
Unfallversicherungsgesetz von 1884 begründet

die Zwangsmitgliedschaft in Berufsgenossen-
schaften. 

Das Ziel des Arbeitschutzes war es von Anfang
an, die Arbeitgeber durch gesetzliche Auflagen
auf den Schutz der Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer zu verpflichten. Wurden die in der
Frühzeit des Arbeitschutzes noch vor allem durch
Unfälle mit technischem Gerät oder durch zeit-
liche Überbeanspruchung gefährdet, so rückten 
im zwanzigsten Jahrhundert mehr und mehr die
Gefahrstoffe und Umweltbedingungen in den
Vordergrund.

Die Gefahrstoffverordnung, heute die gesetzliche
Grundlage für den Umgang mit Risikostoffen wie
Asbest, hatte als Vorgängerin eine Arbeitsstoff-
verordnung von 1971. Diese ist seit dem Katas-
trophenjahr 1986 ständig erweitert worden. 

3. DIE HERAUSFORDERUNG: 
REAKTIVE ANPASSUNG

Der „blaue Himmel über der Ruhr“, den Willy
Brandt im Wahlkampf von 1961 einforderte, ist
heute Wirklichkeit. Unsere Flüsse sind wieder
weithin entgiftet. Der „saure Regen“ von einst hat
viel von seiner ätzenden Gefährlichkeit verloren.
Vom DDT im Tee, von Pestiziden in der Mutter-
milch oder von Formaldehyd in den Küchenmö-
beln ist kaum noch die Rede. In der Spanne einer
Generation ist vieles verboten worden, was zu-
nächst als unbedenklich galt, dann aber als schäd-
lich erkannt wurde. Insofern ist Ulrich Becks Ar-
gument beherzigt worden: Wo es das Ziel der al-
ten Industriegesellschaft gewesen sei, den Mangel
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zu beseitigen, müsse es zum Hauptziel der neuen
Gesellschaft werden, die Risiken des Fortschritts
zu beseitigen. In der Tat wird denn auch versucht,
diese Risiken durch vorsorgliche Schutzbestim-
mungen einzudämmen. Die Asbestbeseitigung
liefert ein gutes Beispiel solcher reaktiven An-
passung. 

Gewiss gibt es noch immer mannigfache Ge-
fährdungen. Nitratkonzentrationen im Wasser,
Schwefeldioxidgehalt der Luft, Überdüngung und
risikoreiche Tiermehlverfütterung in der Land-
wirtschaft sind Beispiele für Umweltprobleme
und Gesundheitsgefahren, die sich der Mensch
selbst aufgehalst hat. Sie sind ein steter Quell der
Beunruhigung.

Die Wissenschaft hat nicht auf alle Ängste der
Bevölkerung eine eindeutige Antwort. Die ober-
bayerische Gemeinde Valley macht die amerika-
nischen Kurzwellensender „Radio Free Europe“
und „Radio Liberty“, die täglich ihr Programm
mit einer Leistung von bis zu 1 Million Watt 
(= 1000 Kilowatt) ausstrahlen, für allerlei Ge-
sundheitsstörungen, vor allem aber für ein erhöh-
tes Auftreten von Krebsfällen verantwortlich. Die
selben Vorwürfe werden gegen die Sender von
Radio Vatikan vor den Toren Roms erhoben, die
neun Kurzwellenprogramme und vier Mittel-
wellenprogramme mit einer Gesamtleistung von
4.120 Kilowatt ausstrahlen. Die Kinder der
Region erkranken sechsmal häufiger an Leu-
kämie als normal. Ähnlich klagen Bürger von
Vollersode bei Bremen über vermehrt auftretende
Gehirntumore (seit 1981 rund 400 Prozent über
dem Durchschnitt). Sie führen diese Häufung auf
die nahe gelegene Ausbildungsstelle für das Waf-
fensystem HAWK und den in 2.700 Meter Ent-
fernung davon errichteten Hochfrequenz-Sende-
turm der Telekom zurück. Die Einwohner im
schleswig-holsteinischen Heidmühlen haben ei-
nen Radarturm der Deutschen Flugsicherung im

zehn Kilometer entfernten Boostedt in Verdacht,
dass er eine auffällige Häufung von Krebserkran-
kungen – ein Fall in vier Fünftel aller Häuser –
verursacht hat, obwohl er seine Strahlen kegel-
förmig in den Himmel sendet.

Die Belegschaft des südhessischen Atomkraft-
werks Biblis wird Mal um Mal von Meldungen
verstört, sie sei einer überhöhten kollektiven
Jahresstrahlendosis ausgesetzt. Tatsächliche oder
vermeintliche Auffälligkeiten der Krebsrate in 
der Umgebung des norddeutschen Kraftwerks
Krümmel beschäftigen seit Jahren die deutsche
Öffentlichkeit.

Überdies bietet der Elektrosmog seit geraumer
Zeit Anlass zu Spekulationen. Immerhin hat die
Bundesärztekammer jüngst an die Politik appel-
liert, die Forschung über die Wirkung elektro-
magnetischer Felder auf die menschliche Gesund-
heit zu verstärken, besonders die Langzeitwir-
kung der Strahlung von Mobiltelefonen. 

Manche Befunde stellen die Wissenschaft vor
Rätsel. Eine Untersuchung des amerikanischen
Center for Disease Control and Prevention
förderte jüngst zutage, dass die meisten US-
Amerikaner 27 verschiedene körperfremde Che-
mikalien in bisher unbekannter Menge im Kör-
per tragen: Plastikgrundstoffe, Pestizide und
Schwermetalle, darunter Phthalate, die als Kunst-
stoffweichmacher, Emulsionszusätze und zu ver-
schiedenen anderen Zwecken in der Seifen- und
Kosmetikindustrie Verwendung finden und bei
Labor-Ratten Fortpflanzungsprobleme oder Miss-
bildungen auslösen können. 

Als Gefahrenquelle wurde unlängst auch der
Toner-Staub aus alten Laserdruckern identifiziert,
der bei älteren Modellen gelegentlich Schwerme-
talle und Giftstoffe enthielt. Hierdurch konnte es
bei Personen, die neben einem belasteten Laser-
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drucker arbeiteten, zu chronischen Erkrankungen
der Atemwege kommen. Die ersten Fälle von Be-
rufskrankheit infolge Inhalation von Toner-Staub
sind bereits anerkannt, die Selbstorganisation der
Opfergruppen hat begonnen.

Die Gesellschaft steht in diesem Bereich vor der
Herausforderung, die Verwendung von Schad-
und Giftstoffen zu verbieten, zu begrenzen oder
unter strikte Überwachung zu stellen. Reaktive
Anpassung wird auf diese Weise zur unentbehr-
lichen Überlebensstrategie. 

4. DIE BUNDESWEHR IN DER 
RISIKOGESELLSCHAFT

Die Bundeswehr hat als Teil der Gesellschaft
zwangsläufig auch Anteil an der Risikogesell-
schaft. Zwar gibt es berufsspezifische Gefähr-
dungen des Militärs. Es ist darauf eingeschworen,
ins Ungewisse hinein zu handeln. Tod im Einsatz,
Verletzungen im Gefecht sind das Berufsrisiko
des Soldaten. Aber daneben und darüber hinaus
sind die Streitkräfte den Risiken und Gefährdun-
gen, die sich aus dem Fortschritt der Technik
ergeben, im selben Maße ausgesetzt wie alle übri-
gen Bürger. Auch die Bundeswehr ist daher ver-
pflichtet, Sicherheitsbestimmungen einzuhalten,
Schutzvorschriften zu beachten, durch ständige
Kontrolle die vorhandenen Risiken zu minimie-
ren und, dem jeweils aktuellen Stand der Wissen-
schaft entsprechend, sie zu beseitigen. Dies gilt
auch für solche Gefährdungen, die vom Umgang
mit Uranmunition, Radargeräten, Asbest oder
PCP ausgehen.

Wie steht es in der Bundeswehr um die Vorsor-
gemaßnahmen, die in einer Risikogesellschaft ge-
troffen werden müssen? Welchen Stellenwert hat
beim deutschen Militär das Konzept der Versor-

gung, aus dem in der Risikogesellschaft den Op-
fern von Gefährdungen das Recht auf Entschädi-
gung erwächst? Beide Bereiche, Vorsorge und
Versorgung, sind Ausdruck des Prinzips der Für-
sorge, dem im sozialen System der Bundeswehr
ein hoher Stellenwert zukommt. Wie wird es in
der Praxis gehandhabt?

Der vorliegende Bericht versucht, diese Fragen
zu beantworten. Er beschäftigt sich dabei be-
sonders mit drei Komplexen. 

Erstens: Gefährdet der Einsatz von Geschossen
mit einem Kern aus abgereichertem Uran wäh-
rend des Bosnien-Konflikts und im Kosovo-Krieg
die Gesundheit der über 7000 auf dem Balkan sta-
tionierten Bundeswehrsoldaten oder der dortigen
Zivilbevölkerung? Die Antwort lautet: Nein. 

Zweitens: Ist das Radarpersonal der Bundeswehr
in den sechziger und siebziger Jahren krebsaus-
lösender Röntgenstörstrahlung ausgesetzt gewe-
sen? Die Antwort: Bei einem Teil war das un-
zweifelhaft der Fall. 

Drittens: Hat die Bundeswehr das Asbestproblem
gelöst? Die Antwort: Eher schneller und gründ-
licher als die zivile Gesellschaft.
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1. ABGEREICHERTES URAN: 
DIE AUFREGUNG

Im Januar 2001 beherrschte das Thema „Abge-
reichertes Uran – Depleted Uranium (DU)“ die
deutschen und europäischen Medien. Hatte der
Einsatz von Munition mit DU-Hartkernen in Bos-
nien (1994/95) und im Kosovo (1999) bei den
Soldaten der SFOR und der KFOR Leukämie-Er-
krankungen in ungewöhnlicher Zahl ausgelöst?

Die ersten Agenturmeldungen und Presseberichte,
die einen Zusammenhang zwischen dem Einsatz
von DU-Munition und dem Auftreten von Leukä-
mie bei Soldaten der beiden Balkan-Kontingente
behaupteten, erschienen kurz vor Weihnachten
2000 in der italienischen Presse. Am 20. Dezem-
ber berichtete die Berliner Zeitung unter dem
Titel „Mysteriöse Todesfälle nach Kontakt mit
Uranmunition“ von drei nach ihrem Dienst im
Kosovo gestorbenen italienischen Soldaten.

Vor den Weihnachtsfeiertagen war das Presse-
Echo außerhalb Italiens verhältnismäßig gering.
Dies änderte sich erst nach Neujahr. In Portugal,
Spanien, Belgien, Frankreich, Polen und der
Tschechoslowakei griffen die Medien das Thema
auf. In Deutschland beherrschte es nach dem 3. Ja-
nuar 2001 die Hauptnachrichtensendungen und die
Printmedien. In der zweiten Januarwoche gab es
an manchen Tagen über zwanzig Agenturmeldun-
gen und bis zu sechzig Zeitungsartikel zu lesen. 

Nicht nur der spekulativ vermutete Zusammen-
hang zwischen dem Einsatz von DU-Munition
und Krebserkrankungen bei SFOR/KFOR-Sol-
daten beschäftigte die Medien. In Verbindung da-
mit erhob die Presse eine Reihe von Vorwürfen
gegen die Bundeswehr: 

• Weder die im Kosovo eingesetzten eigenen Sol-
daten, noch die deutsche Öffentlichkeit, noch

das Parlament seien rechtzeitig informiert wor-
den. 

• Eine unklare und verspätete Befehlsgebung ha-
be die deutschen Soldaten gefährdet.

• Angesichts einer von engstirnigen Eigeninter-
essen geleiteten Auswahl wissenschaftlicher
Berater durch das Bundesministerium der Ver-
teidigung könnten die Zusammenhänge um
DU-Munition nicht umfassend wissenschaft-
lich aufgearbeitet und aufgeklärt werden. Dies
zeige sich besonders an der verharmlosenden
Darstellung der radiologischen und toxischen
Wirkungen von DU-Munition auf den mensch-
lichen Organismus. 

• Im übrigen lasse es die Bundeswehr an Verant-
wortungsgefühl gegenüber der Zivilbevölke-
rung im Einsatzgebiet fehlen.

• Auch die Bundeswehr erprobe, besitze oder
nutze DU-Munition. In Deutschland werde die
Bevölkerung gefährdet: durch die Nachwir-
kung von Zwischenfällen mit DU-Munition,
die sich während der achtziger Jahre bei den
amerikanischen Streitkräften ereignet hatten;
durch Rückstände verschossener DU-Munition
auf (ehemals) amerikanischen und sowjeti-
schen Truppenübungsplätzen in Deutschland
und durch Übernahme DU-haltiger Munition
aus Beständen der Nationalen Volksarmee.

Diese Meldungen und Vorwürfe lösten in der
Truppe, bei den Familienangehörigen der Solda-
ten, aber auch in der allgemeinen Öffentlichkeit
beträchtliche Unruhe aus.

Die KFOR wurde überschüttet mit besorgten An-
rufen aus der Heimat. Ehefrauen bedrängten ihre
Männer im Kosovo, sich medizinisch untersuchen
zu lassen. Vorgesetzte wurden bestürmt: „Nie-
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mand hat uns gesagt, dass wir keine Kinder mehr
kriegen können“ – so berichtete ein Stabsoffizier
in Prizren dem Arbeitsstab. „DU war ein Ge-
spenst“. Viele Soldaten wandten sich ratsuchend
an die Feldgeistlichen. Einige beantragten wegen
der möglichen Gesundheitsgefährdung ihre Ab-
lösung.

Bei der im Verteidigungsministerium eingerichte-
ten Hotline glühten zunächst die Drähte: 350 An-
rufe registrierte die Bundeswehr im Januar, 70 im
Februar. Danach flaute das Interesse des Publi-
kums und der Medien ab. Vom 14. März bis Ende
Mai klingelte das Hotline-Telefon nur noch gan-
ze drei Mal. Auch in der Truppe ist Uranmunition
heute kein Thema mehr; davon konnte sich der
Arbeitsstab Ende April bei einem mehrtägigen
Aufenthalt überzeugen.

2. ABGEREICHERTES URAN: 
DIE FAKTEN

Uran wird in der Waffenproduktion seit dem
Zweiten Weltkrieg verwendet. Schon in den vier-
ziger und fünfziger Jahren diente es in hochan-
gereicherter Form zur Herstellung von Atom- und
Wasserstoffbomben. In niedriger Anreicherung
findet es Anwendung auch in den Brennstäben
von Atomkraftwerken. Seit den Sechzigern wird
es in abgereicherter Form zur Härtung von Ge-
schosskernen und Panzerstählen genutzt. 

Das Schwermetall Uran kommt in kleinen Men-
gen – häufiger als Quecksilber, Silber oder Gold
– überall in der Natur vor: im Erdreich, im Was-
ser und in Nahrungsmitteln. In Konzentrationen
von 1,8 bis etwa 4 Gramm pro Tonne findet es
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sich in vielerlei Gesteinen und Erzen, auch in
Pechblende, die in Deutschland seit Mitte des
19. Jahrhunderts als Rohstoff für Glasfarbe, spä-
ter für Leuchtpräparate und zur Gewinnung von
Radium abgebaut worden ist. In den oberen drei-
ßig Zentimetern des Erdreichs kommen durch-
schnittlich auf einem Quadratkilometer 1,4 Ton-
nen Natururan vor. Winzige Mengen Schwer-
metalle verzehrt oder inhaliert der Mensch Tag
für Tag. Spuren von Uran, die im Bereich von
wenigen Millionstel Gramm liegen, trägt daher
jeder in seinem Körper.

Natururan besteht zu 99,274 Prozent aus dem Iso-
top U-238, zu 0,720 Prozent aus dem spaltbaren
Isotop U-235, außerdem zu einem minimalen
Anteil von 0,0055 Prozent aus dem ebenfalls
spaltbaren Isotop U-234. Für die Urantechnik ist
vor allem das spaltbare U-235 von Bedeutung. 
Da dessen Anteil am Natururan für die meisten
zivilen und militärischen Anwendungen zur
Kernspaltung nicht ausreicht, muss das Natur-

uran in aufwendigen Prozessen angereichert wer-
den: auf 3 bis 5 Prozent für Kernkraftwerke, auf
über 90 Prozent für Kernwaffen. Bei der dazu
erforderlichen Isotopentrennung fallen große
Mengen von „abgereichertem“ Uran an, bei dem
der Restgehalt von U-235 nur noch bei 0,2 bis 
0,3 Prozent liegt und der Anteil von U-234 nur
noch bei rund 0,001 Prozent. Abgereichertes
Uran enthält also nicht einmal halb so viel spalt-
bares U-235 und nur noch ein Fünftel soviel 
U-234 wie Natururan. 

Die Radioaktivität des in DU-Munition verwen-
deten abgereicherten Urans ist um vierzig Pro-
zent niedriger als die von Natururan. Sie ist – je-
weils bezogen auf die gleiche Gewichtseinheit –
ungefähr vier mal niedriger als die von U-235 und
15.000 mal niedriger als die von U-234. Die
Halbwertzeit von abgereichertem Uran liegt bei
4,5 Milliarden Jahren. Daraus folgt, dass es in sei-
nem langsamen Zerfallsprozess nur geringe
Strahlung freisetzt.
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Isotop Halbwertzeit Natururan (U) abgereichertes Uran (DU)
in Jahren

Anteil in Beitrag zur Strah- Anteil in Beitrag zur Strah-
Prozent lungsaktivität von Prozent lungsaktivität von
der Masse 1 Gramm U (mBq) der Masse 1 Gramm DU (mBq)

U-238 4,468 x 109 99,2745 12.400 99,8000 12.400

U-235 7,037 x 108 0,7200 600 0,2000 160

U-234 2,450 x 105 0,0055 12.400 0,0010 2.260

25.400 14.820

Tabelle 1: Radioaktivität von Natururan und abgereichertem Uran3

3 RAND Corporation-Report, Depleted Uranium, Kapitel 1, Tabelle 1.1



Sofern das abgereicherte Uran ganz oder teilwei-
se durch die Wiederaufbereitung von Brennele-
menten aus Kernreaktoren gewonnen wurde, kann
es Spuren des Isotops U-236 enthalten und auch
durch Rückstände der Plutonium-Isotope Pu-239
und Pu-240 verunreinigt sein. Dies hat das
Schweizer AC-Laboratorium in Spiez schon früh
vermutet; die Amerikaner haben die Richtigkeit
der Vermutung inzwischen bestätigt.4 Der Ge-
wichtsanteil des U-236 liegt bei 0,0028 Prozent,
der Anteil an der Strahlungsaktivität bei 0,5 Pro-
zent. Der Plutoniumanteil liegt mit 0,4 bis 1,3 Bil-
lionstel Gramm pro Gramm DU an der Nach-
weisgrenze. Diese geringfügigen Mengen von 
U-236 und Plutonium haben keinen nennenswer-
ten Einfluss auf die Radioaktivität von abgerei-
chertem Uran. Ein zusätzliches gesundheitliches
Risiko geht von dem Plutoniumanteil nicht aus. 

Die Vereinigten Staaten, die 1980 – auf dem Hö-
hepunkt des Kalten Krieges – etwa 22.200 Ton-
nen Uranerz und noch Mitte der neunziger Jahre
rund 1.700 Tonnen Uranerz pro Jahr förderten,
verfügen über beträchtliche DU-Vorräte. Derzeit
lagern in den USA über 500.000 Tonnen. Schät-
zungsweise noch einmal dieselbe Menge lagert in
anderen Ländern. Davon befinden sich nach An-
gaben von Fachleuten 500 Tonnen in Deutsch-
land. 

Das Abfallprodukt abgereichertes Uran ist an-
derthalbmal so schwer wie Blei. Seine Dichte
(19,07 Gramm pro Kubikzentimeter) entspricht
etwa der des Schwermetalls Wolfram. Ein Ku-
bikmeter DU hat ein Gewicht von 19 Tonnen.
Deshalb hat es im zivilen Bereich dort Bedeu-
tung, wo Material mit hohem spezifischem Ge-
wicht benötigt wird, beispielsweise für Aus-
gleichsgewichte in Flugzeugen, als Ballast im
Kiel von Segeljachten, in Satelliten und bei der
Erdölförderung in Bohrköpfen. Es dient auch
dem Strahlenschutz in der Medizin. 

Zugleich wird abgereichertes Uran in den letzten
Jahrzehnten wegen seiner Härte und Dichte für
militärische Zwecke genutzt: zur Erhöhung der
Durchschlagskraft von panzerbrechenden Waffen
ebenso wie zur Verstärkung der Panzerung von
Gefechtsfahrzeugen. DU-Munition ist im Kali-
berbereich von 100 mm bis 125 mm zum Ver-
schuss aus Panzerkanonen bestimmt. Mit klei-
neren Kalibern (25 – 35 mm) wird sie von
Maschinenkanonen auf Schützenpanzern und
Kampfflugzeugen gegen gehärtete Bodenziele
eingesetzt, ferner auf Schiffen zur Flugkörperab-
wehr.

Außer den Vereinigten Staaten haben zumindest
Großbritannien, Frankreich und die ehemalige
Sowjetunion DU-Munition entwickelt, in die ei-
genen Streitkräfte eingeführt und zum Teil ex-
portiert. Die Türkei, Saudi-Arabien, Pakistan,
Thailand und Israel besitzen DU-Munition5, teils
aus eigener Entwicklung, teils durch Ankauf. 

Die Bundeswehr verfügt weder über Munition mit
DU noch über DU-verstärkte Panzerungen. Sie
beabsichtigt auch nicht, diese einzuführen. 

3. GESUNDHEITLICHE 
GEFÄHRDUNGEN DURCH
ABGEREICHERTES URAN

Bei der Bewertung der gesundheitlichen Gefähr-
dung, die sowohl von Uran als auch von abgerei-
chertem Uran ausgeht, sind zweierlei Wirkungen
zu unterscheiden: die Strahlung (Radiotoxizität)
und die Giftigkeit (Chemotoxizität). Obwohl ab-
gereichertes Uran weit weniger radioaktiv ist als
Natururan, ist es ein Material, das ionisierende
Strahlung aussendet und damit Gesundheitsrisi-
ken birgt. Sie gehen aus von äußerer Bestrahlung
wie von innerer Belastung nach Aufnahme in den
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Körper (Einatmen, Verschlucken, Verwundung
durch DU-Splitter, Verschmutzung offener Wun-
den durch DU-haltigen Staub). Die Fachwelt ist
sich jedoch weithin darin einig, dass die Giftig-
keit des abgereicherten Urans gefährlicher ist als
seine Strahlung. 

Strahlenbelastung im Alltag

Alle Uran-Isotope sind radioaktiv und daher in-
stabil. Sie zerfallen sukzessive in Thorium, Ra-
dium und andere Elemente, bis das stabile, nicht
mehr radioaktive Blei-Isotop Pb-206 entsteht. In
diesem Zerfallsprozess wird ionisierende Strah-
lung ausgesandt: Alpha-Strahlen, Beta-Strahlen
und Gamma-Strahlen. Die schädigende Wirkung
der ionisierenden Strahlung ist im Wesentlichen
eine Folge der Energieabsorption im Körperge-
webe. Maßeinheit für die aufgenommene Strah-
lendosis ist dabei das Sievert (Sv), abgeleitet da-
von das Millisievert (mSv) und das Mikrosievert
(µSv)6. 

Tag für Tag ist der Mensch einer natürlichen
Strahlung ausgesetzt. In Deutschland beträgt sie
je nach Aufenthaltsort zwischen 1 Mikrosievert
(0,001 mSv) und 10 Mikrosievert (0,01 mSv) pro
Tag. Dem entspricht die Aufnahme einer mittle-
ren Jahresdosis von 2,4 Millisievert. 

Der Mensch in den Industriestaaten ist heute aber
nicht nur der natürlichen Strahlung in seiner
Umwelt ausgesetzt. Viele Tätigkeiten und Geräte
des täglichen Lebens bringen Strahlenbelastun-
gen mit sich. Eine Computertomographie des
ganzen Körpers belastet den Patienten mit bis zu
30 Millisievert, eine Lungendurchleuchtung mit
circa 0,1-0,3 Millisievert, eine Röntgenaufnahme
beim Zahnarzt mit ungefähr 0,01 Millisievert. Bei
jedem Transatlantikflug setzen sich Besatzung
und Passagiere einer Strahlungsdosis von rund
0,06 mSv aus. Auch bei einem Ausflug ins Hoch-
gebirge und beim Fernsehen entstehen Strahlen-
belastungen. Die von einem Gramm DU ausge-
hende Strahlung entspricht etwa der von zehn
Litern Badewasser in heilkräftigen Kurorten .
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4 AC-Laboratorium Spiez, Depleted Uranium (abgereichertes Uran), Hintergrundinformation zu einem aktuellen

Thema, Januar 2000

5 RAND Corporation-Report, Depleted Uranium, Kapitel 1, Seite 1

6 1 Sv = 1.000 mSv = 1.000.000 µSv

Natürliche Strahlenexposition
(mittlere Jahresdosis) 2,4 mSv

Trinkwasser und Nahrungsmittel
(mittlere Jahresdosis) 1,7 mSv

Transatlantikflug 
(kosmische Strahlung bei einem Flug) 0,06 mSv

Tabelle 2: Strahlenbelastung durch natürliche Strahlung



Es ist auch bei einmaliger kleinster Belastung
durch ionisierender Strahlenbelastung möglich,
dass einzelne Zellen geschädigt werden und spä-
ter krebsartig entarten. Dies kann durch natür-
liche und künstliche Strahlung gleichermaßen
bewirkt werden. Um das Risiko nach Möglichkeit
einzudämmen, sind für künstliche Belastungen

Grenzwerte aus anderen als medizinischen Grün-
den festgelegt worden. 

Zum Schutz der Bevölkerung vor Strahlenexpo-
sitionen gilt in Deutschland der in der Europäi-
schen Union festgelegte und auch von der Inter-
nationalen Strahlenschutzkommission (ICRP)
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Röntgen-Gefäßdarstellung der Leber 23,3 – 34,9 mSv

Computertomographie ganzer Körper bis 30 mSv

Computertomographie Brustkorb 7,38 – 12,51 mSv

Röntgenaufnahme Lendenwirbelsäule 0,93 – 1,75 mSv

Röntgenaufnahme Lunge 0,1 – 0,3 mSv

Röntgenaufnahme Kiefer 0,01 mSv

Tabelle 3: Strahlenbelastung in der Medizin

Alte Grenzwerte Neue Grenzwerte nach der Strah-
nach der Strahlen- lenschutzverordnung vom 23.Sept-
schutzverordnung ember 2000 (Dies ist eine neue EU-
vom 30. Juni 1989 Regelung, die deutsche Regelung 

folgt demnächst.)

Beruflich strahlenexponiert 50 mSv /Jahr 20 mSv/Jahr

Bei Rettungsmaßnahmen 100 mSv, 1 x im Jahr!

Beruflich strahlenexponiert, 5 mSv /Jahr 1 mSv/Jahr
unter 18 Jahre

Normalbürger, nicht beruflich 5 mSv/Jahr 1 mSv/Jahr
strahlenexponiert

Tabelle 4: Grenzwerte für die Strahlenbelastung



empfohlene Dosisgrenzwert. Er beträgt für Per-
sonen, die nicht beruflich strahlenexponiert sind,
1 Millisievert pro Jahr. Für andere Personen ist er
je nach beruflicher Exposition und nach Alter ge-
staffelt. Grenzwerte für Strahlenbelastung durch
notwendige medizinische Maßnahmen bestehen
nicht. Die Summe aller natürlichen und medizi-
nischen Belastungen liegt meist deutlich über
dem Dosisgrenzwert von 1 Millisievert pro Jahr. 

Ein wesentliches Merkmal dieser Grenzwerte ist,
dass sie nicht eine Belastungsgrenze darstellen,
bei deren Überschreitung man geschädigt wird,
während man bei Unterschreitung des Grenz-
werts vor Schädigung garantiert sicher ist. Der
Mensch soll sich überhaupt mit so wenig Strah-
lung wie möglich belasten. Bei der Festlegung,
welche Dosis beruflich Exponierten zugemutet
werden kann, handelt es sich in jedem Falle um
eine Abwägung zwischen Risiko und Nutzen.
Dies gilt auch für jede medizinisch bedingte Be-
lastung, bei der angenommen wird, dass der Heil-
erfolg, für den die Bestrahlung notwendig ist,
schwerer wiegt als das Strahlenrisiko. 

Strahlenbelastung durch DU

Außerhalb des Körpers vorhandenes abgerei-
chertes Uran wirkt nur durch die emittierte Beta-
und Gamma-Strahlung. Messungen der amerika-
nischen Streitkräfte haben ergeben, dass die höch-
ste Strahlenbelastung in DU-gehärteten Panzer-
fahrzeugen auftritt, in denen DU-haltige Muni-
tion transportiert wird. Ein Soldat müsste 1000
Stunden in solch einem Fahrzeug fahren, um eine
Strahlendosis von 1 Millisievert in sich aufzu-

nehmen.7 Alpha-Strahlen können Kleidung und
Haut ohnehin nicht durchdringen. Sie werden in
den obersten Hautschichten absorbiert und errei-
chen die tiefer liegenden, empfindlichen Schich-
ten nicht.

Die von DU ausgehenden externen Strahlendosen
sind mithin äußerst gering. Nach der in der Fach-
welt vorherrschenden Meinung stellen sie keine
Gefährdung dar. Eine Person müsste sich ein gan-
zes Jahr lang in einem Meter Entfernung von ei-
nem Kilogramm DU aufhalten, um eine Strah-
lendosis von 1-2 Millisievert aufzunehmen. Ein
Kilogramm DU entspricht etwa drei bis vier
kompletten Geschosskernen der von dem US-
Kampfflugzeug A-10 im Kosovo oder Bosnien
verschossenen 30 mm-Munition. Die Dosis von
1-2 Millisievert liegt zwar über dem für den Nor-
malbürger festgelegten Grenzwert von 1 Milli-
sievert pro Jahr, aber noch unterhalb der durch die
natürliche Hintergrundstrahlung entstehenden
Belastung. 

Differenzierter zu betrachten ist die Strahlen-
belastung nach Aufnahme von abgereichertem
Uran in den Körper durch Einatmen (Inhalation)
von Staubpartikeln, durch Verschlucken (Inges-
tion) von Staub oder Trinkwasser oder durch
Uran-Verunreinigung (Kontamination) von Haut
und Wunden. Wird Alpha-Strahlung in den
Körper aufgenommen, so kann sie schädigend
wirken.

Die Bergleute im ehemaligen sächsischem Uran-
bergbau haben jahrzehntelang uranhaltigen Staub
in hohen Konzentrationen eingeatmet. Bei bisher
1463 von ehemals rund 64.000 Arbeitern der Wis-
mut AG ist es nach einer Latenzzeit von zehn bis
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7 Europäische Kommission, Bericht der Expertengruppe gemäß Artikel 31 des Euratom-Vertrags (Euratom-Bericht)

vom 6. März 2001, S. 6 



vierzig Jahren zur Bildung von Lungenkrebs ge-
kommen.8 Dabei spielte allerdings die Belastung
der Bergleute durch das radioaktive Gas Radon,
ein in den Stollen vorkommendes Zerfallsprodukt
des Urans, eine wesentliche Rolle. Individuelle
Faktoren des persönlichen Lebensstils – starker
Tabakkonsum, übermässiger Alkoholgenuss, fett-
reiches Essen – treten zu Risikofaktoren wie
genetischer Anlage, beruflicher Exposition,  Um-
weltbelastung hinzu, die der Einzelne nicht
beeinflussen kann. Bemerkenswert ist aber, dass
trotzdem in dieser großen Gruppe kein erhöhtes
Leukämievorkommen festgestellt worden ist.

Ähnlich verhält es sich bei den US-Soldaten, die
im Golfkrieg von eigenen DU-Geschossen ge-
troffen wurden und seitdem mit verkapselten
Splittern im Körper leben. Sie werden seit einem
Jahrzehnt intensiv ärztlich überwacht. Obwohl
bei ihnen ein erhöhter Uran-Spiegel im Urin ge-
messen wird, sind akute Strahlenschäden oder
Leukämien nach den bisherigen Feststellungen
nicht aufgetreten.9

Soldaten der Bundeswehr, die in Bosnien oder im
Kosovo eingesetzt waren, sind mit den sächsi-
schen Uranbergleuten und den amerikanischen
DU-Verwundeten nicht zu vergleichen. Weder
waren sie über Jahrzehnte hinweg einer intensiven
Belastung im Bergwerk ausgesetzt, noch tragen
sie DU-Splitter im Leibe. Die DU-Mengen, die
sie selbst unter ungünstigsten Umständen theo-
retisch aufgenommen haben könnten, sind ver-
schwindend gering. Daher ist bei ihnen ebenfalls
nicht mit einer erhöhten Leukämierate zu rech-
nen. Ohnehin wird für Leukämie nach dem der-
zeitigen medizinischen Erkenntnisstand eine
Latenzzeit von fünf bis zehn Jahren angenom-
men, so dass jetzt aufgetretene Erkrankungen
kaum auf den Balkan-Einsatz zurückgeführt wer-
den können.

Diese Einschätzung – keine erhöhte Leukämie-
rate, Latenzzeit von fünf bis zehn Jahren – wird
durch den Bericht einer EU-Expertengruppe
bestätigt, desgleichen durch den Bericht, den das
Umweltprogramm der Vereinten Nationen
(UNEP) am 12. März 2001 vorgelegt hat und
durch den Bericht der Weltgesundheitsorganisa-
tion vom April 2001.10 Auch Untersuchungs-
kommissionen mehrerer Länder, die an dem
KFOR-Unternehmen beteiligt sind, gelangten zu
keinem anderen Schluss. 

Chemische Giftigkeit

Abgereichertes Uran, wie es im Golfkrieg in
Bosnien und im Kosovo eingesetzt worden ist,
birgt nach der übereinstimmenden Ansicht der
Fachwelt größere chemische als radiologische
Gesundheitsrisiken. Wie die meisten Schwer-
metalle haben Uran und auch abgereichertes Uran
eine hohe chemische Affinität zu Eiweißen und
anderen biologischen Molekülen. Die Fachärzte
sind sich darin einig, dass die – medizinisch
gesprochen – „Zielorgane“ für Erkrankungen
durch Uranstaub primär die Nieren sind, nicht
jedoch das blutbildende System. Hohe Dosen
oder Langzeit-Exposition können im Extremfall
zu Nierenversagen führen. Im Allgemeinen tritt
diese Schädigung jedoch akut auf, nicht erst 
Jahre nach der letzten Exposition. Die toxiko-
logischen Eigenschaften größerer Uranmengen
können zudem Störungen des Immunsystems
bewirken. Indessen ist bisher in Berufsgruppen,
die über lange Zeit Natururan in höheren als
natürlichen Normaldosen ausgesetzt waren, keine
statistisch auffällige Zahl von Todesfällen fest-
gestellt worden.
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4. URANMUNITION IN
DEUTSCHLAND

Abgereichertes Uran – Munition und
Panzerschutz

Die Idee, Hartkernmunition zur Panzerbekämp-
fung mit Uran zu bestücken, entstand während
des Zweiten Weltkrieges – in Deutschland. Sie
kam auf, nachdem im Sommer 1943 die Wolf-
ram-Importe aus Portugal gesperrt worden waren
und die Wehrmacht im Juli die Panzerschlacht
von Kursk – die größte der Weltgeschichte – ver-
loren hatte.

Seit Kriegsbeginn waren vollkalibrige, aus ge-
härtetem Stahl bestehende Wuchtgeschosse ein-
gesetzt worden, deren Durchschlagskraft im Lau-
fe der Zeit durch die Verwendung eines unterka-
librigen Kerns (in der Fachsprache: „Penetrator“)
aus Wolframkarbid gesteigert wurde. Parallel da-
zu wurde ab 1941 Hohlladungsmunition einge-
führt. Als dann die Wolframbestände zur Neige

gingen, ordnete Hitler am 4. August 1943 „eine
sofortige starke Intensivierung der Uranverarbei-
tung für Hartkerngeschosse“ an. Zu diesem
Zweck gab der damalige Rüstungsminister Albert
Speer die Uranvorräte des Reiches für die Pro-
duktion dieser Munitionsart frei; den Gedanken
an eine Herstellung von Atombomben hatte er
aufgegeben. Erste Versuche mit den Urange-
schossen wurden Ende März 1944 vorgenom-
men. Danach verlieren sich die Spuren des Pro-
jekts. Zum Einsatz kam die neue Munition im
Zweiten Weltkrieg offenbar nicht mehr.11

In den Nachkriegsjahren gab es in der NATO wie
im Warschauer Pakt zunächst kaum eine wesent-
liche Weiterentwicklun bei den Panzerungen. Der
Hauptwerkstoff für panzerbrechende Munition
großkalibriger Panzerkanonen blieb deshalb bis
Ende der siebziger Jahre das Hartmetall Wolf-
ramkarbid.

Nach der Entwicklung und Einführung neuer
Kampfpanzer in der zweiten Hälfte der Sechziger
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8 Michaela Kreuzer et al., The German uranium miners cohort study – feasibility and first results, in: Radiation Rese-

arch, Nr. 152 Supplement (Dezember 1999), S. S56-S58.

9 Naomi H. Harley et al., Review of the Scientific Literature As It Pertains to Gulf War Illnesses. Vol. 7. Depleted
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10 Europäische Kommission Stellungnahme der Sachverständigengruppe gemäss Artikel 31 des Euratom-Vertrags.
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ergab sich, dass die bis dahin effektiven Wolf-
ramkarbidgeschosse nicht mehr in der Lage
waren, die neue Generation gepanzerter Fahrzeu-
ge wirksam zu bekämpfen. Dies gab weltweit
Anlass für eine intensive Forschungs- und Ent-
wicklungstätigkeit. In Deutschland, Großbri-
tannien und den Vereinigten Staaten wurde vor
allem mit metallischem Wolfram experimentiert,
versintert mit Nickel oder Eisen. Anfang der sieb-
ziger Jahre wurde dann eine neue Generation pan-
zerbrechender Munition mit Penetratoren aus
Wolframschwermetall eingeführt.

Im Wettlauf zwischen Panzerung und panzerbre-
chenden Waffen rückten jedoch auch Urankerne
aufs Neue ins Blickfeld der Rüstungstechniker.
Seit Ende der sechziger Jahre untersuchten Ame-
rikaner, Briten und Franzosen die Eignung und
Wirksamkeit von abgereichertem Uran als Werk-
stoff für panzerbrechende Munition. 

Die amerikanische Luftwaffe entwickelte in der
ersten Hälfte der siebziger Jahre ein 30 mm-
Geschoss mit einem DU-Kern zur Panzerbe-
kämpfung für die Bordkanone des zur Panzer-
bekämpfung optimierten Kampfflugzeuges A-10
„THUNDERBOLT“. Seit 1978 ist die A-10 in Euro-
pa stationiert. Die Munition für dieses Flugzeug
lagert in Depots der amerikanischen Luftwaffe in
Deutschland. Im Jahre 1980 führte das ameri-
kanische Heer panzerbrechende Munition mit
DU-Penetratoren als Standard-Munition für die
Bordkanone 105 mm der Kampfpanzer ein und
bevorratete diese Munition von 1981 an auch in
Deutschland. Für die neue Panzerkanone 120 mm
und für die 25 mm-Bordkanone im Schützen-
panzer wurde ebenfalls DU-Munition als Stan-
dard eingeführt. 

Die britischen und die französischen Streitkräfte
verfügen ebenfalls über DU-Munition. Nach dem
Kenntnisstand der Bundeswehr haben sie solche

Munition jedoch zu keinem Zeitpunkt auf deut-
schem Boden gelagert oder bei Übungen in
Deutschland verwendet.

Deutsche Untersuchungen zu 
DU-Munition

Unterlagen über die neuartige panzerbrechende
DU-Munition finden sich in den Akten der
Rüstungsabteilung des Bundesverteidigungs-
ministeriums seit 1968, als in den Vereinigten
Staaten die ersten Informationen dazu eingeholt
wurden.

Nach ergänzenden Erkenntnissen, die Angehörige
der Firma Rheinmetall bei einer USA-Reise im
Jahr 1969 gewonnen hatten, führte der Düssel-
dorfer Konzern im September 1970 im Auftrag
des Bundesamts für Wehrtechnik und Beschaf-
fung (BWB) Vorversuche mit DU-Munition
durch. Sie dienten der Messung der Strahlungs-
aktivität und der Untersuchung der Oberflächen-
kontamination. Dabei wurden auf dem Rheinme-
tall-Schießplatz in Unterlüß drei Geschosse DU-
Munition vom Kaliber 20 mm mit je 70 Gramm
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Amerikanisches Kampfflugzeug 

A-10 „THUNDERBOLT“



DU verschossen. Die Herkunft dieser drei Ge-
schosse lässt sich nicht mehr aufklären. Die
Versuche wurden unter anderem durch das Staub-
forschungsinstitut des Hauptverbandes der ge-
werblichen Berufsgenossenschaften e.V. und die
Firma NUKEM begleitet. 

Die Messungen der Strahlungsaktivität ergaben,
dass die zulässigen Grenzwerte nach dem Ver-
schuss im Zielgebiet zwar kurzzeitig überschrit-
ten wurden, durch Absetzung und Verdünnung
jedoch schnell wieder unter den Grenzwert san-
ken.12 Bei Messungen schon wenige Minuten
nach dem Schuss wurden die Grenzwerte auch in
nächster Nähe des Ziels (drei Meter) nicht annä-
hernd erreicht.13 Trotzdem empfahl das Staub-
forschungsinstitut, zur Vermeidung möglicher
Kontaminierung eventuelle Folgeversuche mit
Zielkapselung durchzuführen, das heißt in einer
Sicherheitsbox mit Absauganlage. 

Akten der Hauptabteilung Rüstung aus dem Jahre
1974 enthalten erste Stellungnahmen zur Verwen-
dung von abgereichertem Uran in Munition. Als
Vorteil der DU-Munition wurden herausgestellt:
die höhere Durchschlagskraft, der durch die pyro-
phore Wirkung des abgereicherten Urans beding-
te zusätzliche Brandeffekt und der gegenüber den
Wolfram-Hartkerngeschossen der Bundeswehr
niedrigere Preis. Als Nachteile wurden verzeich-
net: die Strahlungsaktivität mit langer Halbwert-
zeit, technische Probleme bei der Fertigung der
Kerne, die Notwendigkeit einer atomrechtlichen
Genehmigung und das Problem der Abfallbesei-
tigung. Zur Strahlengefährdung und zur Giftig-
keit des in den DU-Geschossen enthaltenen ab-
gereicherten Urans hieß es, dass 

• die Strahlenbelastung von außen vernachläs-
sigbar ist;

• bei der Luftstaubaktivität die Konzentrations-
werte in einem geschlossenem Geschossfang
den Grenzwert zunächst zwar überschreiten, je-
doch sehr rasch wieder darunter absinken;

• die gesundheitliche Gefährdung in erster Linie
bei Inkorporation von Uranoxidstaub entsteht,
und zwar durch interne Strahlung sowie durch
die chemische Toxizität der Uranoxide.

Seit diesen frühen Begutachtungen hat sich die
Bundeswehr über dreißig Jahre hinweg immer
wieder mit den Eigenschaften und der Wirkung
von abgereichertem Uran in panzerbrechenden
Waffen, aber auch bei der Panzerung von Kampf-
fahrzeugen beschäftigt. Zwar hat sie abgerei-
chertes Uran bis zum heutigen Tag weder in Ge-
schossen noch zur Panzerung eingeführt. Sie gab
jedoch während der siebziger Jahre eine Reihe
von Versuchen in Auftrag und hat auch später
noch die DU-Entwicklung in anderen Staaten
aufmerksam verfolgt.

Die Versuche im Auftrag der Bundeswehr wurden
teils in der Bundesrepublik, teils in den Vereinig-
ten Staaten unternommen. 

So fand im Jahre 1974 auf dem US-Versuchsge-
lände Aberdeen (Maryland) ein Vergleichsschie-
ßen mit panzerbrechender Munition für die Pan-
zerkanone 105 mm statt. Dabei wurde amerika-
nische und britische DU-Munition mit deutscher
Wolfram-Munition verglichen. DU-Penetratoren
erzielten teilweise bessere Eindringleistungen als
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Wolfram-Schwermetall. Angesichts der Wechsel-
beziehung von Panzerschutz und panzerbrechen-
der Munitionswirkung sah sich die Bundeswehr
veranlasst, sich weiterhin mit dem Werkstoff DU
zu befassen. Dies mündete jedoch zu keiner Zeit
in regelrechte eigene Entwicklungsarbeiten.

Als weiterer Einsatzbereich von DU-Munition
wurde damals die Flugkörperabwehr von Über-
wasserschiffen aus untersucht. Dazu erhielt
Rheinmetall 1976 einen Untersuchungsauftrag.
Munition mit Wolfram-Geschosskernen wurde
dabei mit DU-Munition verglichen. Die Munition
dazu (100 Patronen vom Kaliber 20 mm mit DU-
Kern) lieferte die amerikanische Firma General
Dynamics. Bei den Versuchen mit anderen Mu-
nitionskalibern hat vertragsgemäß die Firma
Rheinmetall die DU-Kerne laboriert.

Erste Vorversuche mit vier Schuss erfolgten am
7. und 8. Dezember 1976 auf dem Schießplatz der
Firma MBB in Schrobenhausen. Die weiteren
Schießen fanden in den folgenden drei Jahren auf
dem Schießplatz der Firma Rheinmetall in Unter-
lüß statt:

• 18 Schuss in der Zeit vom 2. bis 8. Novem-
ber 1977

• 37 Schuss in der Zeit vom 6. Januar bis 24.
Februar 1978

• 38 Schuss in der Zeit vom 10. bis 12.
April 1979.

Alles in allem sind bei diesen Versuchen in
Deutschland 100 Schuss DU-Munition verschos-
sen worden, davon 97 im Rahmen der Untersu-
chungen zur Flugkörperabwehr.  

Während der Versuche nahm die Wehrwissen-
schaftliche Dienststelle der Bundeswehr für

ABC-Schutz Messungen zur Umweltbelastung
vor; diese ergaben keine Auffälligkeiten. Das Ge-
werbeaufsichtsamt Celle hatte die für die Tests
notwendige atomrechtliche Genehmigung erteilt.
Die Entsorgung der kontaminierten Materialien
oblag der Wehrwissenschaftlichen Dienststelle in
Munster nach den Vorgaben des Gewerbeauf-
sichtsamts. 

Über das Ergebnis der Versuche legte Rheinme-
tall 1979 und 1980 insgesamt drei als Ver-
schlusssache eingestufte Studienberichte vor.
Diese Berichte widmeten sich hauptsächlich den
sicherheitstechnischen Vorkehrungen bei Versu-
chen mit abgereichertem Uran und der Doku-
mentation der Ergebnisse aus den vergleichenden
Beschussversuchen. Nach Abschluss der Unter-
suchungen entschied sich die Bundeswehr unter
dem damaligen Verteidigungsminister Hans Apel
gegen ein Rohrwaffensystem mit DU-Munition.
Die Studien wurden deshalb nicht fortgesetzt.

Neben den Aktivitäten der Firma Rheinmetall zur
Flugkörperabwehr für die Bundesmarine unter-
suchte die Firma MBB Eignung und Wirkung von
DU als Einlagematerial für Hohlladungsmuni-
tion. Dazu fanden in den Jahren 1970/71 insge-
samt fünfzehn Sprengversuche und 1980/81 zehn
weitere Versuche in einer eigens dafür entwickel-
ten, geschlossenen Anlage statt. Die Anlage war
so ausgelegt, dass auftretende Partikel oder Stäu-
be nicht in die Umwelt gelangen konnten. Nach
einer Ortsbegehung mit dem Landesamt für
Umweltschutz im Mai 1992 beschloss die Fir-
menleitung den kontrollierten Abbau der Anlage.
Dekontaminationsrückstände wurden als radio-
aktiver Abfall entsorgt.

Die Untersuchungen der Jahre 1980/81 basierten
auf einem Auftrag des Bundesverteidigungsmi-
nisteriums. Ob dies auch auf die frühen Aktivitä-
ten der Firma MBB in den Jahren 1970/71 zutrifft
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oder ob es sich dabei um firmeneigene Forschung
handelte, konnte nicht mehr zweifelsfrei geklärt
werden. Weder MBB noch einer ihrer Nachfol-
gefirmen waren über dieses Forschungsvorhaben
hinaus mit der Entwicklung oder Herstellung von
DU-Munition befasst.

Im Juni 1982 fasste der zuständige Referatsleiter
im Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung
für eine Abteilungsleiterkonferenz den Sachstand
der Erprobungen zusammen. Dabei stellte er ab-
schließend fest: „Weitere Versuche mit DU-Pe-
netratoren sind m.W. in der Bundesrepublik bis
heute nicht erfolgt. Das ist im Wesentlichen dar-
auf zurückzuführen, dass hier die Entwicklung
und die Beschaffung derartiger Munition als ,po-
litisch unerwünscht’ gelten.“

Was diesen letzteren Punkt anging, so spielte
offensichtlich die Rücksichtnahme auf die deut-
sche Öffentlichkeit eine große Rolle. Die Bevöl-
kerung war zu jener Zeit in allem, was mit Atom-
kraft und Atomwaffen zusammen hing, hoch
sensibilisiert. In den Jahren der erregten Nach-
rüstungsdebatte wollte die Bundesregierung – so
die Aussage von Hans Rühle, damals Leiter des
Planungsstabes auf der Hardthöhe – aus politisch-
psychologischen Gründen einer weiteren Nukle-
ardebatte vorbeugen.14

Es hat sich nicht klären lassen, weshalb die
Bundeswehr dennoch 1986 eine weitere Studie
initiierte. Die Firma Dynamit Nobel untersuchte
damals die „Realisierungsmöglichkeit einer Fer-
tigung von DU-Penetratoren“. Die Leistungsbe-
schreibung verlangte Lösungsvorschläge für die
Herstellung von DU-Penetratoren in spanabhe-
bender Fertigung samt einer Abschätzung der
Stückpreise bei unterschiedlichen Fertigungs-

mengen. Der Abschlussbericht vom Januar 1987
bestätigte die Machbarkeit einer solchen Ferti-
gungsanlage und zeigte auf, dass die geltenden
Brand-, Arbeits-, Strahlen- und Umweltschutz-
bedingungen eingehalten werden könnten.

Die abschließende Besprechung über diese Stu-
die fand im April 1987 statt. Den Firmen-
vertretern wurde dabei jedoch eröffnet, dass 
im Bundesministerium der Verteidigung kein
Interesse an einer Lizenzfertigung von DU-Pene-
tratoren in Deutschland bestehe, weil bei der Her-
stellung von DU-Munition und bei deren Erpro-
bung kontaminiertes Material anfalle.

Auch als die Bundeswehr keine eigenen Versuche
mit DU-Munition mehr durchführte oder veran-
lasste, hat sie die Entwicklung von DU-Munition
in USA, Frankreich und Großbritannien auf-
merksam weiter verfolgt und bewertet. Dabei
ging es vornehmlich um Erkenntnisse über die
Schutzwirkung der eingeführten und in Entwick-
lung befindlichen Panzerungen gegenüber DU-
Munition. Deshalb beteiligte sich Deutschland bis
in die neunziger Jahre hinein an verschiedenen
Beschussversuchen anderer NATO-Staaten (sie-
he Kasten). 

Soweit bei den Versuchen im Ausland die von
deutscher Seite gestellten Sonderpanzerungen
(ohne DU-Verstärkung) durch Beschuss mit
abgereichertem Uran kontaminiert wurden, sind
die zerstörten Ziele nach Deutschland zurück-
gebracht und in Munster nach den geltenden
Strahlenschutzbestimmungen entsorgt worden.

Die Bundeswehr und die deutsche Rüstungs-
industrie haben aus den Ergebnissen dieser Ver-
suche und dem damit verbundenen intensiven In-
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formationsaustausch wesentliche Erkenntnisse
über die Schutzwirkung der eigenen Panzerungen
gewonnen, besonders im Hinblick auf den Schutz
vor leistungsstarker DU-Munition. Diese Er-
kenntnisse sind dann in die Weiterentwicklung
deutscher Kampfpanzer eingeflossen.

Aus triftigem Anlass musste sich die Bundeswehr
schon kurz nach der Einstellung der deutschen
Untersuchungen ein weiteres Mal mit dem The-
ma „abgereichertes Uran“ auseinandersetzen. Im
Dezember 1987 informierte der amerikanische
Botschafter den Bundesminister der Verteidigung
Manfred Wörner darüber, dass die amerikani-
schen Streitkräfte Ende 1988 den Panzer M1A1
„Abrams“ mit DU-gehärteter Panzerung in die
Truppe einzuführen beabsichtigten und ihn auch

in Deutschland stationieren wollten. Der Pla-
nungsstab machte damals in einer Bewertung
dieser Absicht auf drei Problembereiche auf-
merksam:

• objektive Risiken, die mit der Stationíerung
für die Bevölkerung entstehen;

• atomrechtliche Fragen, verbunden mit Trans-
port, Lagerung und Handhabung radioaktiven
Materials;

• emotionale Aspekte der öffentlichen Wahr-
nehmung von echten oder vermeintlichen
Gefahren im Zusammenhang mit radioak-
tiven/nuklearen Materialien.

• 1977: Vergleichsschiessen für 120 mm-Mu-
nition mit DU- und Wolfram-Penetratoren
auf dem US-Versuchsgelände Aberdeen.
Von deutscher Seite wurden nur die Wucht-
geschosse mit Wolfram-Penetratoren gestellt.

• 1986 bis 1989 USA/Deutschland: Leistungs-
vergleich deutscher und amerikanischer Mu-
nition der Kaliber 105 mm und 120 mm. Die
Versuche mit der Wolfram-Munition wurden
in Deutschland (Meppen), die Versuche mit
der amerikanischen DU- und Wolfram-Mu-
nition in USA (Aberdeen) durchgeführt.

• 1989 bis 1990: USA/Deutschland/Frank-
reich: Beschussversuche zum Leistungsver-
gleich von 120 mm Munition mit Penetrato-
ren aus DU und Wolframschwermetall. Die
DU-Munition wurde von den USA und

Frankreich bereitgestellt. Die Versuche mit
den DU-Penetratoren fanden in Aberdeen/
USA und in Gramat/Frankreich, die mit den
Wolfram-Penetratoren in Meppen/Deutsch-
land statt.

• 1989 bis 1992: Untersuchungen unter Be-
teiligung der USA, Großbritanniens, Frank-
reichs und Deutschlands mit Penetratoren
unterschiedlicher Form. Die Beschussversu-
che mit DU-Penetratoren fanden wiederum
in Aberdeen/USA und in Gramat/Frank-
reich, die mit den deutschen Wolfram-Pene-
tratoren bei der Firma Rheinmetall in Unter-
lüß statt. Bei den Versuchen im Ausland
wurde auch DU-verstärktes Panzermaterial
beschossen, wie es beim amerikanischen
Kampfpanzer M1A1 „Abrams“ verwendet
wird. 

BESCHUSSVERSUCHE MIT DEUTSCHER BETEILIGUNG
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Auf Einladung des U.S. Department of the Army
entsandte die Bundeswehr 1988 eine Studien-
gruppe in die Vereinigten Staaten, um dort 
die amerikanischen Unterlagen zu begutachten
und überdies selbst Messungen an den neuen
Panzern vorzunehmen. Dabei wurde vor allem
untersucht, ob die Strahlenemissionen der DU-
Panzerung im Einklang mit dem deutschen
Strahlenschutzrecht standen. Detaillierte Mes-
sungen des Fraunhoferinstituts für Naturwissen-
schaftliche Trendanalysen (INT) mit eigenen
Geräten bestätigten, dass die deutschen Strah-
lenschutzbestimmungen eingehalten wurden und
für die Bevölkerung kein Risiko bestand. Die
Bundesregierung nahm daraufhin zustimmend
von der Stationierung der Abrams-Panzer in 
der Bundesrepublik Kenntnis, blieb sich dabei
aber sehr wohl der kritischen öffentlichen Mei-
nung bewusst. 

DU-Munition – Erbe der NVA 

Nach der Wiedervereinigung geriet die Bundes-
wehr dann 1990 doch noch in den Besitz von Mu-
nition mit DU-Bestandteilen. Aus den Beständen
der Nationalen Volksarmee waren damals auch
die zur Bewaffnung des Kampfflugzeuges MIG
29 gehörenden Lenkflugkörper R 60 MK zu
übernehmen. Ihre Gefechtsköpfe enthielten Stä-
be aus abgereichertem Uran. Sie lagerten zum
Zeitpunkt der Übernahme im Munitionslager des
Flugplatzes Preschen und im Munitionsdepot
Schneeberg. 

Eine Weiterverwendung der mit DU ausgerüste-
ten Gefechtsköpfe dieser Flugkörper kam für die
Bundeswehr nicht in Frage. Am 29. Juli 1994
wurde ein Verwertungsvertrag mit der Firma
Buck Inpar abgeschlossen. Für den Bedarf der
Luftwaffe wurden insgesamt 495 Flugkörper R-60

MK umgerüstet, davon 40 vorab durch die Luft-
waffe. Dabei wurden die DU-Gefechtsköpfe ab-
gebaut und gegen Gefechtsköpfe ohne DU ersetzt.

Nach den vorliegenden Vertragsunterlagen mit
der Firma Buck-Inpar sind bis Ende 1996 die DU-
Stäbe aus 1569 Gefechtsköpfen ausgebaut und
transportsicher verpackt worden. Das DU-Mate-
rial wurde der Zentralen Sammelstelle für radio-
aktive Stoffe der Bundeswehr (ZESAM) in Mun-
ster zur Zwischenlagerung und ordnungsgemä-
ßen Verwertung zugeführt.

Nach bisherigen Erkenntnissen hatte die NVA im
April 1989 über See östlich von Rügen einen
Flugkörper R-60 MK mit DU-Gefechtskopf ver-
schossen. Es gibt keine Hinweise darauf, dass die
NVA oder die in der DDR stationierte Westgrup-
pe der sowjetischen Truppen bei anderen Gele-
genheiten DU-Munition verschossen haben.
Auch auf den weitläufigen Truppenübungsplät-
zen, die die Rote Armee in der DDR unterhielten,
haben deutsche Experten bisher keine Anzeichen
dafür entdecken können, dass dort je DU-Muni-
tion verschossen worden ist.

Vorfälle mit DU-Munition 
in Deutschland

Seitdem sich DU-Munition und DU-gepanzerte
Fahrzeuge der US-Streitkräfte in Deutschland be-
finden, hat es damit mehrere Unfälle und Scha-
densfälle gegeben.

Das amerikanische Heer hat bestätigt, dass bis
1989 amerikanische Panzer aufgrund der bis da-
hin bestehenden hohen Einsatzbereitschaft bei
Übungen grundsätzlich mit DU-Munition bela-
den waren und diese auch in Friedenszeiten über
deutsche Straßen transportiert wurde. Der Ar-

33

I I I .  ABGEREICHERTES URAN



beitsstab hat feststellen können, dass die Bundes-
regierung nach anfänglichem Zögern im März
1981 dieser Praxis zugestimmt hat. Absprache-
gemäß wurde DU-Munition aber grundsätzlich
nicht auf Truppenübungsplätzen in Deutschland
verschossen und wird es auch weiterhin nicht
werden. 

Nach der Darstellung der US-Streitkräfte und
nach eigenen Erkenntnissen der Bundeswehr er-
eigneten sich während der achtziger Jahre in der
Bundesrepublik fünf Zwischenfälle mit DU-
Munition. In einer Aufstellung, die der amerika-
nische Geschäftsträger Terry R. Snell am 23. Ja-
nuar 2001 dem Bundesminister der Verteidigung
übersandte, und in nachfolgenden ergänzenden
Mitteilungen der amerikanischen Streitkräfte sind
sie detailliert beschrieben. Es handelt sich um fol-
gende besondere Vorkommnisse:

• In einer Kaserne in Schweinfurt kam es am
28. Februar 1985 zu einem Brand von DU-
Munition, als in einem M1-Panzer Feuer aus-
brach. Nach einem elektrischen Kurzschluss im
Turm verbrannten drei Geschosse. Informa-
tionen über Kontaminierung und Entsorgung
liegen bisher nicht vor. Das Hauptquartier des
amerikanischen Heeres in Europa (USA-
REUR) untersucht den Fall erneut und hat das
Bayrische Landesamt für Umweltschutz mit
Messungen und Bodenproben in der Zeit vom
28. Februar bis 2. März 2001 beauftragt. Die
Auswertung der Proben durch das Bayrische
Landesamt ist nach Mitteilung des Hauptquar-
tiers des US-Heeres vom 4. Mai 2001 noch
nicht abgeschlossen. Alle zuvor ausgewerteten
Proben hatten ein negatives Ergebnis.

• Auf dem Truppenübungsplatz Garlstedt bei
Bremen wurde am 19. März 1985 aus einem
Kampfpanzer M 1 versehentlich ein Schuss
DU-Munition verschossen. Der DU-Kern wur-

de gefunden und entsorgt. Das Erdreich wurde
abgetragen und ebenfalls entsorgt.

• Auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr
wurde 1986 ein 120 mm-Geschoss ebenfalls
versehentlich verschossen. Der DU-Kern konn-
te geborgen und entsorgt werden. Das Erdreich
wurde abgetragen und durch die US-Streit-
kräfte entsorgt.

• Am 20. September 1988 geriet im Rahmen der
Übung REFORGER bei Gollhofen im Land-
kreis Würzburg ein mit DU-Munition bestück-
ter amerikanischer Panzer M60A3 durch
Motorschaden in Brand. Löschversuche der
Besatzung schlugen trotz Aktivierung der bord-
eigenen Feuerlöschanlage fehl. Weitere Lösch-
versuche wurden nicht unternommen, der Pan-
zer brannte aus. Amerikanisches Kampfmittel-
räum- und ABC-Abwehrpersonal stellte bei der
Bergung an der Fahrerluke eine geringfügige
Kontamination fest, nicht aber in der näheren
Umgebung .

• Ein weiterer Vorfall ereignete sich am 23. Sep-
tember 1988 auf der B 27 bei Kist bei Würz-
burg. Auch hier brannte ein mit DU-Munition
bestückter Panzer, bei dem nach der Bergung
ebenfalls an der Fahrerluke eine Kontamination
festgestellt wurde.

• Am 6. Mai 1990 hat ein amerikanischer
Sprengtrupp auf dem Truppenübungsplatz
Wildflecken beim Vernichten von Munition
möglicherweise auch zwei Patronen 120 mm
mit DU-Kern vernichtet. Ein Sprengen von
DU-Munition ist auch nach US-Vorschriften
verboten. Die U.S. Army setzte am 12. Juli
1990 ein Untersuchungsteam ein. Dieses Team
fand keine Spuren von DU; die entnommenen
Boden- und Wasserproben ergaben keine Hin-
weise auf Kontamination mit abgereichertem
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Uran. Da der Verdacht indes nicht zweifelsfrei
ausgeräumt werden konnte, wird die Angele-
genheit gleichwohl so behandelt, als wäre tat-
sächlich DU-Munition vernichtet worden. Im
Frühjahr 2001 wurde die Oberfläche ein wei-
teres Mal abgesucht. Am 6. Februar 2001 ließ
das Zentrale Institut des Sanitätsdienstes der
Bundeswehr in München Wasserproben aus
den Quellen auf dem Truppenübungsplatz ent-
nehmen. Die Urangehalte der untersuchten
Wasserproben lagen mit einer Ausnahme weit
unterhalb des von der WHO für Trinkwasser
publizierten vorläufigen Richtwerts von 2 Mi-
krogramm Uran pro Liter. An einem Brunnen
lag der Urangehalt einmal mit 3,29 Mikro-
gramm, ein anderes mal mit 5,09 Mikrogramm
pro Liter zwar über diesem WHO-Wert, jedoch
deutlich unterhalb des von der Gesellschaft für
Strahlenforschung festgestellten Maximalge-
halts in Mineralwasser (8,0 Mikrogramm pro
Liter). Die Analyse der Proben zeigte eine
natürliche Isotopenverteilung; Hinweise auf
abgereichertes Uran gab es nicht.

Bei drei weiteren ursprünglich von den Amerika-
nern gemeldeten Zwischenfällen – am 5. August
1981 in Fulda, am 23. März 1982 bei Lampert-
heim (Kreis Bergstraße) und am 14. August 1988
auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr erga-
ben die Ermittlungen, dass sie in keinem Zusam-
menhang mit DU standen. Gleiches gilt auch für
den Absturz eines Kampfflugzeugs A-10 am
8. Dezember 1988 bei Remscheid. Das abge-
stürzte Flugzeug hatte nach Erkenntnissen der
Bundeswehr und amerikanischen Angaben –
zuletzt bestätigt am 31. Januar 2001 – nur
Übungsmunition ohne DU-Bestandteile und 
ohne Sprengstoff an Bord. Der größte Teil der 
30 mm-Übungsmunition wurde unmittelbar nach
dem Flugunfall durch deutsches Kampfmittel-
beseitigungspersonal identifiziert und geborgen.
Auch wurde festgestellt, dass die A-10 keine Bau-

teile aus abgereichertem Uran enthält. Die nach
dem Unfall auf Veranlassung des nordrhein-west-
fälischen Ministers für Arbeit, Gesundheit und
Soziales durch die Zentralstelle für Sicherheits-
technik, Strahlenschutz und Kerntechnik der
Gewerbeaufsicht des Landes durchgeführten
Untersuchungen ergaben keine Kontamination
mit Uran oder anderen radioaktiven Stoffen. Dies
hat die Zentralstelle (heute: Landesanstalt für
Arbeitsschutz) am 31. Januar 2001 nochmals
bestätigt.

Für die Bevölkerung wie für die Soldaten der
Bundeswehr hat bei allen diesen Vorfällen auch
nach heutigem Kenntnisstand keine Gefährdung
vorgelegen, die über die Gefahr hinausgeht, die
ein brennendes Fahrzeug oder Flugzeug dieser
Größenordnung für die unmittelbare Umgebung
birgt.

Fazit

Die Bundeswehr hat sich früh mit dem Thema
DU-Munition ernsthaft befasst. Angesichts der
ständig stärker werdenden Panzerung sowjet-
ischer Kampfpanzer und der Entwicklung wir-
kungsvollerer panzerbrechender Munition mit
DU-Penetratoren bei den Verbündeten wie im
Warschauer Pakt war es sachlich geboten, dass
auch sie Eignung und Wirkung von panzerbre-
chenden Geschossen mit DU-Kern prüfte.

Das Augenmerk der Bundeswehr war aber nicht
einseitig auf die funktionalen Aspekte von DU-
Munition und DU-Panzerung gerichtet. Vielmehr
wurden – auch wegen der Sensibilität der deut-
schen Bevölkerung gegenüber radioaktiven
Materialien – als erstes die möglicherweise von
abgereichertem Uran als radioaktivem Schwer-
metall ausgehenden Gefährdungen untersucht.
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Das Vorgehen der Bundeswehr ist über die Jahr-
zehnte hinweg von allen Bundesregierungen
gebilligt und getragen worden. Die Untersuchun-
gen an DU-Munition begannen unter dem CDU-
Verteidigungsminister Gerhard Schröder und
wurden unter den SPD-Ministern Helmut
Schmidt, Georg Leber und Hans Apel fortgesetzt.
Die Entscheidung Apels 1979/1980 gegen die
Einführung von DU-Munition ist 1987 von
Bundesverteidigungsminister Manfred Wörner
(CDU) noch einmal bestätigt und später im Hin-
blick auf die übernommenen NVA-Bestände auch
von Minister Volker Rühe (CDU) bekräftigt
worden. Parteipolitisches Kapital lässt sich aus
diesem Abschnitt bundesdeutscher Rüstungs-
geschichte nicht schlagen. 

5. URANMUNITION IM EINSATZ

Die amerikanischen Streitkräfte haben in den
neunziger Jahren DU-Munition erst im Golfkrieg
und später in den Konflikten um Bosnien-Herz-
egowina und das Kosovo verwendet. 

Golfkrieg 1991

Während des Golfkrieges haben die Amerikaner
nahezu 860.000 DU-Geschosse eingesetzt, abge-
schossen von Flugzeugen (ungefähr 850.000) wie
von Panzern (knapp 10.000). Mit dieser Muni-
tion, die rund 300 Tonnen DU enthielt, wurden
über 4000 irakische Kampffahrzeuge zerstört.15

Über den Einsatz von DU-Munition durch Streit-
kräfte anderer Nationen im Golfkrieg liegen kei-
ne Erkenntnisse vor. 

Seit dem Feldzug gegen den Irak gibt es in den
Vereinigten Staaten eine intensive Diskussion

über das „Golfkriegsyndrom“, eine unbestimmte
Kombination von Gesundheits- und Befindlich-
keitsstörungen bei Kriegsteilnehmern. Sie rei-
chen von Ermüdungs- und Erschöpfungszustän-
den über Leber- und Nierenfunktionsstörungen
bis hin zu Leukämie. In einer großen Zahl wis-
senschaftlicher Studien konnte ein Zusammen-
hang zwischen dem Einsatz von DU-Munition
und diesen Erkrankungen jedoch nicht festgestellt
werden. Von 102 amerikanischen Kriegsvetera-
nen, die 1991 irrtümlich von der eigenen Truppe
mit DU-Munition beschossen wurden („friendly

fire“), ist bisher keiner an Leukämie oder ande-
ren Krebsarten erkrankt. Dies gilt auch für jene
30 Soldaten, die seitdem mit eingekapselten DU-
Splittern im Körper leben. Alle unterliegen seit
fast einem Jahrzehnt einer strengen medizini-
schen Überwachung. Es findet sich bei ihnen
allenfalls ein erhöhter Uranspiegel im Urin. Eine
Untersuchung der Rand Corporation, die 1998
die vorhandenen wissenschaftlichen Erkenntnisse
auswertete, gipfelt in der Feststellung:

Obwohl man die Schädlichkeit jeder zusätzlichen

Strahlenbelastung des menschlichen Körpers durch

Extrapolation von einem höheren Niveau her berech-

nen kann, gibt es keine Veröffentlichungen mit ver-

gleichender Betrachtung über feststellbare Anstiege

von Krebs oder anderen negativen Auswirkungen auf

die Gesundheit durch Strahlenbelastung von inhalier-

tem oder verschlucktem Natururan auch bei Mengen,

die die im Golf anzunehmenden erheblich überschrei-

ten. Das liegt hauptsächlich daran, dass der Körper

sehr wirksam inhaliertes und verschlucktes Uran aus-

scheidet, und dass es wegen der – bezogen auf seine

Masse – geringen Radioaktivität von Natur- und

abgereichertem Uran praktisch unmöglich ist, die für

eine signifikante innere Belastung benötigte Menge

aufzunehmen.16

Vereinzelt wird in Publikationen behauptet, der
Einsatz von DU-Munition im Irak habe dort
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unter der Zivilbevölkerung Fehlgeburten bewirkt,
Missbildungen bei Neugeborenen oder das ver-
mehrte Auftreten von Krankheiten wie Masern
und Kinderlähmung. Beweiskraft ist diesen Dar-
stellungen – wie etwa der von Prof. Dr. Siegwart
Guenther17 – jedoch nicht zuzubilligen. Messwer-
te für eine erhöhte DU-Belastung der irakischen
Bevölkerung oder verlässliche Angaben über die
Zunahme bestimmter Krankheiten enthalten sie
nicht. Eine objektive Untersuchung soll die Welt-
gesundheitsorganisation demnächst vornehmen.

Im Übrigen sind die Einsatz- und Umweltbedin-
gungen am Golf und auf dem Balkan nicht zu
vergleichen. Die weit intensiveren Kampfhand-
lungen gingen 1991 einher mit dem Einsatz er-
heblich größerer Mengen verschiedenster Muni-
tionsarten und Explosivstoffe. Die körperlichen
und seelischen Belastungen der Soldaten waren
ungleich höher, „battle stress“ oder „shell shock“

als Verursacher von Krankheiten oder Depres-
sionen eher zu gewärtigen (man erinnert sich der
„Magenbataillone“ der Wehrmacht im Zweiten
Weltkrieg). Hinzu kamen das heiße Klima, der
Staub der Wüste, die extreme Luftverschmutzung
durch die von Saddam Hussein in Brand gesetz-
ten kuwaitischen Ölfelder. Direkte Analogie-
schlüsse zum Balkan verbieten sich daher. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am Golf-
krieg nicht mit Soldaten teilgenommen, deutsche
Soldaten sind deshalb auch nicht vom Golfkrieg-
syndrom betroffen. Aus diesem Grunde geht die-
ser Bericht auf den Golfkrieg und das Golfkrieg-
syndrom nicht weiter ein. Die Untersuchung be-

schränkt sich vielmehr auf die beiden Einsatzge-
biete des Balkans, in denen Soldaten der Bundes-
wehr stationiert sind: auf Bosnien-Herzegowina
(seit Dezember 1995) und das Kosovo (seit Juni
1999). Insgesamt haben etwa 72.000 Bundes-
wehrangehörige in den zurückliegenden fünfein-
halb Jahren auf dem Balkan Dienst getan: in Kro-
atien und Bosnien-Herzegowina, im Koso vo, in
Mazedonien und Albanien. Gegenwärtig sind et-
wa 2000 deutsche Soldaten in Bosnien-Herzego-
wina und etwa 5000 im Kosovo stationiert.

Balkan

In den beiden Balkan-Konflikten mit Nato-Be-
teiligung wurde Munition mit Geschosskernen
aus abgereichertem Uran eingesetzt, und zwar
nach allen vorliegenden Informationen aus-
schließlich aus der Bordkanone des amerikani-
schen Kampfflugzeuges A-10. Diese Kanone
kann 3.900 Schuss in der Minute abfeuern. Die
dabei verwendeten Geschosse vom Kaliber 30
mm enthalten einen kegelförmigen Kern aus ab-
gereichertem Uran. Dieser Penetrator ist 95 mm
lang, hat einen maximalen Durchmesser von 16
mm und eine Masse von knapp 300 Gramm.
Sprengstoff enthält das Geschoss nicht.

Beim Einsatz der A-10 gegen Bodenziele werden
in mehreren Feuerstößen von 2 bis 3 Sekunden
Dauer je 120 bis 195 Geschosse abgefeuert. Die
Geschosse treffen im Abstand von einem bis drei
Metern auf, verteilt über eine Strecke von etwa

37

I I I .  ABGEREICHERTES URAN

15 Quellen: U.S. Secretary of Defense, Updated Information, 22. January 2001, und U.S. Department of Defense, „Envi-

ronmental Exposure Report – Depleted Uranium in the Gulf (II), Version 2.0, 13. December 2000, Table H

16 RAND, Review of the Scientific Literature As It Pertains to Gulf War Illnesses, 1999

17 Siegwarth-Horst Günther Uran-Geschosse: Schwergeschädigte Soldaten, mißgebildete Neugeborene, sterbende Kin-

der. Eine Dokumentation der Folgen des Golfkrieges, 1993-1995. Freiburg 20002 (1. Auflage 1996).



500 Metern. Es sind Schüsse mit grobem Schrot.
Die Anzahl der Treffer liegt normalerweise nicht
über 10 Prozent. Beim Auftreffen auf ein ge-
panzertes Ziel durchdringt gemeinhin nur der
Penetrator auf Grund seiner hohen kinetischen
Energie die Panzerung. Dabei entzündet sich der
DU-Kern. Bei der Verbrennung entstehen Uran-
oxide. Sie bilden ein Aerosol, das sich als uran-
haltiger Staub am Zielobjekt oder in dessen
unmittelbarer Nähe niederschlägt. Der Anteil des
DU-Kerns, der sich beim Durchdringen der
Panzerung in Aerosol umsetzt, liegt bei 10 bis
35 Prozent, in besonders gelagerten Fällen bei bis
zu 70 Prozent.

Penetratoren, die auf nicht gepanzerte Ziele tref-
fen oder das Ziel verfehlen, bleiben zumeist ganz.
Sie durchschlagen das Ziel oder dringen, abhän-
gig von der Bodenbeschaffenheit, bis vier Meter
tief in die Erde ein. Treffen die Penetratoren auf
steinigen oder felsigen Boden, können sie als
Querschläger abgelenkt und später in einiger Ent-
fernung des Ziels gefunden werden. Dabei ent-
stehen keine Aerosole und Uranstäube.

Bosnien-Herzegowina 1994/95

In Bosnien und Herzegowina wurden an zwei  Ta-
gen im August und September 1994 und an 17 Ta-
gen im August/September 1995 insgesamt rund
10.800 Schuss DU-Munition verschossen, alle in
einem Umkreis von 20 Kilometern um Sarajewo.
Dies wurde dem Bundesministerium der Ver-

teidigung offiziell erst im Dezember 1997 nach
Nachforschungen des NATO-Hauptquartiers
AIRSOUTH18 bekannt; der Verteidigungsminis-
ter wurde darüber am 30. Dezember 1997 infor-
miert. Doch erst mit einem Memorandum vom
12. Januar 2001, das am 15. Januar 2001 im Mi-
nisterium einging, teilte das NATO-Hauptquar-
tier die Einsatzorte in Bosnien-Herzegowina und
die Menge der dort verschossenen Munition mit. 

Deutsche Soldaten waren seit dem 20.Dezember
1995 in Sarajewo im Hauptquartier der IFOR und
später der SFOR eingesetzt. Die ersten Teile des
deutschen SFOR-Kontingentes bezogen am 21.
Dezember 1996 in einer Stärke von 280 Soldaten
in Rajlovac bei Sarajewo Quartier.

Das Heeresführungskommando hatte bereits am
8. August 1996 – ohne dass bis dahin amtliche
Hinweise auf den Einsatz von DU-Munition
vorgelegen hätten – vorsorgliche Maßnahmen
zum „Schutz gegen Strahlenexposition im Ein-
satzgebiet und zur Verhinderung von Inkorpo-
ration und Kontamination aufgrund unsach-
gemäßer Lagerung radioaktiver Stoffe und Ab-
fälle sowie deren eventueller Freisetzung durch
Kampfhandlungen“ angeordnet. Am 15. August
1996 erließ das Heeresunterstützungskommando
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eine damals für das deutsche IFOR-Kontingent,
aber darüber hinaus auch für künftige Auslands-
einsätze der Bundeswehr gültige Weisung zur
Strahlenschutzüberwachung und zu Schutzmaß-
nahmen, die der Aufnahme radioaktiven Mate-
rials in den Körper vorbeugen sollen. 

Die deutschen Bestimmungen zu Arbeits-, 
Brand-, Strahlen- und Umweltschutz und zum
Gefahrgutwesen gelten grundsätzlich auch im
Einsatzland. Deshalb erging am 25. Februar 1997
an das deutsche SFOR-Kontingent ein umfas-
sender „Befehl für den Umweltschutz und art-
verwandte Schutzaufgaben im Einsatz. Dieser
Befehl behandelt im Abschnitt „Strahlenschutz“
auch „Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von
Inkorporation“.

Am Rande einer Tagung von Sanitätsoffizieren
der NATO (NBC Medical Working Party) im
Februar 1997 berichtete der niederländische Ver-
treter über die Verwendung von DU-Munition im
Gebiet von Bosnien-Herzegowina. Dies veran-
lasste das Bundesministerium der Verteidigung,
vorsorglich die mögliche Gefährdung des deut-
schen SFOR-Kontingents zu prüfen. In einer Stel-
lungnahme des fachlich zuständigen Referats
vom 22. April 1997 heißt es, dass die Strahlen-
exposition von Soldaten an oder in unmittelbarer
Nähe von Stellen, die dem Beschuss durch DU-
Munition ausgesetzt waren, vernachlässigbar ge-
ring und eine Überschreitung der Grenzwerte der
Körperdosis für nicht beruflich strahlenexpo-
nierte Personen nicht zu erwarten sei. Die Inkor-
poration von DU-Partikeln sei vermeidbar, wenn
im Umkreis 50 Metern eines Verdachtortes keine
Nahrung aufgenommen, nicht geraucht und die
ABC-Schutzmaske getragen werde. 

Aus der Sicht des Ministeriums war bei Beach-
tung der Bestimmungen nicht mit einer Gefähr-
dung der deutschen Soldaten zu rechnen. Wohl
deshalb unterblieb die Unterrichtung der Truppe,
nachdem das Ministerium im Dezember 1997
über den Einsatz von DU-Munition im August-
September 1995 in der Umgebung von Sarajewo
offiziell informiert worden war. Die spätere Bri-
sanz des Themas in der Öffentlichkeit wurde da-
mals nicht erkannt. 

Nachdem der NATO-Militärausschuss am 11. Ja-
nuar 2001 die Einsatzorte von DU-Munition ver-
öffentlicht hatte, führte deutsches ABC-Abwehr-
personal zielgerichtete Messungen durch. Im
deutschen Verantwortungsbereich waren am 9.
und 11. September 1995 ein Munitionsdepot und
eine Rüstungsfabrik in Hadzici mit rund 2600
Schuss 30 mm-DU-Munition beschossen worden.
Es wurde jedoch keinerlei Kontaminierung fest-
gestellt.

Kosovo 1999

Während der NATO-Luftangriffe gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien wurden im Kosovo
zwischen dem 6. April und 11. Juni 1999 rund
31.000 Schuss DU-Munition von amerikanischen
Kampfflugzeugen A-10 abgefeuert. Dies ent-
spricht knapp 9 Tonnen abgereicherten Urans, 
also ungefähr einem halben Kubikmeter. Nach
einer detaillierten Karte, die den Vereinten
Nationen auf wiederholtes Drängen des UN-
Generalsekretärs im Sommer 2000 übergeben
worden ist, wurden bei den Angriffen 112 Ziel-
gebiete mit DU-Munition beschossen. Die
Schwerpunkte lagen im westlichen Kosovo, den
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Liste der Zielorte, die im Kosovo mit DU-Munition beschossen wurden.



gegenwärtigen Verantwortungsbereichen der
multinationalen Brigaden Süd und West, die 
unter deutscher beziehungsweise italienischer
Führung stehen. Am meisten betroffen waren 
die Gebiete an der Straße Pec-Djakovica-Prizren
um die Städte Klina und Prizren, außerdem die
Region nördlich der Linie Suva Reka-Urosevac.

Informationspolitik der USA

Die amerikanische Informationspolitik war wäh-
rend des Kosovo-Krieges und noch Monate da-
nach ausgesprochen zurückhaltend. Das Pentagon
unterrichtete zwar die US-Streitkräfte in Europa
und das amerikanische KFOR-Kontingent bereits
am 13. Juni 1999 über den Einsatz von DU-Muni-
tion im Kosovo und die erforderlichen Schutz-
maßnahmen beim Umgang mit davon getroffenen
Fahrzeugen. Die NATO wurde jedoch erst am
1. Juli informiert. So kam es, dass die Parlamen-
tarische Staatssekretärin beim Bundesminister
der Verteidigung in einem Bericht der Bundes-
regierung über die von der NATO im Kosovo-
Konflikt eingesetzten Waffen und Munition noch
am 22. Juni erklärte: „Der Bundesregierung ist
nicht bekannt, welche Munition von Bündnis-
partnern im Rahmen der NATO-Luftangriffe ge-
gen die Bundesrepublik Jugoslawien tatsächlich
eingesetzt wurde“. Nur zögerlich gab das Penta-
gon nach dem Konflikt weitere Angaben heraus.
Erst im Dezember 1999, ein halbes Jahr nach
Beendigung der Kampfhandlungen, erhielten die
NATO-Mitglieder von SHAPE eine Grobskizze
der DU-Einsatzräume. 

Eine genauere Liste mit den Koordinaten der 112
Einsatzorte übermittelte SHAPE schließlich am
16. Juni 2000 dem NATO-Hauptquartier in Brüs-
sel, kurz vor der Übergabe der Liste an den UN-
Generalsekretär. Diese Zielliste, die auch Anga-

ben über die Anzahl der eingesetzten Geschosse
enthielt, wurde dem Führungszentrum der Bun-
deswehr am 20. Juni 2000 von SHAPE zugelei-
tet. Das Führungszentrum verfügte die sofortige
Weiterleitung an das Heeresführungskommando.
Dieses unterrichtete weisungsgemäß den Kom-
mandeur des deutschen KFOR-Kontingents. Die
Information wurde auch an die deutschen Hilfs-
organisationen im Kosovo weitergegeben. 

Information der deutschen Soldaten

Die Bundeswehr hat jedoch im Kosovo ebenso
wie zuvor in Bosnien-Herzegowina schon früh
Schutzmaßnahmen gegen mögliche Gefährdun-
gen durch DU-Munition angeordnet, obwohl sie
in beiden Einsatzräumen erst nachträglich und
mit großer Verzögerung offiziell über deren Ver-
wendung unterrichtet worden war. Die militä-
rische Führung wusste, dass das Kampfflugzeug
A-10 DU-Munition verschoss und zog frühzeitig
die Warnflagge hoch.

Schon am 6. April 1999, also ziemlich zu Beginn
der Kampfhandlungen, informierte das Verteidi-
gungsministerium das Heeresunterstützungs-
kommando über eine mögliche Gefährdung durch
DU-Exposition und befahl, die damals noch in
Mazedonien stehenden deutschen Truppen zu
warnen. Das Heeresunterstützungskommando
leitete diese Information mit Hinweisen auf die
Verfahren zur Strahlenschutzüberwachung und
die Schutzmaßnahmen vor Inkorporation am
4. Mai 1999 weiter. 

Das deutsche Heereskontingent KFOR mar-
schierte mit seiner Vorhut am 13. Juni 1999 und
mit Masse am 16. Juni 1999 in das Kosovo ein.
Es erhielt am 14. Juni 1999 – also während des
Einrückens in die Provinz – eine vorsorgliche
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Weisung des Heeresführungskommandos, in 
der es heißt:

Es ist nicht auszuschließen, dass im Kosovo Munition

mit abgereichertem Uran (Depleted Uranium, DU) ge-

gen gepanzerte Ziele eingesetzt wurde, die zu einer

schwachen radiologischen Verstrahlung im Zielgebiet

(Umkreis 50 m) führen kann. Bei Abschub/Räumung

von Panzerwracks sowie bei Munitionsbeseitigung

durch EOD-Kräfte19 sind beim konkreten Verdacht des

Einsatzes von DU-Munition Bestimmungen der Strah-

lenschutzverordnung einzuhalten. 

Eine Reihe weiterer Befehle ergänzte diese Wei-
sung während der folgenden Monate. Die Wei-
sungslage trug dem Schutzbedürfnis der Truppe
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6. April 1999 Das Ministerium weist das Hee-
resunterstützungskommando auf mögliche
Gefahren durch Munition mit abgereichertem
Uran hin. Das Heeresunterstützungskom-
mando wird aufgefordert, vorsorglich deut-
sche Truppenteile in Ex-Jugoslawien auf
mögliche Gefahren aufmerksam zu machen.

14. Juni 1999 Das Heeresführungskommando
informiert in seiner täglichen Weisung für
KFOR über den möglichen Einsatz von
Munition mit abgereichertem Uran gegen
gepanzerte Ziele.

2. Juli 1999 Das Führungszentrum der Bun-
deswehr befiehlt Maßnahmen zur Vorsorge
und zum Schutz vor Gefährdung des Deut-
schen Heereskontingents KFOR durch DU-
Munition. 

2. Juli 1999 Die EOD-Einsatzleitstelle der
KFOR-Multinationalen Brigade Süd setzt
dies in eine „Gefahren-Info für im Kosovo
eingesetzte Kräfte“ um. 

4. Juli 1999 Der Kommandeur des Deutschen
Kontingents legt Maßnahmen zur Vorsorge
und zum Schutz vor DU-Munition fest. 

5. Juli 1999 Das Heeresführungskommando
weist in der täglichen Weisung nochmals auf
Vorsorge- und Schutzmaßnahmen hin.

6. Juli 1999 Der Kommandeur des deutschen
Kontingents präzisiert die Vorsorge- und
Schutzmaßnahmen in einem schriftlichen
Befehl.

9. Juli 1999 Die Multinationale Brigade Süd
weist nochmals auf die Verpflichtung vom
5. Juli 1999 zur Belehrung hin.

15. Juli 1999 Analog zu der Weisung vom
Februar 1997 für das deutsche SFOR-
Kontingent in Bosnien-Herzegowina erlässt
das Heeresführungkommando eine umfas-
sende „Weisung für die Wahrnehmung 
von Aufgaben im Umweltschutz und art-
verwandte Schutzaufgaben im Einsatz
GECONKFOR“.20 Diese Weisung enthält in
den Abschnitten „Strahlenschutz“ und „Kol-
lateralschäden“ konkrete Hinweise auf DU
und Schutzmaßnahmen zur Vermeidung von
Kontamination. Diese Weisung wird am
12. Dezember 2000 durch eine einheitlich für
die Bereiche SFOR und KFOR geltende Wei-
sung ersetzt.

KOSOVO INFORMATIONS- UND WEISUNGSLAGE 1999



hinreichend Rechnung. Dies belegt die umfang-
reiche Befehlsgebung mit ausführlichen Infor-
mationen über die Verwendung von DU-Muni-
tion, deren Einsatzorte, mögliche Risiken und
Schutzvorkehrungen. 

Problematische Belehrung

Die Frage ist freilich berechtigt, ob die Papier-
form auch der Wirklichkeit entsprach. Sind die
Weisungen im Einsatzgebiet tatsächlich umge-
setzt worden? Der Arbeitsstab konnte nicht ein-
deutig klären, ob und wie dies im Einzelnen ge-
schah. 

Die Belehrung des ersten Kontingents erfolgte
wohl vorwiegend mündlich. Es liegen dem
Arbeitsstab Aussagen von Kompaniechefs vor,
die ihre Soldaten belehrt haben, und von Solda-
ten, die bezeugen, dass sie unterrichtet worden
sind. Indessen gibt es auch Hinweise darauf, dass
die Information im Einzelfall nicht jeden Solda-
ten erreicht hat oder von manchem gar nicht
aufgenommen worden ist. In Prizren gab es in den
ersten Wochen nach dem Einmarsch immer wie-
der Schießereien. Die Truppe musste Millionen
von Essenportionen an die heimgekehrten Flücht-
linge ausgeben. Die Soldaten biwakierten auf
oder neben ihren Panzern. Sicherung war die
Hauptaufgabe. Daneben stand die Schaffung von
Unterkünften im Vordergrund. Minenfelder im
Gelände und Sprengfallen in den Häusern stell-
ten eine weitaus größere Gefahr für Leib und
Leben dar als Uran-Splitter auf schwer zugäng-
lichen Berghöhen oder in abgelegenen Gebirgs-

tälern. Angesichts aller aktuellen Anspannung
kann es schwerlich verwundern, dass viele Sol-
daten im Stress der ersten Zeit kein Ohr für
Belehrungen über DU-Munition hatten.

Die Problematik der Belehrung wurde dem Ar-
beitsstab während eines fünftägigen Besuchs im
April 2001 bei dem deutschen KFOR-Kontingent
in Prizren sehr deutlich. Auf die Frage, ob er je
über die Risiken belehrt worden sei, die sich aus
dem Einsatz von DU-Munition ergäben, antwor-
tete ein Hauptgefreiter mit großer Bestimmtheit,
dies sei nie der Fall gewesen. Am nächsten Tag
legte uns ein Vorgesetzter ein Belehrungsformu-
lar aus dem Januar 2001 vor: Es trug die Unter-
schrift des Hauptgefreiten.21 Er war freilich ein
Angehöriger des fünften Kontingents. Das Datum
des Belehrungsblatts – Januar 2001 – deutet dar-
auf hin, dass die Belehrungspraxis nach der gro-
ßen Weihnachtsaufregung wegen DU-Munition
intensiviert, wenn nicht überhaupt erst wieder
aufgenommen worden ist. 

Allem Anschein nach waren das zweite, dritte und
vierte Kontingent (August 1999 bis November
2000) nicht mehr spezifisch instruiert worden.
Nicht mehr spezifisch instruiert: das heißt, in der
allgemeinen Sicherheitsbelehrung wurde nicht
ausdrücklich auf Munition mit abgereichertem
Uran und die möglicherweise von ihr ausgehen-
de Gefährdung aufmerksam gemacht. Nur in Ein-
zelfällen enthielten Ausbildungsunterlagen zum
Thema „Schutz vor Auswirkungen von Kollater-
alschäden“ schon vor dem Januar 2001 Hinweise
auf „Strahlung von uranabgereicherter Muni-
tion.“ Allerdings lief seit November 1999 das so-
genannte Biomonitoring-Programm, so dass ins-
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20 s. Anlage S. 116ff
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Taschenkarte „Umgang mit Minen und Blindgängern“, Stand: 04/1999 und 02/2001



besondere jene Soldaten, die im Gelände mit DU
in Kontakt kommen konnten, Informationen über
das Thema erhielten.22

Außerdem erhalten alle Soldaten bei der Vor-
bereitung auf den Einsatz im Kosovo eine ABC-
Ausbildung, die die Bedrohung durch ABC-
Kampfmittel und die Verhaltensregeln beim Auf-
finden von Fremd-Munition oder Munitionsteilen
einschließt. Konkret lauten diese Regeln in Bezug
auf Munition: „Nimm nichts auf, was Du nicht
selber hingelegt hast! Berühre nichts! Melde!“; in
Bezug auf Gefahren im Gelände: „Das Verlassen
der befestigten Wege ist verboten“; in Bezug auf
Fahrzeugwracks: „Besteigen strikt untersagt“.
Wer sich an diese allgemeinen Regeln hielt, war
geschützt auch vor Kontaminierung durch un-
gewollten Kontakt mit DU-Munition und vor
Inkorporation von DU-Partikeln. Der darüber
hinaus angeordneten Maßnahmen hätte es eigent-
lich nicht bedurft. 

Seit Anfang 2001 werden die KFOR-Soldaten
wieder intensiv belehrt. Die Belehrung muss von
den Vorgesetzten aktenkundig gemacht werden;
jeder Soldat muss das Belehrungsblatt unterschrei-
ben.23 Im Februar wurde die alte Taschenkarte
über den Umgang mit Minen und Blindgängern,
die im Einsatz jeder mit sich zu führen hat, um
eine Information über DU-Munition ergänzt (s.
Abbildung). Es gibt eine Computer-Dokumenta-
tion, die jeder Einheitsführer abrufen kann. Als
Belehrungsgrundlage dient den Strahlenschutz-
beauftragten eine vom deutschen KFOR-Kontin-
gent gebrannte CD. Die normale Belehrung dau-
ert eine halbe Stunde; Urlauber werden nachbe-
lehrt. Inzwischen seufzt manch ein Soldat ob der
vielen Informationsstunden: „Schon wieder DU!“

Nachforschungen und Messungen

Noch im Juli 1999, etwa vier Wochen nach dem
Einmarsch ins Kosovo, gelangte die deutsche Bri-
gade inoffiziell in den Besitz einer amerikani-
schen Liste der Orte, an denen DU-Munition ein-
gesetzt worden war. Eine sofortige Überprüfung
der im deutschen Verantwortungsbereich liegen-
den 27 Zielflächen ergab, dass Panzerwracks und
anderes von DU-Munition getroffenes Gerät im
Auftrag der amerikanischen Streitkräfte bereits
abtransportiert und alle aufgefundenen DU-Split-
ter eingesammelt worden waren. Die derart ge-
räumten Stellen sahen aus „wie geharkt“ – so die
Aussage eines an der Überprüfung beteiligten
deutschen Soldaten. 

Indessen bleiben bis heute einige Ungewisshei-
ten. Die amerikanische Liste war eine Zielliste,
doch nicht jede A-10 traf auf den Punkt genau. Es
gab Abweichungen. Zudem musste mit einem
Detektor von der Größe eines Bügeleisens zehn
Zentimeter über dem Erdboden gemessen wer-
den; dies in unwegsamem Gebirge, in bewachse-
nem, oft auch vermintem Gelände. Ohne Zweifel
ist bisher nicht alles gefunden worden. 

Messungen an DU-Verdachtsorten 

Im September und Oktober 1999 hat das deutsche
KFOR-Kontingent dann eigene Messungen an 15
Verdachtsorten vorgenommen. Dabei wurden
zwei Flächen als kontaminiert identifiziert. Bei
drei der noch vorhandenen Panzerwracks wurde
radioaktive Strahlung festgestellt. Diese Wracks
waren jedoch nachweislich nicht von DU-Muni-
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tion getroffen worden. Die Strahlungsquellen wa-
ren vermutlich radioaktive Stoffe wie Leuchtfar-
ben oder Prüfsonden in ABC-Warngeräten. Die
an diesen fünf Stellen gemessenen Werte waren
geringfügig höher als die natürliche Strahlung.

Das deutsche Heereskontingent wurde über die-
sen Sachverhalt unverzüglich informiert. Die
Areale wurden gekennzeichnet und abgesperrt –
auch zum Schutz der Zivilbevölkerung. Bei wei-
teren Überprüfungen zu Beginn des Jahres 2000
konnte in den fünf zuvor auffälligen Bereichen
nur noch die natürliche Strahlung festgestellt
werden. 

Sechs der fünfzehn von der Bundeswehr über-
prüften Orte sind dann im November 2000 durch
das United Nations Environmental Programm
(UNEP) erneut untersucht worden. Die Ergeb-
nisse schlossen eine akute Gesundheitsgefähr-
dung der Bevölkerung wie der KFOR-Truppen
aus. Auch von der Bundeswehr veranlasste Ana-
lysen von Wasser- und Bodenproben durch ein
unabhängiges Institut24 haben bisher keine An-
haltspunkte für erhöhte Uranwerte ergeben. 

Maßnahmen zur Gesundheitsüberwachung 

Schon im Juli 1999 ordnete die Bundeswehr eine
gesundheitliche Überwachung des deutschen
KFOR-Kontingents an. Sie schloss ein Biomoni-
toring von Körperflüssigkeit deutscher Soldaten
ein. Mit der Durchführung wurde die Gesell-
schaft für Strahlenforschung beauftragt. Im No-
vember 1999 begann sie mit dem Biomonitoring-
Programm. 

Bei den Messungen wurde der Urangehalt im 24-
Stunden Urin von insgesamt 122 Soldaten analy-
siert:

• 41 Soldaten der ersten Kontingente, die im
Einsatzland an DU-verdächtigen Objekten ein-
gesetzt waren und bei denen nach der Rück-
kehr in die Heimat der Verdacht auf Kontami-
nation oder Inkorporation laut wurde. Bei 15
weiteren Probanden waren die Untersuchun-
gen Ende Mai 2001 noch nicht abgeschlossen.
Sie sollen bei Bedarf auch in Zukunft fortge-
führt werden.

• 38 Personen, die sich zu Beginn der Untersu-
chungen bereits im Kosovo aufhielten, auf-
tragsgemäß an DU-kontaminierten Objekten
tätig geworden waren und bei denen der Ver-
dacht auf Kontamination oder Inkorporation
bestand.

• 43 KFOR-Soldaten einer vor ihrem Kosovo-
Einsatz ausgewählten Studiengruppe. Bei ih-
nen wurden die Messungen vor dem Einsatz
und etwa zwei Monate nach Beginn ihres Ein-
satzes vorgenommen. Dabei wurde unter-
schieden zwischen 

– Soldaten, die im Einsatzgebiet mit kontami-
niertem Material oder DU-Staub in Kontakt
kommen könnten, und

– Soldaten, die überwiegend im Feldlager oder
im Feldlazarett eingesetzt waren, wo eine
Kontamination höchst unwahrscheinlich ist. 

Der GSF-Bericht25 vom Januar 2001 fasst die Er-
gebnisse im Untersuchungszeitraum 30. Novem-
ber 1999 bis 22. Dezember 2000 zusammen. Da-
nach gab es bei keinem der Untersuchten einen
Hinweis auf eine Inkorporation von DU. Auch
sind keine Erkrankungen bekannt geworden, die
sich auf einen Kontakt mit DU-haltigen Muni-
tionsresten zurückführen lassen könnten. Den-
noch besteht weiterhin das Angebot an alle deut-
schen Soldaten, sich nach einem Balkaneinsatz
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vorsorglich einer allgemeinen arbeitsmedizini-
schen Untersuchung zu unterziehen. 

6. AUSLÄNDISCHE UND INTER-
NATIONALE UNTERSUCHUNGEN

Auch andere Länder, deren Soldaten im Kosovo
stationiert sind, haben zu Beginn dieses Jahres in-
tensive Untersuchungen über die gesundheit-
lichen Folgen des Einsatzes von DU-Munition
angestellt. Sie alle gelangten übereinstimmend zu
dem Resultat, dass eine Gefährdung weder be-
stand noch besteht. So stellte eine Untersuchungs-
kommission in Italien – wo kurz vor Weihnach-
ten 2000 die ganze Aufregung um abgereichertes
Uran ihren Ausgang genommen hatte – in ihrem
vorläufigen Bericht vom 19. März 2001 fest:

Auf der Grundlage der gegenwärtig verfügbaren In-

formationen gibt es keinerlei Hinweise, die zu dem

Schluss führen können, dass eine signifikante Exposi-

tion gegenüber Uran-Bestandteilen vorgelegen hat.26

Ähnliche Untersuchungen in Spanien, Portugal,
Belgien, Norwegen, Polen und Tschechien führ-
ten zu dem gleichen Ergebnis.

Vor allen Dingen jedoch haben mittlerweile drei
internationale Organisationen umfängliche Stu-
dien über die Folgen des DU-Einsatzes vorgelegt:
die Europäische Kommission27, die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO)28 und das Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (UNEP).29 Aus
ihnen geht hervor, dass die Befürchtungen grund-
los waren, Soldaten der KFOR könnten auf dem
Balkan einer Gefährdung durch abgereichertes
Uran ausgesetzt gewesen sein.
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24 GSF-Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit, Institut für Strahlenschutz, Neuherberg
25 GSF-Bericht 3/01, „Untersuchungen zur Uranausscheidung im Urin – Überprüfung von Schutzmaßnahmen beim

Deutschen Heereskontingent KFOR“, Januar 2001 
Dr. med. Wolfgang Hoffmann vom Bremer Institut für Präventionsforschung und Sozialmedizin (BISP) hat in der
Presse, aber auch in einem zusammen mit Prof. Dr. Eberhard Greiser und Bernd Pranke vom selben Institut verfassten
Internet-Kommentar Kritik an dieser Untersuchung geübt. Sie gilt vor allem der methodischen Anlage der Studie
(„Studiendesign“), ihrer statistischen Validität und der Systematik der Rekrutierung. Die Kritik geht freilich an den
Bedingungen der Urin-Sammelaktion vorbei. Die vollständige Einhaltung des Regelwerks für „good clinical practice“
(GCP) hätte erfordert, die Soldaten stationär unterzubringen. Dies jedoch hätte die militärische Fähigkeit des Einsatz-
verbandes reduziert – besonders die Fähigkeit des Kampfmittelräumdienstes, der mit der Aufspüren und Unschädlich-
machung großer Mengen von Minen alle Hände voll zu tun hatte. Der für die Untersuchung zuständige Referent im
BMVg hielt es für ethisch nicht vertretbar, kritische Ressourcen im Einsatzgebiet durch eine klinische Studie zu bin-
den, um einen GCP-Standard durchzusetzen, der sich an den Gegebenheiten einer mitteleuropäischen Universitätskli-
nik mit vergleichsweise unbegrenzten logistischen Ressourcen orientiert. Die von der GSF durchgeführte Untersu-
chung stellt daher einen Kompromiss zwischen den in einer von Krieg zerstörten Umgebung gegebenen Möglichkei-
ten und dem wissenschaftlich wünschenswerten Aufwand dar. Der Streit der Kliniker und Statistiker muss angesichts
dieses Einwands verstummen. Die GSF hat der Bremer Kritik im übrigen in zahlreichen Sachpunkten widersprochen.
(Vgl. Prof. Dr. Herwig G. Paretzke, Kommentar 21. März 2001)

26 Italienisches Verteidigungsministerium, Relazione Preliminare della Commissione Istituta dal Ministro della Difesa
sull’Incidenza di Neoplasie Maligne tra i Militari Impiegati in Bosnia e Kosovo (Vorläufiger Bericht des Untersu-
chungsausschusses des italienischen Verteidigungsministers zur Inzidenz bösartiger Neubildungen bei den in Bosnien
und im Kosovo eingesetzten Soldaten.), 19. März 2001.

27 Europäische Kommission Stellungnahme der Sachverständigengruppe, a.a.O. (FN10)
28 UNEP Depleted Uranium in Kosovo, a.a.O. (FN 10)
29 World Health Organization Report of the WHO. Depleted Uranium Mission to Kosovo. Undertaken at the request of

the Special representative of the Secretary-General and Head of the United Nations Interim Administration in Kosovo
(UNMIK), 22. bis 31. Januar 2001



Die UNEP-Studie

Im November 2000 untersuchte ein internationa-
les Team von 14 Wissenschaftlern im Auftrag der
UNEP elf Flächen im Kosovo, die mit DU-Mu-
nition beschossen worden waren. In ihrem Ab-
schlussbericht heißt es:

Eine großflächige Verunreinigung der Erdoberfläche

durch abgereichertes Uran konnte nicht festgestellt

werden. Das bedeutet, dass etwaige großflächige Ver-

unreinigungen in so geringem Ausmaße vorliegen, dass

sie nicht gemessen oder von der natürlichen Uran-

konzentration unterschieden werden können, die sich

im Gestein und im Erdreich findet. Die damit verbun-

denen radiologischen und toxikologischen Gefähr-

dungen sind unbedeutend oder es bestehen gar keine.

Nur an einigen Stellen, die in unmittelbarer Nähe
von Einschüssen lagen, konnten die Fachleute der
UNEP eine messbare Verunreinigung des Erdrei-
ches feststellen. Die meisten dieser Stellen seien
jedoch nur schwach verunreinigt gewesen, heißt
es in der Studie. In der Mehrzahl dieser Fälle
wurde Radioaktivität am umliegenden Asphalt,
Beton oder Erdreich gemessen; auch der Sand an
einigen Einschussstellen war radioaktiv belastet.
In vielen Fällen war die Radioaktivität jedoch so
niedrig, dass sie kaum nachgewiesen werden
konnte. Aus diesem Grund kommen die Autoren
der UNEP-Studie zu dem Schluss, dass auch die-
se Stellen keine nennenswerte Verunreinigung von
Luft, Wasser oder Pflanzen verursachen können.

Die UNEP-Studie beschäftigt sich mit der Frage,
ob Personen durch direkten Kontakt mit verun-
reinigten Gegenständen gefährdet werden können
– etwa durch Berühren oder Verschlucken von Er-
de, die mit DU verunreinigt wurde. In diesen Fäl-
len seien gesundheitsschädigende Wirkungen je-
doch unwahrscheinlich. Nur im Falle des Ver-
schluckens einer bedeutenden Menge von

verunreinigter Erde sei zu erwarten, dass toxiko-
logische Grenzwerte leicht überschritten würden;
ein radiologisches Risiko bestehe aber selbst in
diesem Fall nicht.

In Bosnien hat die SFOR fünf Jahre nach dem
Einsatz von DU-Munition 133 Uransplitter bei
Privatleuten eingesammelt. Stellen sie eine Ge-
fährdung für die Sammler dar? Die UNEP-Studie
sagt dazu:

Auf dem Boden liegende Penetratoren können von Per-

sonen aufgehoben werden. Eine mögliche Folge wäre

die Verstrahlung der Hände. Wie die Reibeversuche an

den Penetratoren ergeben haben, liegt die Menge des

abgelösten DU bei einigen Milligramm; ermittelt wur-

den 5 mg. Es ist anzunehmen, dass nur ein geringer

Teil davon in den Körper gelangt und dort eine sehr

geringe Strahlungsdosis (in der Größenordnung von

1 µSv) abgibt. Die mögliche Aufnahme ist auch unter

dem Gesichtspunkt der Grenzwerte für die chemische

Toxizität gering, jedenfalls bezogen auf die jährlich

tolerierbare Aufnahme.

Eine weitere mögliche Folge ist die von außen auf
die Haut einwirkende Betastrahlung in dem Fall,
dass eine Person einen Penetrator in die Tasche
steckt oder als Schmuck an einer Halskette trägt.
Dies könnte zu einer fortgesetzten Exposition der
Haut und in der Folge nach einigen Wochen zu
verhältnismäßig hohen örtlichen Strahlungsdosen
führen (die über die Werte in den Strahlen-
schutzrichtlinien hinausgehen), auch wenn es zu
keinen Verbrennungen der Haut durch Strahlung
kommt. Die einwirkende Gammastrahlung ist
nicht signifikant und liegt höchstens in der Grö-
ßenordnung der natürlichen Strahlung.

Obwohl die Fachleute der UNEP keine Verunrei-
nigung von Wasser feststellen konnten, werteten
sie die Verunreinigung von Grund- und Trink-
wasser als mögliches zukünftiges Risiko. An be-
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sonders intensiv beschossenen Stellen könne sich
die Wahrscheinlichkeit einer Uran-Verunreini-
gung des Grundwassers um einen Faktor von 10
bis 100 erhöhen. Obwohl die Strahlung dann im-
mer noch sehr gering sei, könne die Uran-Kon-
zentration im Wasser die Grenzwerte der Weltge-
sundheitsorganisation für Trinkwasser überstei-
gen. Die Wissenschaftler weisen jedoch darauf
hin, dass hier ohne weitere Untersuchungen letzt-
lich keine verbindlichen Aussagen getroffen wer-
den können.

Die WHO-Studie

Zu weithin ähnlichen Aussagen gelangt die Un-
tersuchung der Weltgesundheitsorganisation. Sie
ist Ergebnis der Reise eines Wissenschaftlerteams
ins Kosovo, die vom 22. bis 31. Januar 2001 statt-
fand. In einem Bericht an die UN-Verwaltung des
Kosovo (UNMIK) heißt es:

Es fanden sich keine eindeutigen medizinischen Hin-

weise darauf, dass Erkrankungen einzelner Personen

im Kosovo auf den Kontakt mit abgereichertem Uran

zurückzuführen sind. (…) Die hohen Bleikonzentra-

tionen, die bei Bewohnern der Region Mitrovica fest-

gestellt wurden, das Fehlen von langfristigen Maß-

nahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Blei und die

alarmierend hohe Zahl von verkehrsbedingten Todes-

fällen bedürfen der dringenden Aufmerksamkeit von

UNMIK und anderen Organisationen. Verglichen mit

diesen Ursachen von Tod und Behinderung ist abge-

reichertes Uran ein geringfügiges Problem.

Die Fachleute der WHO kommen zu dem Ergeb-
nis, dass bei einer typischen Einschussstelle nur
ein Bruchteil des abgereicherten Urans in Form
von Uranoxid oder Metallstaub freigesetzt wird.
Selbst wenn diese geringen Mengen vom Wind
zerstreut würden, ginge die Belastung in der na-

türlichen Hintergrundstrahlung auf. Sollte je-
mand den Staub einatmen oder verschlucken,
dann würde nur ein winziger Prozentsatz vom
Körper absorbiert; davon würde das allermeiste
durch die Nieren wieder ausgeschieden.

Der Bericht der WHO weist auch darauf hin, dass
mehr als 70 Prozent der verschossenen DU-Mu-
nition bis zu drei Meter tief ins Erdreich eindringt
und damit für die Bevölkerung nicht zugänglich
ist („So tief pflügt keiner“, lautete der Kommen-
tar eines UNMIK-Beamten). Der Zerfall des Ma-
terials finde in einem langsamen Prozess über
Hunderte von Jahren statt, so dass die Zivilbe-
völkerung überhaupt nur mit sehr geringen Men-
gen DU in Kontakt kommen könne. Nur an Ein-
schussstellen mit hartem Grund könnten nach
Einschätzung der WHO höhere Urankonzentra-
tionen freigesetzt werden, weshalb diese Stellen
vor allen anderen gesäubert werden sollten. Ins-
gesamt kommt die Studie zu der Einschätzung, es
sei wenig wahrscheinlich, dass landwirtschaftli-
che Produkte durch DU verunreinigt werden
könnten; ebenso wenig sei mit einer Verunreini-
gung des Trinkwassers zu rechnen.

Die EU-Studie

Auch eine Studie der Europäischen Union vom
März 2001, die sich allerdings nicht speziell mit
dem Kosovo beschäftigt, gelangt zu dem Ergeb-
nis, dass von DU-Munition aller Wahrscheinlich-
keit nach keine Gesundheitsgefährdungen ausge-
hen. Wenn eine Person abgereichertem Uran aus-
gesetzt werde, habe das keine deterministische
Strahlenschädigung zur Folge, heißt es in dem
Bericht. Lege man Dosen zugrunde, wie sie rea-
listischerweise beim Umgang mit dem Material
vorkommen, dann könne der Schluss gezogen
werden, dass „DU keine feststellbaren Auswir-
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kungen auf die Gesundheit bewirken kann“. Als
einzige mögliche Ausnahme wird die Inkorpora-
tion eines DU-Splitters genannt.

Über die Stahlungsgefährdung durch direkten
Kontakt mit abgereichertem Uran schreiben die
Fachleute der EU:

Die Strahlendosis für die Haut in direktem Kontakt

(auf nackter Haut, nicht in einer Tasche oder in der

Kleidung) mit einem Stück DU stammt hauptsächlich

von Beta-Teilchen. Es ist sogar unwahrscheinlich, dass

ein ständiger Kontakt für mehrere Wochen eine Strah-

lenverbrennung oder eine andere kurzfristige Wirkung

erzeugen können. Es ist allerdings ein leicht erhöhtes

Risiko für Hautkrebs an der bestrahlten Stelle zu er-

warten. Längerer Hautkontakt mit DU sollte daher

vermieden werden. 

Im Bericht der EU wird besonders darauf ver-
wiesen, dass etwaige Folgen einer Aufnahme von
DU in den Körper erst nach langer Zeit und nicht
schon nach wenigen Jahren aufträten. Gerade
Leukämie sei trotz ihrer vergleichsweise kurzen
Latenzzeit (fünf bis zehn Jahre) nicht zu erwar-
ten, denn Uran werde im blutbildenden System
nur sehr wenig abgelagert. Die Gefahr, dass ab-
gereichertes Uran sich auf Pflanzen niederschlägt
und auf diesem Weg in die Nahrungskette ge-
langt, schätzen die Fachleute der EU als „bis zum
nächsten Regen“ begrenzt ein. Auch nach diesem
Bericht wäre die Dosis, die durch Berühren oder
Verschlucken von DU aufgenommen werden
kann, als „extrem gering“ einzustufen. Zur mög-
lichen Kontamination von Trinkwasser heißt es:

Sie spielt nur dort eine Rolle, wo abgereichertes Uran

in löslicher Form in die Umwelt verstreut oder verteilt

wird. Einige Studien über solch ein Verstreuen von ab-

gereichertem Uran sind in den Vereinigten Staaten an

Teststätten durchgeführt worden, ohne messbaren Ef-

fekt auf das Trinkwasser. Relativ hohe Konzentratio-

nen von natürlich vorkommendem Uran im Trinkwas-

ser über dem Grenzwert der WHO-Richtlinie von bis

zu 15 Milligramm pro Liter finden sich in nordischen

Ländern, verbunden mit hoher natürlicher Radioakti-

vität, ohne dass daraus resultierende gesundheitliche

Folgen bei der Bevölkerung beobachtet wurden.

Der NATO-Bericht

Auch die NATO hat das DU-Problem untersucht.
Im Januar 2001 wurde ein Ausschuss („Ad Hoc
Committee on Depleted Uranium“) eingesetzt,
dem Vertreter aus 49 Ländern angehörten. Der
Ausschuss hat die Erkenntnisse verschiedener
Nationen zusammengefasst, die Studien von
UNEP, WHO und EU vergleichend bewertet und
Erfahrungen mit den internationalen Organisa-
tionen wie EU, OSZE, UNMIK und ICRC aus-
getauscht. In die Bewertung flossen auch die
erwähnte GSF-Studie und das Ergebnis einer vom
Bundesminister der Verteidigung angeordneten
„fact finding mission“ ein, die vom 18. bis 21. Ja-
nuar 2001 das Kosovo besuchte. Der Ad-hoc-
Ausschuß der NATO bestätigte die Schlussfolge-
rungen der übrigen Untersuchungen – dass näm-
lich die DU-Einsatzorte so gut wie keine
radiologischen Gesundheitsrisiken bergen, und
toxikologische Risiken nur unter außergewöhn-
lichen Umständen. In der zusammenfassenden
Bewertung stellt der Vorsitzende fest:30

• Bis zum heutigen Tage hat kein Land berichtet, es

habe Hinweise darauf, dass die Krankheiten seiner

auf dem Balkan stationierten Truppen gegenüber

den nicht auf dem Balkan eingesetzten Streitkräften

angestiegen sind;

• ebenso hat kein Land berichtet, dass es einen Zu-

sammenhang zwischen gesundheitlichen Beschwer-

den der auf den Balkan eingesetzten Truppen und

DU festgestellt hat;
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• die Gespräche und der Informationsaustausch zwi-

schen den Ländern und internationalen Organisa-

tionen haben bisher den vorläufigen Bericht an die

Führung der militärischen Gesundheitsdienste der

NATO bestätigt, der – auf der Grundlage begut-

achteter medizinisch-wissenschaftlicher Daten –

gegenwärtig keinen Zusammenhang zwischen DU

und gemeldeten Krebserkrankungen feststellen

konnte;

• derzeit hat kein Land oder keine internationale Or-

ganisation berichtet, es gebe irgendwelche Hin-

weise darauf, dass von einer der untersuchten Stel-

len gegenwärtig durch Radioaktivität eine Bedro-

hung für die menschliche Gesundheit ausgeht.

DU und die Zivilbevölkerung

Von Anfang an stellte sich die Frage, wie die Be-
völkerung im Kosovo auf den Einsatz von DU-
Munition in der Provinz reagieren würde. Nach
übereinstimmender Auskunft der UN-Verwaltung
(UNMIK), des KFOR-Hauptquartiers, der Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE), des UN-Flüchtlingswerks
(UNHCR) und Vertretern der verschiedensten
Nicht-Regierungs-Organisationen hat das Thema
jedoch keine Rolle gespielt. Die Mehrheit der al-
banischen Kosovaren war ohnehin geneigt, alles
gutzuheißen, was die NATO getan hatte, die zu-
rückgebliebenen knapp hunderttausend Serben
aber hatten ganz andere Sorgen. 

Hinzu kommt, dass die Ziele, die mit DU-Muni-
tion beschossen wurden, zumeist weit ab von
Dörfern und Städten lagen – in unzugänglichen

Gegenden, wo niemand leicht hinkommt. Von
„nuklearverseuchten Gegenden“ oder „kontami-
nierten Regionen“, von denen zum Beispiel die
PDS zu berichten wusste, kann keine Rede sein.31

Es handelt sich um wenige isolierte Stellen, die
seit zwei Jahren geräumt sind, wiewohl sich hier
und da wohl immer noch Munitionsfragmente
finden ließen, wenn man denn in den Bergen in-
tensiv nach ihnen suchte oder tief genug grübe.
Tom Koenigs – früher als Kommunalpolitiker
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30 Chairman‘s summary on the Ad Hoc Committee on Depleted Uranium, C-M (2001) 43, 23 may 2001

31 Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, kleine Anfrage der Abgeordneten Heidi Lippmann-Kaske, Dr. Winfried Wolf

und der Fraktion der PDS, Drucksache 14/1117

Warntafel für die Bevölkerung des Kosovo vor

der Gefährdung durch giftiges Schermetall



vom Bündnis 90/Die Grünen Finanzdezernent in
Frankfurt am Main, heute als Mitglied der UN-
Verwaltung Quasi-Innenminister des Kosovo –
stuft abgereichertes Uran jedenfalls als eine
„mindere Gefahr“ ein. 

Koenigs hat festgestellt, dass an den DU-Zielor-
ten die Strahlungsdosis nach zwei Vegetationspe-
rioden weit unter allen international gültigen
Grenzwerten liegt und die natürliche Hinter-
grundstrahlung nicht übersteigt. Er ist zu der Er-
kenntnis gekommen, dass die Medien die Gefahr
für die Bevölkerung aufgebauscht haben. Das
Foto von Kindern, die auf einem zerstörten Pan-
zer spielten, hatten viele Zeitungen mit einer irre-
führenden Bildunterschrift versehen: Der Panzer
war nachweislich nicht durch DU-Munition, son-
dern auf andere Weise zerstört worden. Und er ist
zu der Überzeugung gelangt, dass in Sachen
Uranmunition weder viel getan werden muss
noch viel getan werden kann. 

Die UN-Verwaltung hat an zwölf Zielorten 500
dreisprachige Schilder aufstellen lassen: „Ach-
tung: Gebiet kann Rückstände von Schwermetall-
giften enthalten. Eintritt nicht ratsam“ (siehe
Foto). Sie hat alle Ärzte, alle Krankenhäuser und
den Gesundheitsdienst mit Flugblättern über den
Umgang mit DU-Munition informiert. Sie hat
nachgefragt, ob eine erhöhte Zahl von Erkran-
kungen von Krebs oder Multipler Sklerose, von
Fehlgeburten oder Missbildungen bei Neugebo-
renen zu beobachten ist. Die Antwort lautet
durchweg: Nein. Die Idee, an sämtlichen Ein-
schlagstellen die obersten zehn Zentimeter Erde
abzutragen und zu entsorgen, wurde verworfen –
es würde zwei Jahre dauern und nicht viel brin-
gen. Und nicht nur aus Kostengründen wurde
auch darauf verzichtet, sämtliche Zielgebiete ab-
zusperren. Es müssten dazu 500 Kilometer NA-
TO-Stacheldraht verlegt werden – ein begehrter
Schwarzmarkt-Artikel, der, wenn er nicht einfach

gestohlen würde, ohnehin kaum jemanden im Ko-
sovo abhalten durfte. 

Auch die Trinkwasserversorgung hält UNMIK
nicht für ein ernstes Problem. Zwar hätte die Mis-
sion gern einen Etatposten von 1 Million Mark,
um Trinkwasser und Grundwasser regelmäßig
und flächendeckend untersuchen lassen zu kön-
nen. Doch geht es dabei weniger um die mögli-
che DU-Belastung als vielmehr um die generelle
Wasserverschmutzung im Kosovo, vor allen Din-
gen durch Blei, das im nördlichen Teil der Pro-
vinz abgebaut wird. Abgereichertes Uran gilt
nicht als „trinkwasserrelevant“, der Wasserpfad
verlaufe anders. Im übrigen ist ja auch in Bos-
nien-Herzegowina fünf Jahre nach dem DU-Ein-
satz eine Verseuchung des Wassers bisher nicht
festgestellt worden. 

Diese unaufgeregte Einschätzung der UN-Ver-
waltung deckt sich mit der Schlussfolgerung, die
Steve Fetter und Frank von Hippel – zwei kriti-
sche amerikanische Autoren – in einer vielzitier-
ten Studie gezogen haben: 

Die Sorge über die von DU verursachten Gesund-

heitsprobleme und Umweltschädigungen ist über-

trieben. Das Risiko für die Bevölkerung in der Nähe

oder für Personen, die nicht in direktem, ungeschütz-

ten Kontakt mit Fahrzeugen waren, die von DU-

Munition getroffen wurden, oder mit Flächen, die

durch brennende DU-Munition schwer verseucht sind,

erscheint als sehr niedrig. Es ist unwahrscheinlich,

dass DU-Verseuchung eine messbare Wirkung auf 

die öffentliche Gesundheit im Irak oder Jugoslawien

hat.32

Das DU-Problem im Kosovo, wenn überhaupt
vorhanden, ist beherrschbar. Sämtliche Zweifel
haben bisher ausgeräumt werden können – was
dennoch nicht die Frage beantwortet, ob all die
Ängste und Zweifel, die Uranmunition auslöst,
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nicht für sich schon ein ausreichender Grund
wären, in künftigen Konflikten diese Munition
nicht mehr einzusetzen.

Fazit

Die Bundeswehr hat in Bosnien-Herzegowina
ebenso wie im Kosovo frühzeitig Schutzmaß-
nahmen gegen mögliche Gefährdungen durch
DU-Munition angeordnet, obwohl sie in beiden
Einsatzräumen erst nachträglich und mit einiger
Verzögerung über deren Einsatz unterrichtet wor-
den war. Sie handelte aus der Erkenntnis, dass
amerikanische Waffensysteme mit DU-Munition
zum Einsatz gekommen waren oder sich zumin-
dest im Einsatzgebiet befanden. Der Vorwurf, sie
habe im Zusammenhang mit dem Thema DU-
Munition etwas versäumt oder vertuscht, kann sie
deshalb nicht treffen. 

Was der Bundeswehr allerdings vorzuwerfen
bleibt, das ist eine unglückselige Informations-
politik, als das Thema vor Weihnachten 2000 in
die Schlagzeilen geriet. Im Bendlerblock und auf
der Hardthöhe herrschte bis zum 4. Januar 2001
ein lautstarkes Schweigen. 

Zum einen Teil mag dies daran gelegen haben,
dass die Bundeswehr sich nach den vielen voran-
gegangenen Studien sicher war, es könne an den
Behauptungen, Unterstellungen und Vorwürfen,
die um die Jahreswende auf sie niederprasselten,
absolut nichts sein – eine Einschätzung, in der sie
seitdem von sämtlichen nationalen und interna-

tionalen Studien oder Untersuchungen bestätigt
worden ist.

Zum anderen Teil kam hier das auch anderswo zu
beobachtende Feiertagssyndrom ins Spiel. Der
Minister war auf Staatsbesuch im Nahen Osten,
dann in Urlaub, die Riege der Staatssekretäre aus-
gedünnt. Zwar verfasste der zuständige Fach-
mann in der Inspektion des Sanitätsdienstes zwi-
schen den Jahren ein fünf Seiten langes Papier,
das den aktuellen Wissensstand zu DU-Munition
minutiös, korrekt und einleuchtend wiedergab.33

Doch der Draht zwischen der Berliner Stallwache
und der Bonner Hardthöhe funktionierte schlecht.
So kam es, dass das Ministerium am 4. Januar
2001 eine Pressemitteilung herausgab, in der das
ursprüngliche Papier so kräftig zusammenge-
stutzt war, dass dem Text nur noch wenig Aussa-
gekraft innewohnte.

Der Minister kehrte am 4. Januar 2001 vorzeitig
aus seinem Urlaub zurück. Am Freitag, dem 5.
Januar 2001, führte er dienstliche Gespräche in
München. Das Wochenende (6. und 7. Januar
2001) benutzte er zum Aktenstudium der DU-
Problematik. Am Sonntagabend äußerte er sich
dann in mehreren Interviews zu dem Thema. In-
tensiven Konsultationen innerhalb des Ministeri-
ums und mit NATO-Ministerkollegen folgte am
10. Januar eine Konferenz mit Medizinern und
Wissenschaftlern. Zu diesem Zeitpunkt war die
Öffentlichkeit jedoch schon zutiefst beunruhigt.

Das Bundesministerium der Verteidigung wird
aus dieser PR-Panne organisatorische Konse-
quenzen zu ziehen haben, die eine Wiederholung

53

I I I .  ABGEREICHERTES URAN

32 Steve Fetter und Frank N. von Hippel, „The Hazard Posed by Depleted Uranium Munitions“, in Science and Global
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33 Bundesministerium der Verteidigung, InSan I 1, „Grundsätzliche Einschätzung der gesundheitlichen Gefährdung

durch Rückstände von DU-Munition“, Erklärung für die Presse, 4. Januar 2001, Az 01-54-14



ausschließen. Das Publikum jedoch sollte sich vor
dem Fehlschluss hüten, dass eine mangelhafte In-
formationspolitik gleichzusetzen sei mit irrefüh-
render Information. Die feiertägliche PR-Schwä-
che des Bundesministeriums der Verteidigung
widerlegt nicht den Kern seiner Argumentation:
Eine Gesundheitsgefährdung unserer Soldaten
und der Bevölkerung im Kosovo hat nicht be-
standen. Daran lässt sich nicht rütteln – trotz der
missglückten Öffentlichkeitsarbeit des Ministeri-
ums zwischen Weihnachten und dem Dreikö-
nigstag, die im übrigen nicht die sensations-
lüsternen Aufbauschungen in Teilen der Medien
rechtfertigt.
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Mit abgereichertem Uran sind nur sehr wenige
Bundeswehrangehörige bei früheren Versuchen
oder jüngst auf dem Balkan bei der Kampfmit-
telbeseitigung in näheren Kontakt gekommen.
Ganz anders verhält es sich mit einer Reihe an-
derer Gefährdungen, die im militärischen Leben
alltäglich auftreten. Dazu gehören die so ge-
nannten Gefahrstoffe ebenso wie Risiken, die von
technischem Gerät ausgehen.

Auch diese Gefährdungen haben in der Vergan-
genheit immer wieder Schlagzeilen gemacht. Um
manche Themen wird es nach einiger Zeit wieder
ruhiger, andere beschäftigen die Betroffenen und
die Bundeswehr über lange Zeit. Zu den Dauer-
themen zählen die von Radargeräten ausgehen-
den Strahlungsgefahren und Asbest. Auch ist
angesichts der rund 1.800 Gefahrstoffe, die in der
technischen Großorganisation Bundeswehr vor-
kommen, ständig damit zu rechnen, dass neue
Fragen auftauchen, wie neuerdings bei den
MILAN-Raketen mit Thorium-Bestandteilen.

Es kommen mehrere Gründe zusammen, deret-
wegen die Bundeswehr unter aufmerksamer Be-
obachtung steht. Da ist zum einen die in der Ver-
gangenheit stärker als heute übliche Geheimhal-
tung im Zusammenhang mit Munition und
technischem Gerät. Zum anderen herrscht in den
vielen Familien, deren Söhne als Wehrpflichtige
dienen oder gedient haben, das Empfinden vor,
dass diese jungen Männer Anspruch auf beson-
dere Fürsorge haben, weil sie sich diese ihre
Tätigkeit nicht aussuchen konnten wie ein nor-
maler Arbeitnehmer. Auch das verbreitete Miss-
trauen gegenüber allem Militärischem lenkt die
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit stets von
Neuem auf die Risiken des Militärdienstes. Die

nicht immer glückliche Informationsstrategie der
Bundeswehr tut ein Übriges.

Dabei ist es für die Bundeswehr nicht immer
leicht, das richtige Augenmaß zu finden. Sie muss
nicht nur unter militärischen Gesichtspunkten
abwägen, wie Sicherheitsmaßnahmen und Wirk-
samkeit von Waffensystemen in Einklang zu brin-
gen sind. Obendrein sind ihre Finanzmittel be-
grenzt, was ihr wiederholt den Vorwurf einge-
bracht hat, an der Sicherheitstechnik zu sparen.
Geht sie jedoch mit ihrer Vorsicht zu weit, so setzt
sie sich ebenfalls der Kritik aus. Wegen der teu-
ren Entsorgung von PCP-belastetem Material34 –
vor allem von Handschuhen und Zelten – hat sie
sich eine Rüge des Bundesrechnungshofs gefal-
len lassen müssen.

1. FÜRSORGE IN DER BUNDESWEHR

Das Fürsorgeprinzip in der Bundeswehr bedeu-
tet, dass der Bund als Dienstherr dem Wohl der
Bundeswehrangehörigen Rechnung zu tragen hat
– während und nach der Dienstzeit. Die Soldaten
stehen in einem Treueverhältnis zu ihrem Dienst-
herrn, der Bundesrepublik Deutschland. Hieraus
ergibt sich umgekehrt eine Fürsorgepflicht des
Dienstherrn. Sie ist im § 31 des Soldatengesetzes
verankert: 

Der Bund hat im Rahmen des Dienst- und Treuever-

hältnisses für das Wohl des Berufssoldaten und des

Soldaten auf Zeit sowie ihrer Familien, auch für die

Zeit nach Beendigung des Dienstverhältnisses, zu sor-

gen. Er hat auch für das Wohl des Soldaten zu sorgen,

der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet; …

34 PCP = Pentachlorphenol



Besonders der direkte Vorgesetzte des Soldaten
hat eine Fürsorgepflicht: Er hat für seine Unter-
gebenen „zu sorgen“. Es ist die Pflicht des Vor-
gesetzten, seine Untergebenen nach Recht und
Gesetz zu behandeln und als Sachwalter der
Fürsorgepflicht des Dienstherrn aufzutreten. Das
Fürsorgegebot verstärkt für die Bundeswehr auch
die gesetzliche Pflicht zu Vorsorge und Arbeits-
schutz. 

2. ARBEITSSCHUTZ IN DER
BUNDESWEHR

Das Prinzip der Vorsorge liegt den sozialen Siche-
rungssystemen aller Industriegesellschaften zu-
grunde. Es läuft auf die organisierte Eindämmung
von Unfallrisiken oder anderer Risiken hinaus,
die aus dem Umgang mit gefährlichen Stoffen
oder Technologien herrühren. In diesem Sinne
soll das Arbeitsschutzrecht Arbeitsunfälle verhü-
ten und Berufskrankheiten und negative Belas-
tungen physischer und psychischer Natur bei der
Arbeit so weit wie möglich vermeiden. Es um-
fasst den technischen, medizinischen und sozia-
len Arbeitsschutz. 

Rechtsgrundlagen

Die Bundeswehr als Teil der vollziehenden Ge-
walt ist an Gesetz und Recht gebunden (Art. 20
Abs. 3 GG). Die Angehörigen der Bundeswehr
haben daher den gleichen Anspruch auf Sicher-
heit am Arbeitsplatz wie Arbeitnehmer der ge-
werblichen Wirtschaft bei vergleichbaren Tätig-
keiten. Dessen ungeachtet stehen Soldaten bei der
Erfüllung ihres verfassungsmäßigen Auftrages in
der Pflicht, besondere Gefahren zu ertragen. 

Der Arbeitsschutz in Deutschland basiert auf dem
EU-Recht (Art. 95 und 138 EG-Vertrag); dem
staatlichen Arbeitsschutzrecht; dem Recht der
Unfallversicherungsträger, besonders der Be-
rufsgenossenschaften; den Regelungen zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz im Arbeits- und
Dienstrecht, in Tarifverträgen und Dienstverein-
barungen; schließlich der Verpflichtung, den
Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene
samt allen sonstigen gesicherten arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu berücksichtigen,
die in Technischen Regeln, europäischen und
deutschen Normen (zum Beispiel DIN) oder in
Merkblättern niedergelegt sind. Ergänzt werden
sie durch das Regelwerk der Bundeswehr zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, das sich in einer
Vielzahl von Dienstvorschriften und Erlassen
niedergeschlagen hat.

Das Arbeitsschutzrecht gilt für alle privaten und
öffentlichen Tätigkeitsbereiche und Beschäf-
tigten, auch für Beamte und Soldaten. In der
Bundeswehr gilt es unmittelbar durch Verord-
nungen oder mittelbar durch ein eigenes Regel-
werk.

Das deutsche Arbeitsschutzrecht, das auch für
Soldaten in all ihren Tätigkeitsbereichen gilt,
unterscheidet zwischen dem staatlichen und dem
autonomen öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz-
recht der Unfallversicherungsträger („Duales
System“). Das staatliche Arbeitsschutzrecht ver-
langt von den Arbeitgebern die Einhaltung der
Arbeitssicherheit im Betrieb und von den Her-
stellern die technische Sicherheit ihrer Produkte.
Es verpflichtet die Arbeitgeber zur Gefährdungs-
beurteilung des Arbeitsplatzes, zur Ermittlung
und Festlegung der erforderlichen Arbeitsschutz-
maßnahmen, zu deren Überprüfung und zur
Einrichtung einer geeigneten Arbeitsschutzorga-
nisation. Dem Arbeitnehmer wird unter anderem
auferlegt, die Weisungen im Arbeitsschutz zu be-
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achten. Ergänzt wird das Arbeitsschutzrecht durch
das Gerätesicherheits-, Chemikalien- und Mut-
terschutzgesetz, ferner durch das Arbeitssicher-
heitsgesetz und die Arbeitsstättenverordnung,
schließlich durch Rechtsverordnungen wie die
Lastenhandhabungs-, Arbeitsmittelbenutzungs-
oder Gefahrstoffverordnung. Auch die Strahlen-
schutz- und die Röntgenverordnung gehören dazu. 

Das Arbeitsschutzrecht der Unfallversicherungs-
träger beruht nach dem Sozialgesetzbuch auf dem
Grundgedanken der eigenverantwortlichen Ge-
staltung des Arbeitsschutzrechtes durch Arbeit-
geber und Arbeitnehmer. 

Die Unfallversicherungsträger haben einen dop-
pelten gesetzlichen Auftrag: Unfälle und Berufs-
krankheiten nach Möglichkeit zu verhindern
(Prävention), wenn es aber dennoch dazu kommt,
sachgerechte Entschädigung zu leisten. Dazu ge-
ben sie ein eigenes Vorschriften- und Regelwerk
als verbindliche Rechtsgrundlage für Arbeitgeber
und Versicherte heraus: Sicherheitsregeln, Merk-
blätter und berufsgenossenschaftliche Grundsät-
ze. Für seine Beschäftigten ist der Bund selber
Unfallversicherungsträger. Er erlässt eigene Un-
fallverhütungsvorschriften. 

Überwachung und Durchführung 

Für die Überwachung des staatlichen Arbeits-
schutzrechts gibt es zweierlei Organisationen:
zum einen die Arbeitsschutzbehörden der Länder,
in erster Linie die Gewerbeaufsichtsämter und
Gewerbeärzte, zum anderen Beauftragte der Un-
fallversicherungsträger. Beide können Begehun-
gen durchführen, Anordnungen treffen, Bußgel-
der verhängen oder Strafanzeige stellen. Bei kon-
kreter Gefährdung können sie Anlagen und
Geräte für die Nutzung sperren lassen.

Für das Bundesministerium der Verteidigung gel-
ten einige besondere Regeln. Es ist berechtigt, für
seinen Aufgabenbereich eigene Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen. Ferner hat ihm das Arbeits-
schutzgesetz die Überwachung des Arbeits-
schutzrechts in seinen Betrieben und Verwaltun-
gen übertragen. Für die technische Überwachung
kann es eigene Sachverständige bestellen.

Das EU-Recht und nationales Recht lassen darü-
ber hinaus für die Bundeswehr oder für Wehrma-
terial Ausnahmen zu. So kann die Bundeswehr
bei bestimmten Tätigkeiten von Vorschriften des
Arbeitsschutzrechts abweichen. Im diesem Falle
ist der Arbeitsschutz auf andere Weise zu ge-
währleisten. Die hierfür erforderliche Rechtsvor-
schrift des Bundesministeriums der Verteidigung
wird derzeit erarbeitet.

Der Schutz von Leben und Gesundheit hat im
Frieden Vorrang vor der Erfüllung anderer Auf-
gaben. Von diesem Grundsatz darf nur abgewi-
chen werden, wenn militärisches Handeln dies
zwingend erfordert. Wo die Bundeswehr trotz ih-
rer gesetzlichen Möglichkeiten keine eigenen Re-
gelungen erlassen hat, muss sie daher grundsätz-
lich alle Vorschriften des staatlichen Arbeits-
schutzrechtes und der Unfallversicherungsträger
oder Berufsgenossenschaften anwenden. In der
Strahlenschutz- und Röntgenverordnung wird der
Bundeswehr eine eigene Zuständigkeit übertra-
gen, sie übt die öffentlich-rechtliche Aufsicht al-
so selber aus. Indessen gelten selbverständlich al-
le Grenzwerte auch für die Bundeswehr-Angehö-
rigen. 

Regelwerk in der Bundeswehr

Wegen ihrer Größe, ihrer komplexen Organisa-
tion und der militärischen Besonderheiten setzt
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die Bundeswehr das Arbeitsschutzrecht in Dienst-
vorschriften, Durchführungsbestimmungen, Wei-
sungen, Einzelerlasse und Befehle um. Die für sie
geltenden arbeitsschutzrechtlichen Grundsätze
sind im ZDv 44/2, Betriebsschutz von 1982 nie-
dergelegt. Diese Vorschrift wird zurzeit den
Erfordernissen des neuen und sich ständig weiter
entwickelnden Arbeitsschutzrechts angepasst.
Für den Medizinischen Arbeitsschutz sind die
„Grundsätze für den Medizinischen Betriebs-
schutz in der Bundeswehr“35 maßgeblich. 

Im Allgemeinen Umdruck Nr. 220 ist das Ver-
fahren zur Beschaffung von Wehrmaterial mit ei-
nem umfangreichen Maßnahmenkatalog zur Ge-
währleistung der technischen Sicherheit nach
dem Stand der Technik vorgeschrieben. 

Organisation des Arbeitsschutzes 

Die das Arbeitsschutzrecht umfassenden Aspek-
te des technischen, medizinischen und sozialen
Arbeitsschutzes werden im Bundesministerium
der Verteidigung in unterschiedlichen Abteilun-
gen und Referaten behandelt. 

Der Unterabteilungsleiter WV IV ist der oberste
und zentrale Berater des Ministers und zugleich
Koordinator für Umwelt- und Arbeitsschutz im
Ministerium. Unterstützt wird er durch das für die
technischen Grundsätze und querschnittliche Fra-
gen des Arbeitsschutzes in der Bundeswehr zu-
ständige Referat WV IV 4. Die Fachzuständigkeit
für den medizinischen Arbeitsschutz obliegt der
Inspektion des Sanitätsdienstes, für die sozialen
Aspekte ist die Personalabteilung des Ministeri-
ums zuständig.

Die Umsetzung der Grundsätze des Arbeits-
schutzes in den unterstellten Organisationsberei-

chen, also den Streitkräften und der Bundeswehr-
verwaltung, gehört zu den Aufgaben der zustän-
digen Führungsstäbe und Abteilungen im Mini-
sterium, ferner der nachgeordneten höheren
Kommandobehörden und Dienststellen mit ihren
„Zentralen Stellen für Arbeitssicherheit“. 

Die Verantwortung für die Grundsätze und Fach-
aufsicht im medizinischen Arbeitsschutz liegt bei
der Inspektion des Sanitätsdienstes, den Leiten-
den Betriebsärzten der Teilstreitkräfte und der
anderen Organisationsbereiche und dem regional
strukturierten Betriebsärztlichen Dienst der Bun-
deswehr, in vielen Fällen auch Vertragsärzten.

Für den Arbeitsschutz in den Streitkräften und
den Behörden der Wehrverwaltung ist der jewei-
lige Dienststellenleiter, also der Führer eines Ver-
bandes, der Leiter einer Behörde, der Chef eines
Amts zuständig. Er ist an Ort und Stelle die „ver-
antwortliche Person“ für die Erfüllung der Arbeit-
geberpflichten. Eine Arbeitsschutzorganisation
trägt in beratender Funktion dazu bei, dass die
vorgeschriebenen Aufgaben umfassend und vor-
schriftsmäßig wahrgenommen werden können.
Dazu gehören unter anderem Betriebsärzte, Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit, Unfallvertrauensper-
sonen, Beauftragte für Strahlen- und Laserschutz
und Fachkundige für elektromagnetische Felder.
Insgesamt stehen der Bundeswehr für diese Auf-
gaben über 3700 Fachleute zur Verfügung, davon
allein knapp 1400 Strahlenschutzbeauftragte.

Die technische Überwachung der Anlagen und
Geräte wird teilweise durch gewerbliche Unter-
nehmen wie dem TÜV vorgenommen. Die
Bundeswehr verfügt daneben über mehrere mit
zivilem Personal besetzte Messstellen. So sind bei
den beiden Strahlenmessstellen in Munster und
Sonthofen Sachverständige nach Atomrecht be-
stellt. Drei Gefahrstoffmessstellen sind für che-
mische Untersuchungen akkreditiert. Darüber
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hinaus gibt es zwei Lärm-Messstellen und eine
Funkmessstelle für HF-Strahlen. Zusätzliches
wissenschaftliches Fachpersonal für Arbeits- und
Umweltschutz und Gefahrstoffwesen steht im
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung zur
Verfügung. 

Die Messstellen haben sich auch in anderen Be-
reichen für die Streitkräfte als unentbehrlich er-
wiesen. Schwerpunkte waren und sind dabei
Messungen zu Dieselmotor-Emissionen (DME),
Pentachlorphenol, Asbest, Lärmbelastung und
Strahlungen jeglicher Art. Besonders wichtig wa-
ren für die Soldaten auf dem Balkan angesichts
der schwierigen Umweltbedingungen dort die
häufigen Untersuchungen durch Bundeswehr-
Messstellen. Erstmals ist dort bei der Aufklärung
der DU-Munitionsfunde auch die neue mobile
Untersuchungsstelle der „ABC- und Selbst-
schutz-Schule der Bundeswehr“ in Sonthofen
eingesetzt worden. Sie ist speziell für Unter-
suchungen unter schwierigen Einsatzbedingun-
gen geschaffen worden und wird von Soldaten
betrieben. 

Die öffentlich-rechtliche Aufsicht der Bundes-
wehr nimmt in der Abteilung Wehrverwaltung im
Bundesministerium der Verteidigung das Referat
WV IV 5 wahr. Zusammen mit den unterstellten
Dezernaten in den Wehrbereichsverwaltungen er-
ledigt diese Organisation sowohl der Gewerbe-
aufsichtsämter des staatlichen Arbeitsschutz-
rechts als auch der Technischen Überwachungs-
dienste der Berufsgenossenschaften. Sie besitzt
alle Rechte und Pflichten dieser Organisationen:
So führt sie Überprüfungen durch, erteilt Anord-
nungen, kann Anlagen sperren und Ordnungswi-
drigkeitsverfahren einleiten. Ferner untersucht sie
Unfälle, erteilt auf Antrag Ausnahmen im Rah-

men der gesetzlichen Möglichkeiten, berät die
Arbeitssicherheitsbeauftragten und die Dienst-
stellenleiter. Dabei handelt sie völlig weisungs-
frei und unabhängig.

Um zusammen zu fassen: Der Arbeitsschutz in
der Bundeswehr richtet sich nach den Gesetzen.
Ausnahmeregelungen gibt es nur dort, wo der
militärische Auftrag dies zwingend erfordert oder
wo auf Grund militärischer Besonderheiten die
allgemeinen Vorschriften nicht angewandt wer-
den können. In diesen Fällen erlässt die Bundes-
wehr eigene Vorschriften, um das Leben und die
Gesundheit ihrer Beschäftigten und Soldaten zu
gewährleisten. Doch obwohl die Bundeswehr  ei-
gene Kompetenzen und Regelungen zur Fürsor-
ge, Vorsorge und Versorgung hat, um mit den viel-
fältigen Risiken der modernen Gesellschaft um-
zugehen, unterscheiden sich diese in der Substanz
nicht von denen der übrigen Gesellschaft.

Die derzeitige Arbeitsschutzorganisation der
Bundeswehr entspricht den Vorgaben des Ar-
beitsschutzrechts. Weitere organisatorische und
administrative Verbesserungen sind anzustreben.
Personelle Einschränkungen sollten im Zuge der
geplanten Strukturänderungen und Personalkür-
zungen auf jeden Fall vermieden werden.

Empfehlungen zur Arbeitssicherheits-
organisation

Anhörungen, Besprechungen und Besuche –
auch im Kosovo – veranlassen den Arbeitsstab da-
zu, dem Bundesminister der Verteidigung einige
organisatorische Anpassungen seines Hauses zu
empfehlen.
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Die Aufgaben des technischen, medizinischen
und sozialen Arbeitsschutzes werden zurzeit aus
wohlüberlegten Gründen in verschiedenen Abtei-
lungen des Bundesministeriums der Verteidigung
wahrgenommen: der soziale Arbeitsschutz – mit
überwiegend personenbezogenen und arbeits-
rechtlichen Aspekten – in der Personalabteilung,
der medizinische Arbeitsschutz in der Inspektion
des Sanitätsdienstes und der technische Arbeits-
schutz schließlich in der Abteilung Wehrverwal-
tung. Jede der Aufgaben ist dort für sich gesehen
gut aufgehoben.

Insgesamt scheint aber eine bessere Koordination
zwischen den einzelnen Arbeitsfeldern erforder-
lich zu sein. Zwar hat der Bundesminister der Ver-
teidigung im Jahre 1999 einen „Beauftragten für
Umweltschutz und Arbeitssicherheit der Bundes-
wehr“ benannt, dessen Dienstanweisung spiegelt
aber nicht die notwendige Kompetenz wider.36

Wegen der besonders engen Zusammenhänge
und der gegenseitigen Abhängigkeit von techni-
schem und medizinischem Arbeitsschutz sollte
daher die Zusammenfassung dieser Aufgaben un-
ter der Verantwortung dieses Beauftragten geprüft
werden. Er sollte auch klarer als „Verantwortli-
che Person“ im Sinne § 13 Arbeitschutzgesetz mit
der Übernahme von ministeriellen Arbeitgeber-
aufgaben zur eigenständigen Bearbeitung beauf-
tragt werden. 

Angesichts der etwa 2000 Gefahrstoffe, die in der
Bundeswehr Verwendung finden, der immer
strengeren Gesetzgebung für Umwelt- und
Arbeitsschutz und immer komplizierteren und
umfangreicheren Vorschriften erscheint es als
geboten, zur Unterstützung ein modernes EDV-
System mit dem notwendigen Fachpersonal ein-
zurichten. Es wird daher empfohlen, die Einfüh-
rung des geplanten „Arbeitssicherheit und Um-
weltschutz-Daten-Informationssystem (AUDIS)“
zu forcieren. Das ist auch notwendig, um schnell

reagieren zu können, wenn besondere Vorfälle
oder eine plötzliche Mediendiskussion dies er-
fordern.

Vor dem Hintergrund der angestrebten größeren
Eigenständigkeit der Industrie bei der Entwick-
lung von Wehrmaterial benötigt die Bundeswehr
auch weiterhin Expertise im Arbeits- und Umwelt
schutz, weil sie sich bei der Abnahme von Wehr-
material stärker als bisher auf ihr eigenes Urteil
verlassen muss. Zwar sind die Hersteller in der
Industrie für die Einhaltung von Vorschriften der
technischen Sicherheit verantwortlich, jedoch
gebieten Fürsorge und Verantwortung zusätzlich
eigene sicherheitstechnische Kontrollen. Nur
dann kann verhindert werden, dass es Überra-
schungen mit gefährlichen Substanzen oder son-
stigen Gefährdungen gibt, die von der einge-
kauften Ausrüstung ausgehen. Eigene Expertise
benötigt die Bundeswehr besonders auf solchen
Fachgebieten, für die in der Privatwirtschaft und
in der Wissenschaft nur geringes Interesse be-
steht. Dies gilt für den technischen wie für den
medizinischen Arbeitsschutz.

Bei den Auslandseinsätzen der zurückliegenden
Jahre hat der Arbeits- und Umweltschutz Vorge-
setzte und Soldaten gleichermaßen vor besonde-
re Herausforderungen gestellt. Im Vergleich zu
den hochentwickelten Umweltstandards in
Deutschland herrschen in Regionen, die von po-
litischer Labilität bis hin zu kriegerischen Aus-
einandersetzungen gekennzeichnet sind, oft
schwierige ökologische Bedingungen. Arbeits-
und Umweltschutz genießen bei Menschen, die
um das schiere Überleben und Durchkommen
kämpfen, nicht die höchste Priorität. Dafür gibt
es zu viele, oft unmittelbar auf sie einwirkende,
ihr Leben gefährdende Bedrohungen, im Kosovo
etwa die Emissionen des Bleibergbaus, die über-
all zu findenden brennenden Müllkippen oder die
mit Asbest verseuchten Lagerhallen.
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Der militärische Führer benötigt daher an Ort und
Stelle ausreichende Beratungskompetenz, um sei-
ne Soldaten im Einsatz vor unbekannten Um-
weltgefahren schützen zu können. Die amerika-
nischen Streitkräfte haben für derartige Aufgaben
eine spezielle fachliche Einsatzkomponente auf-
gestellt, die vor Beginn und während eines Ein-
satzes die örtlichen Umwelt- und Sicherheitsbe-
dingungen genau untersucht (Stichwort „Poison
Battle Field“). Eine entsprechende Kapazität
sollte auch deutschen Truppen im Einsatz ständig
zur Verfügung stehen.

3. WEHRDIENSTBESCHÄDIGUNGEN

Versorgung ist die andere Seite des Risikoma-
nagements: Kompensation für diejenigen, die
trotz aller Vorsorge Opfer der Risikogesellschaft
geworden sind. Die Versorgung der Bundeswehr-
angehörigen erstreckt sich auch auf die Zeit nach
Beendigung des Dienstverhältnisses. Dies bezieht
sich einerseits auf den Anspruch auf Alters-
versorgung. Zum anderen gilt es für die Versor-
gung von Bundeswehrangehörigen, die aus ihrer
Dienstzeit berufliche Gesundheitsbeschädigun-
gen davongetragen haben. 

Die Bundeswehr teilt sich die Betreuung ihrer An-
gehörigen mit den Versorgungsämtern der Län-
der. Die Zuständigkeiten für das Verfahren sind
zwischen Wehrverwaltung und Versorgungsäm-
tern eng verzahnt. Die Bundeswehrverwaltung ist
unter anderem für alle Angelegenheiten zustän-
dig, die die aktive Dienstzeit von Soldaten be-

treffen. Dazu gehört auch die nachträgliche Auf-
klärung von Sachverhalten. Die Versorgung nach
der Wehrdienstzeit wird von den Versorgungs-
ämtern durchgeführt. Für Soldaten gelten die im
Soldatenversorgungsgesetz entsprechend den
Prinzipien des Sozialen Entschädigungsrechts ge-
troffenen Regelungen. Für die zivilen Beschäf-
tigten der Bundeswehr gelten die Bestimmungen
der gesetzlichen Unfallversicherung (Angestell-
te/Arbeitnehmer) und des Beamtenversorgungs-
gesetzes. 

Für Art und Umfang der Versorgung Wehrdienst-
beschädigter und ihrer Hinterbliebenen ist we-
sentlich, dass der Begriff „Wehrdienstbeschädi-
gung“ (WDB) weit gefasst ist, so dass Soldaten
bei Dienstunfällen, wehrdienstbedingten Erkran-
kungen und gesundheitlichen Schädigungen auf
Grund wehrdiensteigentümlicher Verhältnisse
Versorgungsschutz erhalten. 

Im Rahmen eines jeden Wehrdienstbeschädi-
gungs-Verfahrens muss der Soldat darlegen und
im Zweifelsfall nachweisen, dass die Ursache der
Schädigung mit dem Wehrdienst zusammen-
hängt. Ob zwischen der gesundheitlichen Schä-
digung und der Erkrankung oder Verletzung ein
ursächlicher Zusammenhang besteht, wird von
ärztlichen Gutachtern geprüft.

Als öffentlicher Arbeitgeber ist die Bundeswehr
zur Einleitung eines WDB-Verfahrens, zur Prü-
fung der Angaben des Soldaten und zur Ermitt-
lung der Umstände, die zu der Schädigung ge-
führt haben, von Amts wegen verpflichtet. Ver-
mutet jemand eine Gesundheitsschädigung, so
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36 „Der Beauftragte für Umweltschutz und Arbeitssicherheit ist zentraler Ansprechpartner und Berater der Leitung des

BMVg in allen grundsätzlichen Fragen des Umweltschutzes und der Arbeitssicherheit.“ In einer Fußnote heißt es

dazu: „ausgenommen sind der soziale und der medizinische Arbeitsschutz“ (Auszug aus Staatssekretät / Org 1 – Az 

10-02-05/20 vom 29. Mai 2000)



kann, auch ohne dass medizinische Symptome
aufgetreten sind, durch den Truppenarzt ein
WDB-Blatt angelegt werden. Die darin doku-
mentierten Fakten können bei einer späteren Er-
krankung und Einleitung eines WDB-Verfahrens
das Urteil darüber erleichtern, ob die Gesund-
heitsstörung Folge einer Wehrdienstbeschädigung
ist.

In den Jahren 1970 bis 1992 wurden bei den
Wehrbereichsverwaltungen III und V jährlich et-
wa 20.000 WDB-Verfahren eingeleitet. Seit 1993
sind die Zahlen infolge der Verminderung des
Streitkräfteumfangs stark gesunken. Im Jahr 2000
wurden noch 10.889 Verfahren erfasst, wobei die-
se Statistik nicht zwischen aktiven und ehemali-
gen Soldaten unterscheidet.

Die Beschädigtenversorgung für die Zeit nach
Beendigung des Wehrdienstverhältnisses und die
Hinterbliebenenversorgung werden von den Ver-
sorgungsämtern der Länder auf Antrag durchge-
führt. Nach der Statistik des Bundesministeriums
für Arbeit und Sozialordnung wurden im Febru-
ar 2001 an 16.334 ehemalige Soldaten  (von rund
achteinhalb Millionen) und Hinterbliebene Ver-
sorgungsleistungen gezahlt, die im Soldatenver-
sorgungsgesetz begründet sind.

Erfahrungsgemäß werden die meisten WDB-Ver-
fahren wegen Erkrankung der Wirbelsäule, Hör-
schäden, Sport- und Verkehrsunfällen eingeleitet.
Die Schädigung lässt sich häufig auf einen Un-
fall während der Ausübung des Wehrdienstes
oder auf eine konkrete Wehrdienstverrichtung zu-
rückführen. Die daraus resultierende Folge – et-
wa eine Gesundheitsstörung, die eine Minderung
der Erwerbsfähigkeit nach sich zieht – ist diesem
Ereignis eindeutig zuzuordnen. Entschädigungs-
leistungen gemäß den bestehenden rechtlichen
Bestimmungen werden dann automatisch ge-
währt.

Bei WDB-Verfahren, in denen Strahleneinwir-
kungen als Ursache eines Krebsleidens vermutet
werden, besteht allerdings eine andere Situation.
Die Betroffenen erkranken häufig erst viele Jah-
re nach ihrer Tätigkeit an Radargeräten. Weil die
schädigende Wirkung der Störstrahlung nicht
ausreichend bekannt war und eine akute Gesund-
heitsstörung nicht vorlag, waren keine WDB-
Blätter angelegt worden. Für die Betroffenen wie
für die Verwaltung ist es schwer zu ermitteln, mit
welcher Strahlenbelastung die Tätigkeit am Ra-
dar verbunden war und ob sie mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit die Ursache für die Krankheit
ist. 

Die Regelungen des Sozialen Entschädigungs-
rechts tragen solchen Fällen insofern Rechnung,
als sie den Antragstellern erhebliche Erleichte-
rungen beim Nachweis einer Schädigung einräu-
men. Zum Einen reicht nach § 15 des Gesetzes
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer-
versorgung die Glaubhaftmachung aus, wenn der
schädigende Tatbestand nicht nachgewiesen wird.
Zum Anderen genügt für die Annahme, dass die
Gesundheitsstörung Folge einer wehrdienstbe-
dingten Schädigung ist, die Wahrscheinlichkeit
des ursächlichen Zusammenhangs.

Selbst dann, wenn die zur Anerkennung einer Ge-
sundheitsstörung als Folge einer Wehrdienstbe-
schädigung erforderliche Wahrscheinlichkeit nur
deshalb nicht gegeben ist, weil über die Ursachen
des festgestellten Leidens in der medizinischen
Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann die Ge-
sundheitsstörung als Folge einer Wehrdienstbe-
schädigung anerkannt werden. Für eine derartige
Kann-Versorgung nach § 81 (6) SVG bedarf es
der Zustimmung des Bundesministeriums für Ar-
beit und Sozialordnung.37 Die Beurteilungskrite-
rien für die Kann-Versorgung hat der Ärztliche
Sachverständigenbeirat, Sektion Versorgungsme-
dizin, beim Arbeitsministerium in Abstimmung
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mit den Ländern erarbeitet. Sie sind in den „An-
haltspunkten für die ärztliche Gutachtertätigkeit
im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz“ bekannt gegeben wor-
den. Die Anhaltspunkte werden in regelmäßigen
Abständen überarbeitet und ergänzt. Damit soll
sichergestellt werden, dass neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse in die versorgungsmedizini-
schen Begutachtungen einfließen. Die jeweils
gültigen Anhaltspunkte werden auch dann zu
Grunde gelegt, wenn es sich um die Beurteilung
möglicher Schädigungen handelt, die in der Ver-
gangenheit liegen.

Diese Erleichterungen des Sozialen Entschädi-
gungsrechts sind teilweise historisch begründet.
Viele der aus Krieg und Gefangenschaft zurück-
kehrenden Soldaten und Heimatvertriebene nach
dem Zweiten Weltkrieg hätten ebenso wie ehe-
malige politische Gefangene kaum einen Nach-
weis der Ursache ihrer gesundheitlichen Schäden
erbringen können. 

Der Staat und die Bundeswehr haben durchaus
Instrumente, denjenigen zu helfen, die im Dienst
zu Schaden gekommen sind. Es ist aber die Fra-
ge, ob diese Möglichkeiten immer sinnvoll ge-
nutzt werden.
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1. RADAR IN DER BUNDESWEHR

Die Bundeswehr ist in Deutschland einer der
größten, wenn nicht sogar der größte Betreiber
von Radaranlagen. Heer, Luftwaffe und Marine
setzen eine Vielfalt von Radargeräten am Boden,
auf Schiffen und in Flugzeugen ein – alles in
allem sicherlich mehrere tausend Geräte. In den
viereinhalb Jahrzehnten seit der Gründung der
Bundeswehr sind Zehntausende von Soldaten zur
Bedienung, Prüfung, Wartung und Instandset-
zung ausgebildet oder als Lehrpersonal eingesetzt
worden. Eine Definition für „Radarsoldaten“ gibt
es nicht. Genaue Zahlen sind deshalb nicht zu
ermitteln. Die Luftwaffe gibt 12.000 seit 1956 an,
die Marine 45.000 bis 48.000, das Heer etwa
3.000 Instandsetzungstechniker und 22.000 Be-
diener. In der Presse ist die Zahl von 20.000 Ra-
dartechnikern genannt worden, die zwischen
Ende der fünfziger bis Anfang der achtziger Jah-
re an Radargeräten gearbeitet hätten.38

Eine größere Zahl von ihnen ist schwer erkrankt.
Beim Verteidigungsministerium haben sich mehr
als 400 Betroffene gemeldet; andere gehen von
rund 1000 Erkrankten aus.39 Sie leiden an Krebs,
Herzrhythmusstörungen und an Immunschwä-
che; einige sind inzwischen gestorben. Viele füh-
ren ihre Erkrankung darauf zurück, dass sie in den
sechziger und siebziger Jahren Radargeräte be-
dient oder repariert haben, die gesundheitsschä-
digende Röntgenstrahlen abgaben. 

Fast 250 aktive und ehemalige Soldaten haben
inzwischen Anträge auf Anerkennung einer
Wehrdienstbeschädigung wegen ihrer Tätigkeit
an Radargeräten gestellt. Einige werden vom
Bundeswehrverband, andere von Selbsthilfe-

gruppen vertreten. Gegen den Bundesminister der
Verteidigung ist ein Strafantrag gestellt worden.
Ein Berliner Rechtsanwalt bereitet eine Sam-
melklage gegen ITT und Raytheon vor, die ame-
rikanischen Hersteller der anfangs in der Bundes-
wehr verwendeter Radargeräte. Die Pressever-
öffentlichungen und Fernsehsendungen über das
Thema haben zu einem kräftigen Anstieg der
Entschädigungsanträge geführt, was sogar einen
Vorkämpfer der Betroffenen zu der Bemerkung
veranlasste: „Bei den meisten davon fällt es selbst
mir schwer, einen kausalen Zusammenhang zu er-
kennen“. 

In der deutschen Öffentlichkeit hat das Thema
Radar während der zurückliegenden Monate fast
soviel Beachtung gefunden wie zu Beginn des
Jahres das Thema DU-Munition. Anhängige Ge-
richtsverfahren werden aufmerksam verfolgt.
Kritische Ärzte melden sich zu Wort. Noch längst
nicht abgeschlossene wissenschaftliche Studien
finden bruchstückhaft Eingang in die Berichter-
stattung. Wiederum wurden dabei schwere Vor-
würfe gegen die Bundeswehr erhoben:

• Wegen unzulänglicher Strahlenschutzmaßnah-
men sei militärisches Personal ebenso wie
Zivilpersonal dauerhaft einer überhöhten
radioaktiven Strahlung ausgesetzt gewesen.
Dabei habe es wissentliche Verstöße gegen die
Strahlenschutzverordnung gegeben. 

• Die Zentralen Dienstvorschriften seien viel zu
spät an die im zivilen Bereich vorhandenen Er-
kenntnisse angepasst worden. Bei der Formu-
lierung der Sicherheitsbestimmungen und der
Festlegung der Grenzwerte habe die Bundes-
wehr hinterhergehinkt. 
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• Es lägen keine Messwerte von alten Geräten
vor; daher sei die vor Jahrzehnten aufgenom-
mene Strahlung nicht zu belegen. Ohnedies sei
die Strahlendosis-Abschätzung anfänglich nur
an intakten, nicht jedoch an defekten Geräten
vorgenommen worden, wie sie von den Tech-
nikern repariert werden mussten. 

• Die Entscheidungen über Wehrdienstbeschä-
digungen dauerten zu lange. Das Einfordern
von Einzelnachweisen der Strahlendosis, de-
nen die Betroffenen ausgesetzt waren, benach-
teilige die Geschädigten, da ihnen so bei der
Prüfung von Renten- und Entschädigungsan-
sprüchen die Beweislast auferlegt werde. Vor
allen Dingen kämen die bereits ausgeschiede-
nen Zeit- und Berufssoldaten nicht in den Ge-
nuss einer vom Bundesverteidigungsminister
avisierten „großzügigen Lösung“ auf Grund je-
ner „Kann-Bestimmung“, die es nach § 81 (6)
des Soldatenversorgungsgesetzes erlaubt,
Soldaten auch in unklaren Fällen Entschädi-
gungen zuzusprechen. Die Fälle der Ausge-
schiedenen würden vom Arbeitsministerium
entschieden, das nicht über solch einen Ermes-
sensspielraum verfügt.

Ein Teil dieser Vorwürfe lässt sich entkräften. Ei-
nige jedoch sind nicht unbegründet. Während die
Bundeswehr sich in punkto DU-Munition außer
einer feiertäglichen PR-Schwäche nichts vorzu-
werfen hat, liegen die Dinge in Sachen Gesund-
heitsschädigung durch Radar weniger einfach.
Aus heutiger Sicht waren die Geräte in den frühen
Jahren nicht immer hinlänglich abgesichert, die
wissenschaftlichen Erkenntnisse noch unvollkom-
men, die Sicherheitsvorschriften nicht ausrei-
chend, oder sie wurden nicht ausreichend beach-
tet. In dieser Hinsicht hat es in den sechziger und
siebziger Jahren Säumnisse und Versäumnisse ge-
geben. Sie kommen durchaus als Ursache für
mittlerweile aufgetretene Spätschäden in Frage. 

2. RADARSTRAHLUNG: 
WAS IST DAS?

Die Ortung und Vermessung mittels Funkwellen,
englisch RAdio Detecting And Ranging, ist ein
in den zwanziger und dreißiger Jahren des zwan-
zigsten Jahrhunderts entwickeltes Verfahren, das
im Zweiten Weltkrieg erstmals weite militärische
Verbreitung gefunden hat. Inzwischen sind viel-
fältige zivile Anwendungen hinzugekommen,
zum Beispiel die Flugüberwachung, die Wetter-
beobachtung, die Navigation von Schiffen und
Flugzeugen oder die Geschwindigkeitsmessung
im Straßenverkehr. Ohne die Radartechnik wäre
vieles nicht möglich, was uns heute selbstver-
ständlich erscheint – etwa die massenhafte Ge-
schäfts- und Urlaubsfliegerei, die im Jahr 2000
die Zahl der Flugbewegungen allein im europäi-
schen Luftraum auf 8,6 Millionen ansteigen ließ. 

Allen Grundtypen von Radargeräten ist gemein-
sam, dass sie eine hochfrequente elektromagne-
tische Strahlung (HF-Strahlung) erzeugen und
aussenden. Sie wird von den getroffenen Objek-
ten reflektiert. Der ausgesandte Strahl, die so ge-
nannte Radarkeule, ist je nach Gerätetyp von
unterschiedlicher Gestalt.

– Überwachungsradare dienen der Luftraum-,
Seeraum- oder Wetterbeobachtung und der Na-
vigation. Sie senden mit einer sich drehenden
Antenne kurze Impulse der HF-Strahlung aus
und ermitteln aus der Laufzeit des Echos und
der Ausrichtung der Antenne Entfernung und
Richtung des Objekts. Ihre Radarkeule bildet
einen vertikalen Fächer.

– Feuerleitradare dienen der Ermittlung genau-
er Zieldaten für den Waffeneinsatz. Ihre Anten-
ne wird direkt auf das Ziel ausgerichtet und
sendet eine scharf gebündelte Radarkeule aus,
die ebenfalls aus kurzen Impulsen besteht. Die
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Charakteristik des ausgesandten Radarsignals
erlaubt es, die Bewegung des Ziels zu erkennen
und die Antenne automatisch nachzurichten.

– Beleuchtungsradare sind besondere Feuer-
leitradare. Sie senden ein nicht gepulstes, kon-
tinuierliches HF-Signal zu einem Ziel, das
durch Lenkwaffen (Raketen) bekämpft werden
soll. Die Abwehrrakete empfängt und peilt die
reflektierte Energie und lenkt sich ins Ziel.

– Radargeräte zur Geschwindigkeitsmessung
senden ein nicht gepulstes Dauersignal in
Messrichtung. Bei der Reflektion zum Beispiel
an einem Auto, das sich auf das Messgerät zu-
bewegt oder sich von ihm entfernt, wird die
Frequenz der HF-Strahlung verändert (Dopp-
ler-Effekt). Aus dem Frequenzunterschied lässt
sich die Geschwindigkeit des Fahrzeugs er-
rechnen.

Diese verschiedenen Geräte strahlen in ganz
unterschiedlicher Weise Energie ab. Während die
Antennen von Überwachungsradaren die Energie
gleichmäßig rundum aussenden, geht die Strah-
lung der anderen Geräte nur in eine Richtung, die
sich, wenn überhaupt, nur langsam verändert.
Luftraumüberwachungs-, Feuerleit- und Beleuch-
tungsradare arbeiten mit hohen Leistungen (typi-
sche Werte: 200 – 20 000 Watt CW-Leistung40),
um auch über große Entfernungen sichere Ziel-
daten zu ermitteln. Geschwindigkeitsmessradare
arbeiten auf sehr kurze Distanz und daher mit
sehr geringer Energie (typische Werte: 0,0005 –
0,01 Watt).

Bei größeren Radaranlagen sind der Sender, in
dem die Strahlung erzeugt wird, die Antenne und
der Bildschirm getrennte Geräte. Die Antennen

befinden sich im Freien, Sendegeräte und Bild-
schirme in geschlossenen, aber meist getrennten
Räumen.

Die Bundeswehr verwendet Radargeräte für vie-
lerlei Zwecke: 

Im Heer finden sie einerseits bei der Artillerie
Verwendung, um die Flugbahnen gegnerischer
und eigener Geschosse zu vermessen. Anderer-
seits sind sie auf Flugabwehrpanzern zur Zieler-
fassung und Waffenleitung eingebaut. 

Die Luftwaffe überwacht mit großen Radaranla-
gen den Luftraum. Die Raketenverbände der
Luftverteidigung – im Laufe der Jahre die Waf-
fensysteme HAWK, NIKE und PATRIOT – können
mit Radargeräten Ziele erfassen und verfolgen;
auch die Abwehrraketen werden mit Radar ins
Ziel gelenkt. Flugzeuge verfügen über ein meist
in der Flugzeugnase eingebautes Radar für die
Navigation und zur Zielerfassung. 

Die Marine unterhält auf ihren Schiffen zum Teil
sehr umfangreiche Systeme unterschiedlicher Ra-
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Flugabwehrkanonenpanzer „GEPARD“, im Dienst

seit Mitte der siebziger Jahre

Folgeradar zur
Feuerleitung und

Zielverfolgung

Suchradar zur
Luftraumüber-
wachung und
Zielsuche



daranlagen, die unter anderem die gleichen Funk-
tionen haben wie die Anlagen der Luftverteidi-
gung. Hinzu kommen Navigationsgeräte und
Störsender, die Radarsignale simulieren. Schließ-
lich verfügt die Marine über Flugzeuge und Hub-
schrauber mit Radarausrüstung und über Küsten-
radarstellen. 

Strahlungsarten an Radargeräten

Radarsendegeräte erzeugen HF-Strahlung, die
über ein Hohlleiter genanntes Rohr zur Sendean-
tenne geleitet wird. Zugleich entsteht in Sende-
röhren, wenn die Beschleunigungsspannung fünf
Kilovolt übersteigt, auch Röntgenstrahlung – die
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Jagdbomber F 104 „STARFIGHTER“, im Dienst bei Luftwaffe und Marine in den 

sechziger Jahren bis Mitte der achziger Jahre

Zerstörer der Hamburg-Klasse, im Dienst Mitte der sechziger bis Ende der achziger Jahre
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sogenannte Störstrahlung, die nicht über die An-
tenne abgestrahlt wird. Außerdem kann Strahlung
von radioaktiven Stoffen in Röhren und Leucht-
farben ausgehen. Solche Leuchtfarben wurden
jahrzehntelang verwendet, um in den abgedun-
kelten Radarbedienräumen die Tasten der Geräte
sichtbar zu machen.

Bei der Betrachtung möglicher Gesundheitsschä-
digungen ist zwischen ionisierender und nichtio-
nisierender Strahlung zu unterscheiden. Die
hochfrequente Radarstrahlung ist nichtionisie-
rend, die Röntgenstörstrahlung ist ionisierend.
Beide werden für unterschiedliche Gesundheits-
schäden verantwortlich gemacht. Radarstrahlen
können zu Verbrennungen führen, Röntgenstrah-
len können Krebs auslösen.

Ferner ist zu unterscheiden zwischen stochasti-
schen – also zufallsbedingten – und deterministi-
schen Strahlenwirkungen. Stochastische Risiken
ergeben sich durch ionisierende Strahlung schon
bei sehr geringen Belastungen. Diese können –
darüber ist sich die Wissenschaft einig – Krebs
hervorrufen. Die Wahrscheinlichkeit einer Er-
krankung nimmt mit der Intensität und Dauer der
Exposition zu, das heißt: das Risiko summiert
sich. Zur Begrenzung stochastischer Gefährdun-
gen werden zeitbezogene Grenzwerte angegeben,
etwa Höchstdosen pro Jahr, Schädigungen kön-
nen aber schon bei einer weit darunter liegenden
Dosis eintreten. 

Im Unterschied dazu gilt für deterministische
Wirkungen, dass ein Schaden ausschliesslich
beim Überschreiten bestimmter Grenzen ausge-
löst wird. So bewirkt HF-Strahlung eine Erwär-
mung des Körpers, doch nur bei Überschreitung
einer bestimmten Strahlungsintensität eine Ver-

brennung. Belastungen unterhalb der Schwellen
haben keine gesundheitsschädigende Wirkungen
und summieren sich auch nicht. 

Radar-Strahlung

Die in einem Radarsender erzeugte HF-Strahlung
wird von der Antenne gebündelt und als Radar-
keule in eine Richtung ausgesandt. In der Haupt-
keule treten bei starken Geräten sehr hohe Strah-
lungswerte auf, niedrigere hingegen in den so ge-
nannten Nebenkeulen. In aller Regel verläuft die
Hauptkeule so hoch über dem Boden, dass nie-
mand einer Strahlung nennenswerter Intensität
ausgesetzt wird.

HF-Strahlung erwärmt Zellen und Materialien.
Dieser Effekt wird zum Beispiel in Mikrowellen-
geräten genutzt. Bei Radargeräten kann norma-
lerweise nur von HF-Strahlung getroffen werden,
wer sich im Gefahrenbereich der Antenne aufhält.
Wer an einem Radarschirm arbeitet, kann durch
HF-Strahlung allenfalls dann getroffen werden,
wenn in seiner Nähe der Hohlleiter defekt ist, der
die Sendeenergie von der Senderöhre zur Anten-
ne überträgt. Jede zu starke Exposition bewirkt
eine innere Überwärmung des Körpers. Dies ist
wissenschaftlich unumstritten. Wie es in der Be-
rufsgenossenschaftlichen Vorschrift heißt: „Elek-
tromagnetische Felder können unmittelbar über
Stromdichten oder Wärme in Gewebe wirken“.41

Zum Schutz vor Überwärmung durch HF-Strah-
lung sind Grenzwerte festgelegt worden. Die
Werte gelten dabei nicht der abgestrahlten Ener-
gie, sondern der Intensität der Einwirkung auf
den menschlichen Körper.
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Für die Bundeswehr, die nach ihrer Aufstellung
mit amerikanischen Radargeräten ausgerüstet
wurde, waren zunächst die US-Richtwerte gültig.
Sie wurden 1958 in die Zentrale Dienstvorschrift
44/20 („Bestimmungen für die Verhütung von
Unfällen bei Arbeiten an Radargeräten“) aufge-
nommen. Darin wurden 10 Milliwatt pro Qua-
dratzentimeter Körperfläche als höchstzulässige
HF-Strahlungsbelastung für den Menschen fest-
gelegt. Dieser Wert wurde 1978 überall in der
NATO übernommen. Aus ihm lassen sich die Ab-
stände berechnen, die Radarpersonal einhalten
muss, um schädigende Belastungen zu vermei-
den. Die einschlägigen Sicherheitsabstände,
Schutzzonen und Kontrollbereiche sind in sys-
tem- und gerätebezogenen Vorschriften nieder-
gelegt worden. 

Die Bundeswehr war auf diesem Gebiet Vorrei-
ter. Eine gesetzliche Regelung gab es zu diesem
Zeitpunkt noch nicht. Für die zivile Öffentlich-
keit wurde 1984 zunächst eine DIN-Norm zu HF-
Grenzwerten erlassen42, doch erst seit 1996 gibt
es mit der „26. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes – Verordnung
über elektromagnetische Felder“ eine gesetzliche
Festlegung der Grenzwerte. Für die im Radar-
dienst Beschäftigten und für die Öffentlichkeit
legen diese Regelungen neue, beträchtlich redu-
zierte Grenzwerte fest, nämlich fünf Milliwatt pro
Quadratzentimeter für Radarpersonal und ein
Milliwatt pro Quadratzentimeter für die Öffent-
lichkeit. Sie entsprechen den berufsgenossen-
schaftlichen Vorschriften und den Empfehlungen
der Internationalen Strahlenschutzkommission.

Die Sicherheitsbestimmungen der Bundeswehr
entsprechen den Regelungen im zivilen Bereich.
Mit ihnen wird der Arbeitsschutz wie auch der
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft
gewährleistet. Mit den Sicherheitsmaßnahmen
soll vor allem verhindert werden, dass Personen

in die Gefahrenbereiche des Hauptstrahls gelan-
gen. Dafür sorgen unter anderem die erhöhte Auf-
stellung der Antennen (die auch wegen einer un-
gestörten Strahlausbreitung anzustreben ist), die
Begrenzung des Höhenabstrahlwinkels und die
Ausblendung bestimmter Seitenwinkelbereiche.

Die Ausdehnung der für den Schutz vor HF-
Strahlung notwendigen Sicherheitsbereiche hängt
von vielen Faktoren ab. Bei einem Verbund ver-
schiedener Radargeräte sind dabei weniger die ro-
tierenden Überwachungsradare maßgebend als
vielmehr die Beleuchtungsradare, die auf ein Ziel
ausgerichtet sind und es verfolgen.

Für eine Stellung des Flugabwehrraketensystems
HAWK wurde zum Beispiel der Sperr- und Kon-
trollbereich für die Hauptradarkeule des Beleuch-
tungs-Radargerätes HPIR mit 225 Meter und der
Überwachungsbereich mit 530 Meter Abstand
von der Antenne aus vermessen. Der Durchmes-
ser der Hauptkeule senkrecht zur Abstrahlmitte
beträgt bis zu zwölf Meter. Strahlt, wie bei Luft-
verteidigungssystemen üblich, das Radar nach
oben oder in die Waagerechte, und sind die
Antennen erhöht aufgestellt, so spielen diese
Sicherheitsbereiche am Boden keine Rolle.

Die nicht gewollten, aber technisch nicht voll-
kommen vermeidbaren Nebenkeulen können zu
den Seiten, nach hinten und auch nach unten ab-
gestrahlt werden. Sie können in Antennennähe
ebenfalls hohe Leistungsdichten erreichen und
erfordern Sicherheitsbereiche um die Antenne
herum, die allerdings selten einen Radius von
40 Metern überschreiten.

Umstritten ist bis heute, ob zwischen dem Auf-
treten bestimmter Krebserkrankungen – beson-
ders von Leukämien, Lymphomen oder Hoden-
tumoren – und der Einwirkung von HF-Strahlen
ein ursächlicher Zusammenhang besteht. Deren
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Energie wurde bisher von der Mehrzahl der Fach-
leute als zu gering angesehen, um die Moleküle
im Zellkern zu ionisieren und damit möglicher-
weise Krebs zu erregen.

Professor Eduard David von der Universität Wit-
ten/Herdecke resümiert die gegenwärtige Lehr-
meinung: 

Für Hochfrequenzstrahlung (HF) gilt derzeit in den

Augen der Experten als gesichert, dass von dieser Art

der Strahlung nicht die Gefahr einer Krebsentstehung

ausgeht. Selbverständlich ist es nicht möglich, einen

Nullbeweis zu erbringen.43

Ein ganz ähnliches Urteil über die Wirkung von
HF-Strahlung enthält eine im Auftrag des norwe-
gischen Verteidigungsministeriums verfertigte
Studie. Das Arbeitsmedizinische Institut Norwe-
gens hat den Zusammenhang von HF-Strahlung
und Missbildungen bei Kindern von Marinesolda-
ten untersucht, die auf einem mit einem 750 Watt
starken Störsender ausgerüsteten Schnellboot
Dienst getan hatten.44 Das Institut kommt zu dem
Schluss, dass es keinen Hinweis auf einen derar-
tigen Zusammenhang gebe, dieser aber dennoch
nicht vollkommen ausgeschlossen werden könne.

Es bleibt denn ein Rest von Unsicherheit. So hält
Günter Käs, Professor für Radartechnik an der
Bundeswehr-Universität Neubiberg bei München,
die gepulste Hochfrequenzstrahlung, für die der

Gesetzgeber nur Mittelwerte festlegt, für weit ge-
fährlicher als die Röntgenstörstrahlung bei Ra-
dargeräten. Es sei „hanebüchen“, eine Gesund-
heitsgefährdung auszuschließen.45 Dr. Bernd
Ramm, ein Strahlenphysiker an der Berliner
Charité, gibt immerhin zu bedenken, dass die HF-
Strahlung möglicherweise menschliche Zellen
destabilisiert und sie damit verwundbar macht für
die Wirkung von Röntgenstrahlen.46

Der Arbeitsstab empfiehlt dem Bundesminister
der Verteidigung, die Erforschung der gesund-
heitlichen Folgen der HF-Strahlung auch weiter-
hin zu unterstützen. 

Röntgenstrahlung

Die von den Röhren der Radargeräte ausgehende
Röntgenstrahlung ist eine ionisierende Strahlung.
Bei medizinischen Röntgengeräten wird sie ab-
sichtlich erzeugt. Die Härte der Strahlung und da-
mit ihre Eindringfähigkeit in den menschlichen
Körper hängt von der Spannung an der erzeu-
genden Röhre ab. Typische Spannungswerte an
medizinischen Röntgeneinrichtungen sind 50 bis
60 Kilovolt (kV) in der Dentaldiagnostik und 110
Kilovolt in der Lungendiagnostik.

Röntgenstrahlung wird auch in anderen Elektro-
nenröhren erzeugt, ist dort aber unerwünscht und
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wird daher Störstrahlung genannt. Beispiele für
Störstrahler sind Radarsenderöhren vom Typ Thy-
ratron, Klystron, Magnetron oder die Wander-
feldröhre, aber auch Bildröhren von Radargerä-
ten, Fernsehgeräten und PC-Monitoren. Im Sinne
der Röntgenverordnung sind nur solche Bauteile
Störstrahler, an denen die Hochspannung zur Be-
schleunigung von Elektronen fünf Kilovolt oder
mehr beträgt. Typische Werte der Hochspannung
an solchen Röhren sind zwanzig bis fünfzig Kilo-
volt. Es handelt sich also im Vergleich zur medi-
zinischen Anwendung um Röntgenstrahlung mit
geringerer Eindringtiefe. In einigen Fällen – etwa
in Radareinrichtungen zur Luftraumüberwachung
mit Reichweiten über 200 Kilometern – werden
allerdings auch Senderöhren mit Spannungen bis
zu 270 Kilovolt betrieben.

Die Reichweite der Röntgenstörstrahlung beträgt
einige Dezimeter bis wenige Meter. Störstrahlung
stellt daher keine Gefährdung für die Allgemein-

heit und die Nachbarschaft dar. Sie kann jedoch
das Radarpersonal gefährden und ist damit in er-
ster Linie ein Arbeitsschutzproblem. Schutzmaß-
nahmen sind hauptsächlich Abschirmungen, Si-
cherheitsabstände und Begrenzungen der Auf-
enthaltsdauer in der Nähe der Geräte. 

Die Sicherheitsmaßnahmen beim Umgang mit io-
nisierender Strahlung richten sich nach zweierlei
Grenzwerten. 

Emissionsgrenzwerte – Werte also der von einer
Quelle ausgesandten Strahlung – bilden das Kri-
terium für die Genehmigungspflicht von Anlagen
und für etwaige Betriebsauflagen. Die physikali-
sche Größe ist die Ortsdosisleistung, gemessen in
Mikrosievert pro Stunde (µSv/h). In zehn Zenti-
meter Abstand von einem Gerät darf (gemäß § 5
Röntgenverordnung) der Grenzwert der Orts-
dosisleistung von ein Mikrosievert pro Stunde
nicht überschritten werden.
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Im Laufe der Jahre sind die Grenzwerte zum
Schutz vor ionisierender Strahlung, dem
jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Er-
kenntnis entsprechend, mehrmals gesenkt
worden. 

1925/26: Als Grenze für die Ganzkörperdosis
schlug der schwedische Radiologe Rolf
Sievert eine „Toleranzdosis“ von 0,2 Rem 
(≅ 2 Millisievert) pro Tag vor. Daraus ergibt
sich eine Jahresdosis von rund 730 Mil-
lisievert.

1941: Die erste deutsche Röntgenverordnung
legte eine Höchstdosis von 1,25 Rem (≅ 12,5
Millisievert) pro Woche fest, was etwa 650
Millisievert im Jahr entspricht.

1956: Die Euratom legte 50 Millisievert pro
Jahr fest. Dieser Wert fand sich auch in der
Ersten Strahlenschutzverordnung von 1960
und in der Röntgenverordnung 1973 wieder.

1996: Eine EU-Richtlinie empfahl maximal
100 Millisievert in fünf Jahren, was einer Jah-
resdosis von 20 Millisievert gleichkommt. 

2001: Die demnächst in Kraft tretenden No-
vellen zur Strahlenschutzverordnung und zur
Röntgenverordnung schreiben ebenfalls 20
Millisievert pro Jahr vor.

GRENZWERTE



Immissionsgrenzwerte sind nach § 31 der Rönt-
genverordnung Maße für die Dosis, die eine Per-
son über die natürliche und medizinisch erfor-
derliche Strahlenbelastung hinaus als Summe der
Einzelexpositionen in einem bestimmten Zeit-
raum höchstens aufnehmen darf. Sie werden als
Ganzkörper- und Teilkörperdosis angegeben. Im
einfachsten Fall ergibt sich die Ganzkörperdosis
pro Jahr durch Multiplikation der Ortsdosisleis-
tung mit der Anzahl der Stunden, die sich eine
Person jährlich in dem Strahlenfeld aufhält. Die
Dosis wird in Millisievert47 angegeben. Dabei
hängt ihre Wirkung von einer Reihe weiterer Fak-
toren ab wie der Härte und der Energie der Strah-
lung; der räumlichen Ausdehnung und der Zu-
gänglichkeit des Strahlenfeldes; schließlich auch
davon, welche Körperteile betroffen sind. 

Schäden durch Röntgenstrahlung 

An Radargeräten Beschäftigte können von Rönt-
genstrahlung getroffen werden, wenn das Sende-
gerät nicht ausreichend abgeschirmt ist; wenn die
Abschirmung defekt ist; oder wenn ohne geeig-
nete Schutzmaßnahmen am laufenden und zu-
gleich geöffneten Gerät gearbeitet wird.

Über die schädigende Wirkung von Röntgen-
strahlen liegen gesicherte Erkenntnisse vor. Sie
belegen unter anderem die mögliche Entstehung
von Leukämie durch die ionisierende Strahlung.
Diese greift Zellstrukturen an und kann dadurch
bösartige Tumore auslösen. 

Es leidet heute keinen Zweifel mehr, dass das mi-
litärische Radarpersonal in den Anfangsjahren
der Bundeswehr ionisierender Strahlung ausge-
setzt war. Dies gilt zum einen für Prüftechniker
und Instandsetzer, die Wartungs- und Reparatur-
arbeiten vielfach an geöffnetem Gerät ausführen
mussten. Es gilt jedoch ebenso für die Bedie-
nungsmannschaften, die in der Nähe von defek-
ten oder nicht ausreichend abgeschirmten Radar-
sendern zu arbeiten hatten. 

Das Bewusstsein für die Gefahr war damals nur
gering ausgebildet – wie in der zivilen Gesell-
schaft ja auch. Dort wurde das Gefährdungspo-
tenzial, das von Röntgenstörstrahlen ausgeht,
ebenfalls erst nach und nach erkannt. Noch bis in
die siebziger Jahre galt die aus heutiger Sicht un-
zulängliche Röntgenverordnung vom 7. Februar
1941; darin war Störstrahlung aus Röhren in Ra-
daranlagen nicht erwähnt. Die Erste Strahlen-
schutzverordnung vom 24. Juni 1960 brachte
auch noch keine Regelung für den Umgang mit
Störstrahlern. Sie konkretisierte auf der Basis des
Atomgesetzes nur den Schutz vor Schäden durch
radioaktive Stoffe. Fest haftende radioaktive
Leuchtfarben wurden auf Skalen oder Anzeige-
armaturen erlaubt, sofern sie berührungssicher
abgedeckt waren. Erst am 1. Oktober 1973 trat
die neue Röntgenverordnung in Kraft und ersetz-
te das alte Regelwerk. Zum ersten Mal wurden
darin Störstrahler in die Bestimmungen über den
Schutz vor Röntgenstrahlen einbezogen. 

Die Bundeswehr hatte schon lange, ehe gesetzli-
che Vorgaben bestanden, dem Problem der Rönt-
genstrahlen ihre Aufmerksamkeit gewidmet.48
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Die Zentrale Dienstvorschrift 44/20 aus dem Jahr
1958 enthielt erste Hinweise auf Röntgenstrah-
lung an Radargeräten mit Impulsleistungen von
fünf bis zehn Megawatt an der Senderöhre. Bei
allen Arbeiten am offenen Sender war für Ab-
schirmung zu sorgen. 

Im Auftrag des Bundesministers der Verteidigung
gab dann die Deutsche Gesellschaft für Ortung
und Navigation e.V. im Dezember 1962 ein
„Merkblatt über die Verhütung von Gesund-
heitsschäden durch Radargeräte und andere
Anlagen“ heraus. Die „Röntgenemission eini-
ger Röhren“ wurde in dem Schriftstück als 
eine von zwei Gefahrenquellen aufgeführt. Es
heißt dort:

Röhren mit hoher Betriebsspannung (über 5 kV) und

hohem Strom können Quellen für Röntgenstrahlen

sein. Röntgenemission wurde vor allem bei Thyratrons

und Magnetrons beobachtet, während die Röntgen-

emission von Bildschirmen bislang bedeutungslos ist.

Im allgemeinen schirmen die Gehäuse der Geräte gut

gegen die Röntgenstrahlung ab. Vorsicht ist aber ge-

boten, wenn unmittelbar an solchen Röhren während

des Betriebes gearbeitet wird. 

Weiter heißt es in dem Merkblatt mit Bezug auf
die Erste Strahlenschutzverordnung von 1960:

Zwar befaßt sich diese Verordnung nur mit dem Schutz

vor Schäden durch Strahlen radioaktiver Stoffe, jedoch

empfiehlt es sich, die den Schutz vor äußerer Bestrah-

lung regelnden Vorsorge- und Überwachungsgrund-

sätze dieser Verordnung sinngemäß anzuwenden, bis

eine Strahlenschutzverordnung, die auch den Schutz

vor Schäden durch unbeabsichtigt entstehende Rönt-

genstrahlen regelt, in Kraft gesetzt ist. 

Als Schutzmaßnahmen wurden im einzelnen
empfohlen: Bestellung von Strahlenschutzbeauf-
tragten, Einrichtung von Kontrollbereichen, Per-

sonendosisüberwachung und halbjährliche Be-
lehrung über Schutzmaßnahmen. 

Das Merkblatt fand große Beachtung und Ver-
breitung und musste deshalb ein zweites Mal auf-
gelegt werden. Die Bundeswehr hat sich schritt-
weise bemüht, den darin enthaltenen Empfehlun-
gen zu folgen.

Im Februar 1963 wurde in die Zentrale Dienst-
vorschrift 44/20 folgender Passus übernommen:

Außerdem wird darauf hingewiesen, daß bei Groß-

geräten mit Impulsleistungen von 5 MW und mehr 

an der Senderöhre auch Röntgenstrahlen entstehen

können. 

Wird das Gehäuse des Senders zur Vornahme von Meß-

und Abgleichsarbeiten geöffnet, so sind die Öffnungen

z.B. zum Herausführen von Kabeln oder zum Einfüh-

ren von Werkzeug auf ein Mindestmaß zu beschränken.

Die mit den Arbeiten beschäftigten Personen sind

durch entsprechende Abschirmungen (mind. mit ca.

2 mm dicken Bleiplatten oder ähnlichem) vor den Wir-

kungen der Strahlen zu schützen.

Die Vorschrift verlangte außerdem, alle Bedie-
nungsleute eines Radargerätes vor Beginn der
Radarausbildung über die Bestimmungen zu
belehren und diese Belehrung vierteljährlich zu
wiederholen.

Am 26. Oktober 1965 begann der erste Lehrgang
für Strahlenschutzverantwortliche in Bereichen,
in denen mit radioaktiven Stoffen umgegangen
wurde. Dazu gehören auch alle Radareinheiten.
Die Bestallung von Strahlenschutzverantwort-
lichen (später: Strahlenschutzbeauftragten) wur-
de sukzessive vorgenommen.

Die Einrichtung von Kontrollbereichen und
Schutzzonen und die Ausstattung mit Perso-
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nendosimetern erfolgte zunächst jedoch eher
fallbezogen als systematisch. Maßnahmen wur-
den immer nur dann ergriffen, wenn Mes-
sungen überhöhte Ortsdosisleistungen ergeben
hatten.

Nach dem Inkrafttreten der Strahlenschutzver-
ordnung von 1973 ging die Bundeswehr daran,
deren neue Bestimmungen in ihrem Verantwor-
tungsbereich umzusetzen. Es dauerte allerdings
einige Zeit, bis sie ihre Dienstvorschriften auf den
neuesten Stand brachte und eigene Messpro-
gramme auflegte.

Diese Erkenntnisse und auch diverse Schutz-
vorschriften sind den Soldaten in der Truppe
sicherlich nur zu einem kleinen Teil zugänglich
gewesen. Grundlegende Sicherheitsbestimmun-
gen finden sich jedoch in Zentralen Dienstvor-
schriften wie der ZDv 44/20, die bis auf die
unteren Ebenen verteilt werden. Sie sind auch ei-
ne Grundlage für die Ausbildung, die stets Unter-
richt über Sicherheitsbestimmungen einschließt,
und für die regelmäßig wiederkehrende Beleh-
rung der Truppe.

In den frühen Jahren der Bundeswehr stammten
die meisten Radargeräte aus den Vereinigten
Staaten. Dort fand häufig auch die Ausbildung
statt. Zum Ausbildungsmaterial gehörte bei-
spielsweise das Technische Handbuch der U.S.
Air Force T.O. 31Z-10-4, das ausführlich über die
Entstehung und Wirkung der unterschiedlichen
Strahlungsarten an Radargeräten unterrichtet. Es
war damals auch in der Bundeswehr weithin in
Gebrauch.

Als Radartechniker werden gerne Soldaten ein-
gesetzt, die bereits einschlägige Vorkenntnisse
aus ihrer Berufsausbildung mitbringen. Unter
ihnen findet man deshalb seit jeher Radio- und
Fernsehtechniker oder Angehörige anderer Elek-

tronikberufe. Insofern darf wohl angenommen
werden, dass vielleicht nicht jeder einzelne, aber
doch die meisten Radartechniker bereits Kennt-
nisse über die Gefahren mitbrachten, die Radar-
geräte verursachen können.

Messungen und Missstände

Schon früh hatte die Bundeswehr von externen
Stellen Messungen an Radargeräten vornehmen
lassen. So empfahl das Bayerische Landesinstitut
für Arbeitsschutz im Dezember 1957 der Flieger-
technischen Schule Kaufbeuren nach Überprü-
fung eines Bodengerätes AN/CPN-4 wegen der
dabei festgestellten Grenzwertüberschreitungen,
„umgehend eine Bleiabdeckung an der Austritt-
stelle der Röntgenstrahlen aus dem Gerät anzu-
bringen“. 

Ähnlich nahm das Fernmeldetechnische Zentral-
amt im Auftrag der Luftwaffe 1958 Messungen
an den Anflug- und Landegeräten vom Typ
AN/CPN-4 in Kaufbeuren und Lechfeld vor. Da-
bei wurden bei geöffneter perforierter Klappe in
8 Zentimeter Abstand von der Gerätefront 10 Mil-
lisievert pro Stunde und im Abstand von 18 Zen-
timetern 1 Millisievert pro Stunde gemessen. Der
Bericht bezeichnete dies als hochgefährlich bei
Montage- und Einstellarbeiten an dieser Stelle;
schon nach etwa neun Minuten würde die zuläs-
sige Wochendosis erreicht. Die Ausrüstung des
mit diesen Arbeiten beschäftigten Personals mit
Bleihandschuhen wurde dringend empfohlen,
auch eine Verkleidung der Röhre mit einem
Metallschutz. 

Verschiedene Messungen an Geräten gleichen
Typs ergaben öfters unterschiedliche Resultate.
So stellte die damalige Marine-Ortungsversuchs-
stelle 1963 nach Strahlenschutzmessungen an den
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Das Waffensystem HAWK wird in der Bundes-
wehr seit 1963 in verschiedenen Versionen
eingesetzt. Bis zum Beginn der neunziger
Jahre gab es neun Flugabwehrraketenbatail-
lone mit je vier Batterien, die mit Radargerä-
ten zur Erfassung, Identifizierung, Verfol-
gung und Bekämpfung von feindlichen Luft-
fahrzeugen ausgerüstet waren. Inzwischen ist
die Zahl reduziert worden.

Bis zum Ende des Kalten Krieges befand sich
ein Teil dieser Batterien in einem hohen Be-
reitschaftsstatus, der die Bekämpfung feind-
licher Flugzeuge innerhalb von zwanzig Mi-
nuten nach Alarmierung erlaubte. Dieser Sta-
tus wechselte wöchentlich zwischen den
Batterien eines Bataillons und konnte nur im
Schichtdienst geleistet werden. Bei diesem
hohen Bereitschaftsstand mussten die Radar-
geräte ständig eingeschaltet sein.

Jede Flugabwehrraketenbatterie hatte vier
Kampfbesatzungen. Drei von ihnen hatten
ausreichend Personal, um den Anforderungen
des höchsten Bereitschaftsstandes zu genü-
gen. Die vierte Besatzung hatte eine geringe-
re Personalstärke und wurde hauptsächlich
bei niedrigen Bereitschaftsstufen zur Pflege
und Wartung der Geräte und zur Ausbildung
am Arbeitsplatz eingesetzt. Insgesamt gab es
für das Waffensystem HAWK 108 vollständi-
ge Besatzungen und 36 Teilbesatzungen.

Der ursprüngliche Typ („Basic HAWK“)
strahlte mit 60 Kilowatt Leistung. Er wurde
bis 1976 durch einen Nachfolgetyp abgelöst,
der viel weniger strahlte. Bei Messungen im
Jahre 1980 betrug die durchschnittliche Orts-
dosisleistung von 24 gemessenen Geräten
gleichen Typs in 5 Zentimeter Abstand rund
60 Mikrosievert pro Stunde. Die Störstrah-
lung wurde dabei am geöffneten, nicht abge-
schirmten Gerät gemessen. Dieser Zustand
(laufendes und geöffnetes Gerät) besteht
sonst nur bei Instandsetzungsarbeiten. Die
Ergebnisse lagen überwiegend unter 80 Mi-
krosievert pro Stunde (83 Prozent), teilweise
zwischen 80 und 160; bei einem Ausreißer
waren es 400 Mikrosievert pro Stunde.

Zwar geben die Messwerte von 1980 keine
Auskunft über die Strahlung des HAWK-
Systems, wie es in den sechziger Jahren
bestand. Unterstellt man aber, dass ein In-
standsetzer 250 Stunden im Jahr, das heißt
über eine Stunde pro Arbeitstag, am geöf-
fneten Gerät in fünf Zentimeter Entfernung
von der Senderöhre arbeitete, so ergibt sich
bei Zugrundelegung des Mittelwertes von 60
Mikrosievert pro Stunde eine Jahresdosis von 
15 Millisievert. Das liegt unter dem bisher für
beruflich strahlenexponierte Personen gül-
tigen Grenzwert von 50 Millisievert ebenso
wie unter dem künftigen Grenzwert von
20 Millisievert. Dies gilt jedoch nicht für den
gemessenen Maximalwert von 400 Mikro-
sievert. Nachdem dieser festgestellt worden
war, wurde als Sofortmaßnahme eine Alu-
miniumabschirmung an der Senderöhre an-
gebracht.

LUFTVERTEIDIGUNGSSYSTEM HAWK



vier verschiedenen Typen von Radargeräten auf
der Schulfregatte „Scheer“ 49 fest,

daß die Bestimmungen der ersten Strahlenschutz-

verordnung im Normalbetrieb auf alle Fälle einge-

halten sind und ein entsprechender Sicherheitsfaktor

ohne Gefahr für das Bedienpersonal auch einen Aus-

nahmezustand (zum Beispiel: Fahren der Senderanla-

gen bei abgenommenen Abdeckplatten für Reparatur-

und Beobachtungszwecke) zuläßt.

Dabei ergab die Messung für das Radargerät SGR
103: „Keine nennenswerte Röntgen-Strahlung
nachweisbar.“

Dreizehn Jahre später wurde für eben diesen Ge-
rätetyp, der auf 22 Schiffen und Booten der
Marine installiert war, nach einer Notfalluntersu-
chung auf der Fregatte „Emden“ eine ganz andere
Einschätzung abgegeben: „Aus strahlenschutz-
technischen Gründen hätte eine sofortige Stille-
gung aller Radar-Sendeanlagen SGR 103 erfol-
gen müssen.“ Der Leiter der Untersuchung, Dr.
Hans Billaudelle, warnte: „Es muss damit gerech-
net werden, daß bei Personen infolge überhöhter
Strahlendosen Spätschäden zu erwarten sind.“
Und: „Bei der Beschaffung neuer Radaranlagen
muß sichergestellt sein, daß die Röntgenstrahlung
dieser Geräte vernachlässigbar gering ist.“50

Der Arbeitsstab muss es dahingestellt sein lassen,
worauf die unterschiedlichen Messergebnisse an
Geräten gleichen Typs zurückzuführen sind. Die
Marine reagierte 1976 allerdings prompt. Sie ord-
nete eine Reihe von Sofortmaßnahmen an: Ein-
richtung von Sperrbereichen, Stillegung von

Anlagen bei unzulässig hohen Dosisleistungen;
Beschaffung von Personendosimetern; Anbringen
von Bleiabschirmungen an den Lüftungsschlit-
zen; Erfassung und ärztliche Untersuchung der
Besatzungsmitglieder. Allein für die Beschaffung
der Dosimeter und der Auswertegeräte wurden
370.000 Mark veranschlagt.

Die Anzahl der Strahlenschutzmessungen nahm
im Laufe der Zeit zu. Mitte der siebziger Jahre
stieg sie beträchtlich an. Dies war eine Reaktion
der Bundeswehr zum einen auf die Röntgenver-
ordnung von 1973, zum anderen auf mehr und
mehr Fälle, in denen ein Verdacht auf Gesund-
heitsschädigungen durch Strahlenbelastung ge-
meldet wurde. 

Im Jahre 1975 führte die Wehrwissenschaftliche
Dienststelle der Bundeswehr für ABC-Schutz
Messungen an Radargeräten durch. Gleichzeitig
wurde Radarpersonal ärztlichen Kontrolluntersu-
chungen unterzogen. Hinweise auf strahlenindu-
zierte Erkrankungen konnten zum damaligen
Zeitpunkt nur in einem Falle festgestellt werden. 

Allerdings berichtete das Marinearsenal Wil-
helmshaven am 27. November 1975 an das Bun-
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung, es be-
stehe „seit kurzem bei einigen Facharbeitern aus
der Radarwerkstatt“ ein solcher Verdacht. Es er-
ging Weisung, die Betroffenen unverzüglich zum
Strahlenschutzarzt zu bringen und bis zur Klä-
rung des Sachverhaltes diese Radargeräte nicht
mehr in Betrieb zu nehmen. Bei Dosisleistungs-
messungen im Dezember 1975 wurde für zwei
Geräte wegen der an ihnen gemessenen „ganz er-
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49 SGR 103/02, SGR 104/01, SGR 105/05, SGR 114/10

50 Niederschrift über die Besprechung anläßlich einer Notfalluntersuchung nach Bekanntwerden erhöhter Strahlendosis-

leistungen von Störstrahlern in Radaranlagen am 12. Mai 1976 in Wilhelmshaven. (Anlage 1 zu BMVg S I 4 – Az 

47-80-05 vom 18. Mai 1976).



heblichen Strahlenbelastung für das Personal“ das
Betriebsverbot wiederholt. 

Im Januar 1976 wurde der Arsenalbetrieb Kiel in
die Messkampagne einbezogen, die sich von nun
an immer umfangreicher und differenzierter ge-
staltete. Am 7. Mai 1976 wurde nach den ver-
schiedenen Störfällen eine Ad-hoc-Gruppe ein-
gesetzt. Sie hatte die Aufgabe, Schutzmaßnahmen
für Störstrahler von Radaranlagen der Bundes-
wehr zu erarbeiten. Der Grundsatz „Wer viel
misst, misst Mist“, dem zuvor manche zu huldi-
gen schienen, geriet außer Kurs. Es fehlten jedoch
immer noch die personellen wie materiellen Vor-
aussetzungen für die dringend erforderliche
Überprüfung aller Anlagen mit gefährlicher
Strahlung; jedenfalls konnte sie nicht im not-
wendigen Umfang durchgeführt werden. 

Im Jahre 1977 beschloss die Bundeswehr die Ein-
richtung von zwei mobilen Strahlenmessstellen.
Aus den genannten Gründen dauerte es aber noch
bis 1979, bis die Messstelle Nord in Munster und
die Messstelle Süd in Sonthofen ihren Betrieb
aufnahmen – damals vornehmlich zur Kontrolle
der Luftverteidigungssysteme der Luftwaffe
(HAWK, NIKE, PATRIOT).51

Eine Zeitlang wurden noch Vorfälle gemeldet. So
ergaben Strahlenschutzmessungen der Firma
Eltro, dass 1978 im Arsenalbereich Wilhelmsha-
ven an den Radargeräten SGR 103, 105 und 114
ionisierende Strahlung auftrat. Daraufhin wurden
55 Personen der Bundesausführungsbehörde für
Unfallversicherung und dem Bundesamt für
Wehrtechnik und Beschaffung gemeldet.52

Im Oktober 1978 machte die Firma Radarleit, ein
Geschäftsbereich der Philips GmbH, das Marine-
unterstützungskommando darauf aufmerksam,
dass Schiffe der Bundesmarine nicht mit den ur-
sprünglich gelieferten, röntgensstrahlungsfreien

und gesicherten Thyratrons des Typs RF 8613 RE
ausgerüstet waren: 

Nur beim Einsatz dieser Thyratrons in die SGR-Anla-

gen übernimmt [die Lieferfirma] HSA die Garantie,

dass eine Gefährdung durch Röntgenstrahlung nicht

eintritt. 

In letzter Zeit haben wir bei Reparaturarbeiten an

Bord der Schiffe der Bundesmarine festgestellt, dass

in die SGR-Radaranlagen ganz normale 8613-Thyra-

trons eingebaut sind. Hierbei möchten wir besonders

auf die Fregatte „Lübeck“ hinweisen, die zu einem

Training in Portland nicht eines der vorgeschriebenen

Thyratrons an Bord hatte. 

Wir möchten Sie nochmals darauf hinweisen, dass bei

einem Einsatz dieser Thyratrons nicht nur eine Rönt-

gengefährdung des Bedienungspersonals auftreten

kann, sondern auch an den Anlagen Folgeschäden ein-

treten können. 

Wir möchten Sie bitten, bei den entsprechenden Stel-

len nochmals auf dieses Problem aufmerksam zu ma-

chen.53

Noch im März 1981 führte das Marineunterstüt-
zungskommando Klage, dass die Firma Siemens
„ca. 200 Thyratrons Typ 8613“ geliefert habe,
„die nicht den Forderungen des MuKdo entspre-
chen (keine zusätzliche Bleiabschirmung).“

Die Messergebnisse der späten siebziger Jahre
führten dazu, dass weitere technische und perso-
nelle Schutzmassnahmen angeordnet wurden,
hauptsächlich die Abschirmung der strahlenden
Bauteile und kontinuierliche Überwachungsmes-
sungen. Außerdem wurde die erste Generation
der Radargeräte modernisiert oder allmählich
durch neue Geräte ersetzt. 

Nach den Erkenntnissen, die der Arbeitsstab ge-
wonnen hat, wurden die Mängel der Anfangszeit
zu Beginn des Achtzigerjahrzehnts im Großen
und Ganzen beseitigt. 
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3. BEWERTUNG UND EMPFEHLUNGEN

Im Einzelnen ist heutzutage nicht mehr zu klären,
wie gewissenhaft im Hinblick auf die Wartungs-
und Instandsetzungsarbeiten die dringlichen
Empfehlungen für die Verwendung von Schutz-
handschuhen oder das Anbringen von Metallab-
schirmungen tatsächlich befolgt worden sind. Ei-
ne Reihe von später Erkrankten beklagt gesund-
heitliche Schädigungen, für die es drei mögliche
Erklärungen gibt: mangelnde Belehrung, unzu-
längliche Sicherheitsvorkehrungen oder eigen-
mächtiges Ignorieren der Schutzbestimmungen. 

Der Arbeitsstab ist auf Beispiele für jede dieser
drei Möglichkeiten gestoßen. Wir haben sowohl
gehört, dass ausreichende Belehrung erteilt wur-
de54, als auch, dass keine Belehrung erfolgte.55

Wir haben von Vorgesetzten erfahren, die im Ma-
növer die Beachtung von Schutzmassnahmen mit
der Bemerkung unterbunden haben sollen: „Es
herrscht Krieg! Haben Sie sich nicht so!“ Eben-
so aber haben wir von Radarleuten erfahren, dass

sie angesichts der Bedrohung im Kalten Krieg aus
Pflichtgefühl ein gewisses Risiko eingegangen
sind – im Vertrauen darauf, dass ihnen der Dienst-
herr zur Seite stehen würde, sollte sich später
herausstellen, dass ihre Gesundheit geschädigt
wurde.

Es wurde uns glaubwürdig vorgetragen, dass auf
Booten und Schiffen der Marine schon immer al-
le strahlenden Geräte auszuschalten waren, bevor
im Mast gearbeitet werden durfte. Trotzdem war
es wohl zuweilen nicht zu vermeiden, dass Per-
sonal an Oberdeck in die Radarkeule geriet. Auch
wurde uns gegenüber die Vermutung geäußert,
dass mancher Radartechniker beispielsweise bei
der Fehlersuche an Radargeräten in der Nase des
STARFIGHTERS, die bei laufendem Betrieb vorge-
nommen werden musste, kurzerhand die Blei-
handschuhe ablegte, um besser hantieren zu kön-
nen. Es wurde uns auch von einem Fall berichtet,
in dem ein Soldat aus schierem Mutwillen eine
Lampe so lange in den Radarstrahl hielt, bis sie
rot glühte. 
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51 Diese Messstellen werden grundsätzlich nur auf Anforderung tätig. Ihr Aufgabengebiet erstreckt sich über Störstrahler
im Sinne der Röntgenverordnung hinaus auch auf medizinische und technische Röntgeneinrichtungen, Lasergeräte
und radioaktive Stoffe. Erst seit kurzem ist beabsichtigt, dass Störstrahler in Zukunft regelmäßig alle fünf Jahre über-
prüft werden.

52 Schreiben vom 4. August 1978 an den ÖPR beim Marinearsenal Wilhelmshaven. 
53 Schreiben von Radarleit an das Marineunterstützungskommando in Wilhelmshaven, 5. Oktober 1978.
54 Siehe auch den Leserbrief von Hans-Peter Bauer, Süddeutsche Zeitung, 21. Mai 2001, der von seinem Wehrdienst in

einer Flugabwehrstellung der Luftwaffe 1976 berichtet: „Sehr gut ist mir in Erinnerung, dass wir Neuankömmlinge
eine ausführliche Belehrung zum Thema ,Gefahren von Radarstrahlen’ erhielten. Es wurde darüber gesprochen, dass
man bei langfristiger Einwirkung an Krebs erkranken oder man an Unfruchtbarkeit und zumindest an eingeschränkter
Zeugungsfähigkeit leiden könnte. Ein Film verdeutlichte durch ein anschauliches Experiment die Kraft der Radar-
strahlen. Ein an eine Stange gebundenes Huhn verbrannte im direkten Radarstrahl fast explosionsartig. Die innerhalb
der Flugabwehrstellungen stationierten Radargeräte verfügten über ein gelbes Rundumlicht, das weit sichtbar blinkte,
wenn die Anlage in Betrieb war. Zusätzliche Warnschilder wiesen auf die Gefahr hin. Das Personal trug im Radarbe-
reich Strahlendosimeter. Dieses in der Form einem Kugelschreiber ähnliche Messinstrument sollte den kumulierten
Strahlenwert aufzeichnen. Die Warnhinweise und die Rundumleuchten konnte ich auch in anderen Standorten in Bay-
ern sehen, die Belehrung wurde während meiner Dienstzeit mindestens einmal wiederholt. Wer angesichts dieser In-
formationen die Gefahren verkannt hat, wird sicher auch überrascht sein, dass starkes Rauchen ungesund ist.“

55 So bestätigte etwa der frühere Vorgesetzte des ehemaligen Radartechnikers Hans-Jürgen Runge dem Verwaltungsge-
richt Schleswig: „Bis zum Jahre 1981 waren mir als Teileinheitsführer Feuerleit, somit auch den Mechanikern, nicht
bekannt, dass im Bereich des Magnetrons Röntgenstrahlung austrat.“



Die Schwierigkeit liegt darin, dass all dies heute
nur schwer zu belegen und ebenso schwer zu ent-
kräften ist. Inzwischen sind dreißig oder vierzig
Jahre vergangen. Die Arbeitsbedingungen an den
Radargeräten der damaligen Zeit lassen sich nur
in zeitraubenden Nachforschungen ermitteln. Für
die Radaranlagen AN/CPN-4, gebaut von 1950
an, sind technische Daten nicht mehr bekannt, für
die AN/MPS-14-Anlage sind sie nicht mehr kom-
plett.56 Desgleichen fehlt es an verlässlichen Tä-
tigkeitsbeschreibungen, Dienstplänen, Schicht-
einteilungen und Angaben über die Verweildauer
des Radarpersonals an den Geräten. Gerade in der
Frühphase, auf die die meisten Wehrdienstbe-
schädigungsanträge wegen Strahlenexposition
zurückgehen, ist nicht systematisch gemessen
worden, und selbst wo Messungen vorgenommen
wurden, sind die Ergebnisse oft nicht mehr greif-
bar. Hinzu kommt, dass keineswegs alle Geräte
eines Typs jeweils defekt waren. Oft wurden an
ein und demselben Gerät zu verschiedenen Zei-
ten unterschiedliche Werte gemessen. 

Angesichts aller Umstände wäre es töricht, pau-
schal zu behaupten, sämtliche Beschäftigten in
den betroffenen Truppenteilen und Dienststellen
seien gefährdet gewesen. Ebenso töricht wäre es
jedoch, die Möglichkeit einer solchen Gefähr-
dung von vornherein in Abrede zu stellen. In Ein-

zelfällen sind Bundeswehrangehörigen, Soldaten
und Zivilisten, unzweifelhaft durch Röntgen-
strahlen von Radargeräten gesundheitliche Schä-
den zugefügt worden – ohne dass der Bundes-
wehrführung jedoch Vorsatz, bewusstes Zurück-
halten von Informationen oder ein gezieltes
Unterlassen von Schutzmaßnahmen vorzuwerfen
wären. Es kommt darauf an, jeden einzelnen Fall
sorgfältig und unvoreingenommen zu prüfen. Da-
bei darf die Bundeswehr nicht die ganze Beweis-
last den Betroffenen aufbürden. Sie muss sich sel-
ber bemühen, die tatsächlichen Arbeitsbedingun-
gen in den sechziger und siebziger Jahren
aufzuklären – wozu sie im übrigen gemäß WDB-
Verfahrens-Erlass verpflichtet ist.57 Wo immer
sich solche Aufklärung als unmöglich erweist,
sollte sie Billigkeitserwägungen walten lassen
und sich juristische Kleinkrämerei versagen. 

Dies erscheint auch deswegen angezeigt, weil in
den Jahrzehnten des Ost-West-Konfliktes beson-
dere Bedingungen herrschten. In akuten Krisen –
Berlin 1961, Kuba 1962, Tschechoslowakei 1968,
Polen 1980 – und in anderen Phasen erhöhter Ein-
satzbereitschaft galt der alte Soldatengrundsatz:
„Wirkung geht vor Deckung“. Die Überwachung
des Luftraums im Osten durfte unter keinen Um-
ständen unterbrochen werden. Die Flugabwehr
funktionierte im Zwanzig-Minuten-Status. Das
hieß: Sie musste binnen 20 Minuten schussbereit
sein. Trat ein Fehler auf, so musste er sofort be-
hoben werden. Das Radarpersonal befand sich
während solch kritischer Phasen 48 Stunden, aber
oft auch 72 oder gar 96 Stunden in der Stellung. 

Vergleiche mit dem zivilen Sektor werfen aus die-
sem Grunde auch kaum Erkenntnisse von Belang
ab.58 Im zivilen Sektor werden geregelte Arbeits-
zeiten eingehalten. Die Radarsysteme sind bis auf
die Radarpistolen der Polizei in aller Regel orts-
fest und nicht mobil wie die meisten Bundes-
wehrsysteme. Im übrigen gibt es Ersatzgeräte, die
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während notwendiger Reparaturarbeiten einge-
schaltet werden können. Ein Totalausfall brächte
größere Unannehmlichkeiten, wäre aber – anders
als im militärischen Konfliktfall – nicht von exi-
stentieller Bedeutung. 

Ein objektiver Blick zurück ergibt, dass die
Gesetze der Bundesrepublik wie die Erlasse der
Bundeswehr die Palette möglicher Gefährdungen
durch ionisierende Strahlung in den Sechzigern
und den frühen Siebzigern nicht lückenlos abge-
deckt haben. Weder der Gesetzgeber noch die
Bundeswehr haben diese Gefährdungen als be-
sonders regelungsbedürftig oder begrenzungs-
würdig angesehen. Dem entsprach zu jener Zeit
die Sorglosigkeit der allgemeinen Öffentlichkeit.
Ihr Risikobewusstsein war gering. So fand zum
Beispiel niemand etwas dabei, dass bis in die
Siebziger Fußdurchleuchtungsapparate in den
Schuhgeschäften zum Kundendienst gehörten.
Jung und Alt benutzten sie weit intensiver und
freudvoller, als es zur Überprüfung der Passge-
nauigkeit neuer Schuhe erforderlich gewesen wä-
re. Diese Geräte sind dann ganz plötzlich ver-
schwunden. 

Es geht denn auch nicht um Schuldzuweisung
oder gar Verurteilung. Der Fortschritt der wis-
senschaftlichen Erkenntnis hat erst spät zu einem
Umdenken im Gefahrenschutz geführt – in der

Gesellschaft wie in der Bundeswehr. Dies gilt ge-
nerell für den ganzen Bereich des Arbeitsschut-
zes. Deshalb wäre es auch unbillig, wollte man an
die damaligen Verhaltensweisen und Schutzmaß-
nahmen die heutigen Maßstäbe anlegen. Es haben
alle hinzulernen müssen. Man wusste vor vierzig
Jahren noch nicht, was man heute weiß. Hätte
man es gewußt, hätte man anders gehandelt. Heu-
te kommt es allein darauf an, wie die Bundeswehr
auf die Unzulänglichkeiten der frühen Jahre
reagiert. 

Den Sachverhalt aufklären

Zunächst einmal obliegt es der Bundeswehr an-
gesichts vieler Anträge auf Anerkennung einer
Wehrdienstbeschädigung durch Strahlenexposi-
tion, angesichts mehrerer Prozesse und zahlloser
Medienberichte, den zugrundeliegenden Sach-
verhalt zu klären. 

Den Anlass für eine erste klärende Untersuchung
im Ministerium gab vor mehr als einem Jahrzehnt
schon die Vorbereitung einer Monitor-Sendung.
Sie lief am 18. September 1990 unter dem Titel
„Tod durch Radar – ungenügender Strahlenschutz
in der Bundeswehr“. Die dazu erarbeitete Stel-
lungnahme der Hardthöhe ging Monitor am
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56 So das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung, 26. Mai 1998.
57 WDB-Verfahrens-Erlass vom 26. Juni 1981 Ziffer 1.1: 

„Ist über das Vorliegen einer WDB zu entscheiden, prüft das WBGA (heute: WBV d.V.) welcher WDB-Tatbestand
aufgrund des bisher bekannten Sachverhalts in Frage kommt und welche erheblichen Tatsachen geklärt werden müs-
sen. Zur Beschleunigung des WDB-Verfahren ist es notwendig …möglichst alle offenen und für die Entscheidung er-
heblichen Fragen in einem Arbeitsgang zu erfassen. Der Sachverhalt muss lückenlos aufgeklärt werden.“

58 Nach dem Jahresbericht 1999 des Bundesamt für Strahlenschutz wurden im Jahr 1998 in Deutschland 298.882 Perso-
nen mit Personendosimetern überwacht. Davon arbeiteten 74 Prozent im Bereich der medizinischen Anwendung ioni-
sierender Strahlen, 7 Prozent im kerntechnischen Bereich, 19 Prozent in sonstigen Bereichen einschließlich For-
schung und Entwicklung. Nur 14 Prozent der Überwachten erhielten eine messbare Personendosis. Sie betrug durch-
schnittlich 1,5 Millisievert im Jahr. Bei fünf Personen wurde eine Überschreitung des Jahresgrenzwertes von 50
Millisievert festgestellt. Von 25 075 beruflich strahlenexponierten Personen erhielten 10 564 eine messbare Dosis, im
Mittel 2,8 Millisievert jährlich.



31. August 1990 zu, fand allerdings in der Sen-
dung keine Berücksichtigung. Zu diesem Zeit-
punkt waren dem Ministerium lediglich 13 An-
träge auf Anerkennung einer WDB durch Rönt-
gen-Störstrahlung bekannt. Davon waren drei
Fälle abgelehnt, drei aus „Fürsorgegründen“ an-
erkannt worden; sieben befanden sich noch in Be-
arbeitung. Im Anschreiben an die Monitor-Red-
aktion stellte der Pressestab fest, dass es sich um
„Einzelfälle“ handle, „die auf technisches Versa-
gen oder auf Missachtung von Vorschriften zu-
rückzuführen sind.“

Die Monitor-Sendung fand damals keinen großen
Widerhall in der Öffentlichkeit. Die Bundeswehr
selbst hatte zu dieser Zeit mit der bevorstehenden
Wiedervereinigung und der Eingliederung der
Nationalen Volksarmee ganz andere Prioritäten.
Auch wegen der optimistischen Einschätzung,
dass es sich nur um Einzelfälle handle, wurde die
Sache zunächst nicht weiter verfolgt. Ein Sani-
tätsoffizier blieb allerdings hartnäckig. Nach vie-
len klärenden Gesprächen mit Wissenschaftlern
und der Überwindung starker budgetärer Beden-
ken gab das für den medizinischen Arbeitsschutz
verantwortliche Referat des Sanitätsdienstes im
Jahre 1996 beim Zentrum für Elektropathologie
an der Universität Witten/Herdecke eine epide-
miologische Studie in Auftrag. Sie sollte die Zu-
sammenhänge zwischen dem Umgang mit mili-
tärischem Radar und etwaigen Gesundheitsschä-
den des Radarpersonals klären. Leider wurde
dieser Auftrag mit anderen betroffenen Stellen im
Ministerium nicht abgestimmt und blieb des-
wegen weitgehend unbekannt.

Ein irreführender Weise als „Endbericht zum Gut-
achten über gesundheitliches Risiko beim Betrieb
von Radareinrichtungen in der Bundeswehr“ de-
klarierte Vorstudie legte Prof. Dr. Eduard David,
der Leiter des Instituts für Normale und Patholo-
gische Physiologie an der Universität Witten/Her-

decke, im Jahre 2000 vor. Bruchstücke davon ge-
langten in die Öffentlichkeit und wurden von den
Medien vielfach aufgegriffen. Auch das Schleswig-
Holsteinische Verwaltungsgericht bezog sich in ei-
nem Urteil vom 6.April 200159 auf dieseVorstudie. 

Dabei fiel weithin unter den Tisch, dass dieser
Teil der Studie bisher nur geringe Aussagekraft
besitzt. Es handelt sich im wesentlichen um eine
Literaturübersicht, ergänzt durch subjektive Fall-
schilderungen von Betroffenen oder deren Hinter-
bliebenen. Die Krankheitsgeschichten wie die
Schilderung der Arbeitsplatzbedingungen fußen
ebenfalls auf deren subjektiven Angaben. Mit ob-
jektiven Daten konnten sie noch nicht verglichen
werden. Deswegen war auch eine wissenschaftli-
che Bewertung bisher nicht möglich, wie Prof.
David in seinem Vorwort vom 20. März 2001
selbst feststellt.60

Für die Untersuchung in Witten/Herdecke wur-
den aus den Jahren 1958-1994 die Fälle von 99
Radarmechanikern herangezogen. Sie waren
durch direkte Kontaktaufnahme und mit Hilfe ei-
nes unsystematischen Schneeballsystems erfasst
worden. Ihre Zahl ist keineswegs identisch mit der
Zahl der Erkrankten, und erst recht nicht mit der
Zahl aller Radarmechaniker in der Bundeswehr.
Deren Kenntnis wäre freilich nötig, um das all-
gemeine Risiko epidemiologisch zu bewerten.
Von 99 erkrankten Mechanikern – meist älteren
Jahrgangs61 – leiden 69 an Leukämie oder ande-
ren Krebsarten, 24 starben in einem Alter von
durchschnittlich 40 Jahren. 

Viel mehr hat das Forschungsteam in Witten/
Herdecke bisher nicht in Erfahrung bringen kön-
nen. Von der Bundeswehr lagen keine Unterlagen
zu heute oder früher im Radarbereich Beschäf-
tigten vor. Die Gesamtzahl der Radarmechaniker
– „Grundgesamtheit“ in der Sprache der Studie –
war nicht zu ermitteln. Listen von Teilnehmern an
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Radar-Lehrgängen in den Vereinigten Staaten
konnten nicht beschafft werden. Zwanzig Millio-
nen Gesundheitsakten der Soldaten liegen teil-
weise unaufbereitet beim Remagener Institut für
Wehrmedizinalstatistik und Berichtswesen (s. Kas-
ten S. 88). Das Institut verfügt nicht über Daten,
aus denen Tätigkeitsbereich und Erkrankungen
von Soldaten hervorgehen. Es gibt nicht einmal
eine Statistik über Wehrdienstbeschädigungen,
aus der die Art der Erkrankungen hervorginge.

Die bisherigen Erkenntnisse sagen nichts darüber
aus, ob Krebserkrankungen bei Radartechnikern
der Bundeswehr häufiger vorkommen als bei
Nicht-Radarpersonal oder in der übrigen Gesell-

schaft. Nach der allgemeinen Sterbestatistik kom-
men auf 100.000 Menschen zwischen 20 und 55
Jahren im Jahr zwischen 57 (1997) und 70 (1985)
Krebstote. Legte man diese statistische Größe
zugrunde, so ergäbe sich für die Soldaten der
Bundeswehr eine Zahl von jährlich zwischen 250
und 300 Krebstoten. Tatsächlich aber waren es
zwischen 19 (1998) und 73 (1965/71).62

Die statistischen Grundlagen für solch einen Ver-
gleich sind jedoch sehr unsicher. Es ist fraglich,
ob sie selbst bei großen Anstrengungen der Bun-
deswehr für die Jahre 1956 – 1989 noch ermittelt
werden können. Nur dann jedoch werden die Fol-
gestudien des Witten/Herdecke-Teams, die bis Mit-
te 2002 abgeschlossen sein sollen, zu einer wissen-
schaftlich fundierten Aussage gelangen können. 

Auf dem Felde der medizinischen Aufklärung ih-
rer Angehörigen bleibt der Bundeswehr daher zu-
nächst nur eines: Mehr Information beschaffen
und mehr Information bereitstellen. 

Der Bundeswehr obliegt jedoch nicht nur die In-
formation der Betroffenen und der Öffentlichkeit.
Sie steht darüber hinaus in der Pflicht, die Ein-
gaben aller, die eine bösartige Erkrankung auf die
Tätigkeit an Radareinrichtungen der Streitkräfte
zurückführen, zügig zu bearbeiten und zu be-
scheiden. Dies schuldet sie ihrem Ansehen in der
Bevölkerung. Sie schuldet es der Aufrechterhal-
tung ihrer Attraktivität für den Nachwuchs an
Zeit- und Berufssoldaten. Schließlich schuldet sie
es ihrem eigenen Fürsorgeprinzip. In der Praxis
hapert es damit. 
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59 Hans-Jürgen Runge gegen Bundesrepublik Deutschland, Az. 11 A 112/96

60 s. Anhang, S. 120ff.

61 Die Jahrgänge 1932-1950 machen zwei Drittel aus. Mit 54 Personen sind die Jahrgänge 1938-1949 am stärksten ver-

treten. (Studie Professor David 250501.doc)

62 s. Anlage S. 123

Seit 22. Januar 2001 ist beim Sanitätsdienst
der Bundeswehr eine telefonische Info-Hot-
line zum Thema „Mögliche Gesundheits-
störungen durch Strahlenwirkung beim
Betrieb von Radargeräten“ eingerichtet
(0228/942-5000). Fachkundige Ärzte und
Techniker geben dort Auskunft zu Fragen des
medizinischen und technischen Arbeitsschut-
zes und der Arbeitssicherheit an Radargerä-
ten. Bis Ende Mai wurden 446 Anfragen
registriert. Entsprechende Informationen sind
auch im Internet plaziert (Internet-Adresse:
www.sanitaetsdienst.bundeswehr.de). Zusätz-
lich besteht für jeden das Angebot, sich einer
kostenlosen Vorsorge-Untersuchung zu unter-
ziehen.

HOTLINE RADAR



Umgang mit Geschädigten

Die Bundeswehr muss sich fragen lassen, ob sie
ihre Angehörigen im Falle von Schädigungen, die
im Dienst eingetreten sind, angemessen versorgt.
In Wehrdienstbeschädigungs-Verfahren, in denen

Strahleneinwirkungen als Erkrankungsursache
vermutet werden, ist die Beweislage oft schwie-
rig. Die vermutete Ursache liegt viele Jahre zu-
rück, und es sind damals keine WDB-Blätter an-
gelegt worden. Jetzt muss ermittelt werden, mit
welcher Strahlenbelastung die frühere Tätigkeit

Das Institut für Wehrmedizinalstatistik und
Berichtswesen in Remagen hat zwei Haupt-
aufgaben.

Zunächst archiviert es die Gesundheitsunter-
lagen aller Soldaten bis zur Vollendung des
90. Lebensjahres und die aller ungedienten
Wehrpflichtigen bis zum Ende der Wehr-
überwachung, also bis zur Vollendung des
45. Lebensjahres. 

Diese Archivierung erfolgt auf der Grundlage
der Berufsordnung der Ärzte, der Bestim-
mungen des Soldatengesetzes oder des Wehr-
pflichtgesetzes und der Dokumentations-
pflicht im Rahmen des Soldatenversorgungs-
gesetzes. Sie dient dazu, in retrospektiven
Einzelfallbetrachtungen zu dokumentieren,
welche Erkrankungen während der Dienstzeit
aufgetreten waren und welche sanitätsdienst-
lichen Maßnahmen ergriffen wurden. Der
Rückgriff auf die archivierten Unterlagen
setzt in jedem Einzelfall eine Entbindung von
der ärztlichen Schweigepflicht voraus. 

Die Gesundheitsunterlagen wurden zunächst
in Originalform archiviert. Seit 1981 werden
sie, beginnend mit dem Geburtsjahrgang
1962, auf Mikrofilm übertragen. Die Archi-
vierung der Originale wie des Mikrofilms er-
möglicht eine individuelle Bearbeitung von

Einzelvorgängen, nicht jedoch eine statis-
tische Aufschlüsselung.

Zur Zeit sind rund 20 Millionen Gesund-
heitsunterlagen ehemaliger Soldaten und
ungedienter Wehrpflichtiger im Archiv des
Instituts. Mit der Übernahme der Nationalen
Volksarmee wurden auch deren Gesundheits-
unterlagen im Original übernommen. Die
vollständige Verfilmung der Gesundheits-
unterlagen wird noch einige Zeit dauern.

Der zweite Aufgabenbereich des Instituts um-
fasst die Bereitstellung von epidemiologi-
schen Daten. Diese werden aus dem sanitäts-
dienstlichen Meldewesen hauptsächlich auf
der Grundlage anonymisierter statistischer
Meldungen bereitgestellt. Grundlage hierfür
ist ein mit dem zivilen Bereich vergleichba-
rer Krankheitenschlüssel. Er lässt Aussagen
darüber zu, wie oft bestimmte Erkrankungen
bei Soldaten aufgetreten sind.

Die Gesundheitsunterlagen enthalten keine
Angaben zu bestimmten Verwendungen der
Soldaten während ihrer Dienstzeit; nur die
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Einheit ist
aufgeführt, nicht jedoch die dort wahrge-
nommene Tätigkeit. Erkrankungen, die erst
nach Ende der Dienstzeit festgestellt wurden,
entziehen sich der Archivierung und Doku-
mentation des Instituts.
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am Radar verbunden war und ob diese Tätigkeit
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Krebs-
leiden ausgelöst haben kann.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass statistisch rund
25 Prozent aller Menschen in Deutschland an
bösartigen Tumorbildungen sterben. Teils ist dies
anlagebedingt, teils liegt es an der privaten Le-
bensführung, etwa dem Tabak- oder Alkoholkon-
sum. Daher wäre es nicht gerechtfertigt, jedes bei
dem erkrankten Personenkreis auftretende Krebs-
leiden ungeprüft der Radartätigkeit zuzuschrei-
ben. Vielmehr ist in jedem einzelnen Falle zu prü-
fen, ob es konkrete Anhaltspunkte dafür gibt, dass
der Betroffene auch tatsächlich bei der Bundes-
wehr einer gesundheitsgefährdenden Strahlung
ausgesetzt war. 

Zuständig für die Versorgung der Soldaten bei
Wehrdienstbeschädigungen sind während des
Wehrdienstes die Wehrbereichsverwaltungen III
(Düsseldorf) und V (Stuttgart), für die Zeit
danach die Versorgungsämter der Länder. Für
ehemaligen NVA-Angehörige ist es die Wehr-
bereichsverwaltung VII (Strausberg). Sie sind
auch dann für die Erstentscheidung zuständig,
wenn bereits aus dem Dienst ausgeschiedene
Soldaten Leistungen für die Zeit nach dem Dienst
bei den Versorgungsämtern geltend machen. Um-
gekehrt liegt die Zuständigkeit zur Erstentschei-
dung für entlassene Wehrpflichtige bei den Ver-
sorgungsämtern. So haben immer dann, wenn
Leistungen sowohl für die Zeit während des
Wehrdienstes als auch für die Zeit danach geltend
gemacht werden, zwei verschiedene Behörden
über den selben Sachverhalt zu entscheiden. Um
unterschiedliche Entscheidungen zu vermeiden,
sind die Festlegungen der Wehrbereichsverwal-
tungen oder der Versorgungsämter, aber auch Ur-
teile der Sozialgerichte jeweils für alle anderen
Behörden bindend.

Die abschließende versorgungsmedizinische Stel-
lungnahme bei allen WDB-Verfahren trifft das
Sanitätsamt der Bundeswehr. Zur Verbesserung,
vor allem zur Beschleunigung der Verfahren, be-
absichtigt der Sanitätsdienst, die Aufgaben der
WDB-Begutachtung und der Lungen- und TBC-
Fürsorge mit denen des Instituts für Wehrmedizi-
nalstatistik und Berichtswesen in einem Wehr-
medizinalinstitut zusammenzufassen.

Viele Antragsteller, die bei sich eine Strahlen-
schädigung vermuten, haben darüber geklagt,
dass es ihnen nicht möglich ist, den schlüssigen
Nachweis einer Schädigung zu liefern. Besonders
schwer fällt es ihnen, die tatsächlichen Arbeits-
bedingungen in den sechziger und siebziger
Jahren hinreichend zu rekonstruieren. Viele der
damals eingesetzten Radaranlagen gibt es nicht
mehr. Deren tatsächliche Abstrahlung lässt sich
im Nachhinein nur noch theoretisch berechnen.
Andere, noch vorhandene Geräte wurden in-
zwischen technisch modernisiert und baulich
verändert. Gerade die Abschirmung von Röhren
und Geräteschränken gegen austretende Rönt-
genstrahlung ist erheblich verbessert worden, 
so dass Röntgenstrahlung nicht mehr austreten
kann. Insofern bringen heutige Messungen an
diesen Geräten kaum Erkenntnisse, die Rück-
schlüsse auf die damalige Strahlenexposition
erlauben. Schließlich ist zu bedenken, dass die
Strahlung einzelner Geräte in der Praxis beträcht-
lich von dem theoretisch ermittelten Wert abwei-
chen kann – zum Beispiel, wenn ein Gerätegehäu-
se verzogen ist und Strahlung aus Spalten austritt.

Nun gab es – siehe oben – früher nur wenige Mes-
sungen, und das Personal ist nicht regelmäßig
überwacht worden. Auch in solchen Fällen ist es
möglich, den Angaben des Antragstellers zu fol-
gen, wenn er die Umstände des Falles glaubhaft
machen kann. Ein Notbehelf ist dabei die nach-
trägliche Festlegung einer „Ersatzdosis“, die ein
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Geschädigter an seinem Arbeitsplatz aufgenom-
men haben könnte. Sie wird auf der Grundlage
der vorliegenden Erkenntnisse über die Strahlung
des jeweiligen Geräts und der von dem Betrof-
fenen dort verbrachten Zeit ermittelt. Wenn je-
doch verlässliche Erkenntnisse nicht vorliegen
und von der Bundeswehr auch nicht beigebracht
werden können, wird die Festlegung leicht zu ei-
nem Akt der Willkür. Der Arbeitsstab hat einen
Fall kennen gelernt, in dem die zunächst mitge-
teilte „Ersatzdosis“ binnen kurzer Frist verdrei-
facht wurde.

Die Hürden sind also hoch für Antragsteller, und
erst recht für Hinterbliebene. Wie soll ein ehe-
maliger Soldat nach Jahrzehnten noch seine
genauen Arbeitsumstände beschreiben? Wie kann
gar seine Witwe eine solche Beschreibung
liefern? Gerade die Tätigkeit in den Radarstel-
lungen unterlag schließlich höchster Geheimhal-
tung. 

Fazit

Die derzeitige Lage ist in dreierlei Hinsicht un-
befriedigend.

Erstens ist die administrative Handhabung auf
vielfältige Weise zersplittert. Soldaten, ehemali-
ge Soldaten, Beamte im Dienst und Beamte im
Ruhestand, aktive und ehemalige zivile Mitarbei-
ter, ehemalige Wehrpflichtige der Nationalen
Volksarmee und ehemalige Berufs- und Zeitsol-
daten der NVA werden nach unterschiedlichen
Verfahren abgefunden. Für Soldaten, die noch im
aktiven Dienst stehen, ist die Bundeswehr zu-
ständig, für Ausgeschiedene sind es die Versor-
gungsämter der Länder. Die Zuständigkeit für die
Bearbeitung der Fälle ist also aufgeteilt. Sie wer-
den, wie es das WDB-Verfahren routinemäßig

vorsieht, als Einzelfälle durch eine der drei zu-
ständigen Wehrbereichsverwaltungen oder durch
die Versorgungsämter bearbeitet, ohne dass die
Erkenntnisse aus früheren Fällen zusammenge-
führt würden. 

Zweitens dauern die Anerkennungsverfahren viel
zu lang. Einzelne schleppen sich über Jahre hin.
Dem Arbeitsstab sind Fälle bekannt geworden,
die in mehr als zehn Jahren nicht abgeschlossen
werden konnten. Manch ein Betroffener ist darü-
ber gestorben. Aber auch Verfahren, die am En-
de zum Erfolg führen, ziehen sich oft problema-
tisch lange hin. Dies liegt mit daran, dass sich die
Bundeswehr bisher nicht systematisch um die Be-
schaffung von Informationen über frühere Ar-
beitsbedingungen an Radargeräten bemüht hat.
Ihrer Mitwirkungspflicht an der Beweiserhebung
kommt sie also nur ungenügend nach. Davon ab-
gesehen, sind die vorhandenen Informationen
über frühere Arbeitsplätze lückenhaft, weit ver-
streut und nicht zentral abrufbar.

Drittens arbeiten die zuständigen Verwaltungen
nicht nur langsam, sondern sie erwecken allzu oft
auch den Eindruck, dass es ihnen in erster Linie
darauf ankommt, finanzielle Ansprüche gegen
den Staat abzuwehren. Sie fürchten die Präze-
denzwirkung von Verwaltungsentscheidungen
und blocken daher gern ab. 

Aus jedem dieser drei Befunde ergibt sich eine
klare Empfehlung. 

Zum ersten: Es wäre vermessen, wollte der Ar-
beitsstab eine grundsätzliche Neuregelung des
Versorgungswesens vorschlagen – auf längere
Sicht etwa die Angleichung der Entschädigungs-
verfahren für alle Angehörigen der Bundeswehr,
ob aktiv oder pensioniert. Doch gibt es Maßnah-
men, die der Bundesminister der Verteidigung zü-
gig in eigener Zuständigkeit und ohne Abstim-
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mung mit anderen Ressorts ergreifen kann. So
sollte er die Bearbeitung jener WDB-Verfahren
wegen Radarschädigung, für die die Bundeswehr-
verwaltung zuständig ist, einer einzigen Wehrbe-
reichsverwaltung übertragen und dort in einer Ar-
beitseinheit zusammenfassen. Diese wäre auch
die Ansprechstelle für Versorgungsämter. Solch
eine Regelung hätte den Vorteil, dass die Experti-
se der Bundeswehr an einem Ort gebündelt wäre;
dass unnötige Überschneidungen oder Parallelar-
beit vermieden würden; und dass die Einheit-
lichkeit der Beurteilung verbürgt wäre. Eine zen-
trale Stelle dieser Art würde die Bearbeitung der
WDB-Fälle wesentlich erleichtern und verkürzen. 

Zum zweiten: Die Bundeswehr muss stärker mit-
helfen, die früheren Arbeitsplatzverhältnisse zu
ermitteln. Das erfordert ihre Bereitschaft, groß-
zügig umfassende Nachforschungen anzustellen,
einschließlich systematischer Befragungen von
früherem Radarpersonal und notfalls der techni-
schen Rekonstruktion von Anlagen der Anfangs-
jahre. Sie muss Auskunft geben können, an wel-
chen Gerätetypen aus heutiger Sicht von schäd-
licher Strahlung auszugehen war. Ferner muss sie
klären, wie der Dienstbetrieb organisiert und wie
viele Tage im Jahr welcher Bereitschaftszustand
angeordnet war, welche Funktionsträger sich in
gefährdeten Bereichen aufhielten und welche
Aufenthaltsdauer pro Schicht anzusetzen ist. Die
Ermittlungen müssen sich auf alle wichtigen Waf-
fensysteme mit stärkeren Radaranlagen beziehen.
Dazu gehören neben der Luftverteidigung vor al-
lem Kampfflugzeuge und Schiffe. Eine Einzel-
fallklärung der Arbeitsbedingungen wäre dann
nur noch notwendig, wenn eine der Seiten grobe
Abweichungen von der Norm behauptet. Dies
kann etwa der Fall sein, wenn ein Soldat glaub-
haft machen will, dass er wegen ungewöhnlich
häufiger Defekte seiner Batterie viel öfter als an-
dere Reparaturen am geöffneten Gerät durchfüh-
ren musste. 

Für all diese Ermittlungen sollte im Bundesmini-
sterium der Verteidigung der Beauftragte für die
Arbeitssicherheit zentral zuständig sein. Zu sei-
ner Unterstützung kann eine Arbeitsgruppe im
nachgeordneten Bereich eingerichtet werden.

Mit der „Aufklärung der Arbeitsplatzverhältnisse
Radar“ sollte unverzüglich begonnen werden,
weil jetzt noch Radarpersonal aus den frühen Jah-
ren im Dienst ist. Die Untersuchung muss zügig
geführt werden, weil die Bundeswehr dies den
Betroffenen schuldet. Und sie muss parallel zu
der epidemiologischen Studie von Prof. Eduard
David und unabhängig von ihr geführt werden, da
weder der Zeitbedarf noch ein aussagekräftiges
Ergebnis dieser Studie mit Sicherheit abzusehen
ist. Eine Übersicht über die Belastungen, denen
Radarpersonal in der Vergangenheit auf bestimm-
ten Dienstposten regelmäßig ausgesetzt war, wird
jedoch schnell benötigt. 

Eine solche Übersicht über die früheren Arbeits-
platzverhältnisse würde dann die Bildung von
Fallgruppen erlauben. Ähnlich gelagerte Fälle –
zum Beispiel von Betroffenen, die am gleichen
Radarsystem gearbeitet haben – könnten auf die-
se Weise kategorisiert und sowohl effizienter als
auch rascher entschieden und beschieden werden.
Eine Einteilung in drei Fallgruppen erschiene da-
bei logisch: 

1. Fälle von erkrankten ehemaligen Radartechni-
kern, Radarbedienern und Radarausbildern,
die nachweislich an Geräten gearbeitet haben,
bei denen Grenzwertüberschreitungen bekannt
sind. Außerdem gehören in diese Fallgruppe
alle, die an Geräten gearbeitet haben, für die
aus der fraglichen Zeit keine Messwerte vor-
liegen, sofern für typgleiche Geräte Grenz-
wertüberschreitungen nachgewiesen sind. Die
Plausibilität eines Kausalzusammenhangs – ju-
ristisch ausgedrückt der Nachweis des ersten
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Anscheins – muss besonders für das Radar-
personal der ersten fünfundzwanzig Jahre ge-
nügen.

2. Fälle, in denen ein solcher Kausalzusammen-
hang prima facie unwahrscheinlich ist.

3. Zweifelsfälle in der Grauzone zwischen den
beiden ersten Kategorien. Je besser die Auf-
klärung der früheren Arbeitsplatzverhältnisse
gelingt, desto kleiner wird diese Gruppe sein.

Die Fallgruppenzuweisung kann durch die vor-
geschlagene Zentralstelle bei einer Wehrbe-
reichsverwaltung vorgenommen werden. Diese
muss sich dabei auf die in der Bundeswehr vor-
handene Gutachterkapazität stützen können. Es
wäre deshalb fatal, wenn der kleine Trupp medi-
zinischer Gutachter im Zuge der Neustrukturie-
rung der Streitkräfte vermindert oder gar aufge-
löst würde. Zusätzlich wäre zu erwägen, ein un-
abhängiges Gremium zu berufen, das der
zuständigen Wehrbereichsverwaltung Empfeh-
lungen für die Fallgruppeneinstufung gibt.

Zum dritten: Jeder Jurist weiß, dass das öffentli-
che Recht keine Kulanz erlaubt. Die richterliche
Praxis wie die Lebenserfahrung des Nichtjuristen
lehrt indessen, dass es innerhalb des Rechts lega-
le und legitime Ermessensspielräume gibt. Wo es
um Entschädigung und nicht um Schadenersatz
geht, ist Generosität nicht rechtsfremd. Indivi-
duelle, wenn auch typisierende Anspruchsprü-
fung muss sein, denn es geht um das Geld des
Steuerzahlers. Kein Staatsdiener darf sich der
Untreue zu Lasten des Staates schuldig machen.
Wo aber selbst der Dienstherr, vom Antragsteller
ganz abgesehen, nicht mehr in der Lage ist, einen
Arbeitsplatz genau zu beschreiben, sollte dies zu-
gunsten des Antragstellers oder Klägers ausgelegt
werden, denn die Ermittlung der in Frage stehen-
den Daten und Fakten liegt in der Verantwor-

tungssphäre des Dienstherrn. Mit einer Umkehr
der Beweislast hat dies nichts zu tun. Vielmehr
geht es allein um die gebotene Mitwirkungs-
pflicht der Bundeswehr beim Nachweis früherer
Arbeitsumstände.

Hier muss sich die Bundeswehr hüten, dass ihr
nicht Zögerlichkeit und Unsensibilität ihres Ver-
waltungshandelns als Ansatz zur Beweisvereite-
lung ausgelegt werden können. Sie muss nicht je-
de Frist unbedingt voll ausschöpfen; dies trägt nur
zur Verschleppung der Verfahren bei. Eine grund-
sätzliche Begrenzung der Verfahrensdauer (die
allerdings auch von überlasteten Gutachtern und
Gerichten mit beeinflusst wird) wäre höchst wün-
schenswert. Auch sollte sich die Bundeswehr je-
ne Art von Schnödigkeit versagen, die sich darin
ausdrückt, dass man einem auf den Tod dar-
niederliegenden Antragsteller statt eines erfahre-
nen Sozialberaters ein umfängliches Formular
schickt.63

Was aber das Bemühen der Bürokratie angeht, die
Staatskasse zu schonen, so kann Sparsamkeit am
falschen Platze die Bundeswehr teuer zu stehen
kommen. Die Beschädigtenrenten liegen – je
nach dem Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit – bei bescheidenen 400 bis 1200 Mark
im Monat. Rechnet man die Prozesskosten, die
Gutachterhonorare, den Verwaltungsaufwand
dagegen, vor allen Dingen jedoch den Image-
schaden und den Vertrauensverlust der eigenen
Leute, den jede negative Schlagzeile der Bundes-
wehr einbringt, so ergibt sich ein ganz anderer
Saldo. Mit einem Etat für die Nachwuchswer-
bung in Höhe von 18 Millionen ist dagegen nicht
anzukommen.

Im übrigen gibt es das Instrument des außerge-
richtlichen Vergleichs, gegebenenfalls unter Aus-
setzung der Anerkennung eines schuldhaften
Handelns. Es sollte viel öfter zum Zuge kommen
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– zumal in all jenen Fällen, wo der erste Anschein
eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen
Strahlenexposition und Erkrankung sich ein-
leuchtend aufdrängt. Die Vorstellung, dass die
präjudizierende Wirkung solcher Vergleiche eine
Flut ähnlicher Begehren auslöst, müsste jeder be-
gabte Jurist durch salvatorische Klauseln, die dies
verhindern, ausräumen können. 
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63 Im WDB-Verfahrenserlass vom 26. Juni 1981 heißt es: „Soweit erforderlich, ist der zuständige Sozialberater bei der

Versorgung beschädigter Soldaten oder ihrer Hinterbliebenen einzuschalten. Das gilt insbesondere bei der Aufklärung

schwieriger Sachverhalte, zur Beschleunigung des WDB-Verfahrens und bei Antragstellungen nach Beendigung des

Wehrdienstverhältnisses.“
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1. ASBEST ALS WERKSTOFF

Asbest ist eine mineralische Faser aus Hornblen-
de oder Serpentin, die in der Natur vorkommt. Sie
wurde schon in der Steinzeit bei der Keramik-
herstellung als Werkstoff verwendet. Griechen
und Römer nutzten Asbest zum Herstellen von
„ewigen“ Dochten und verarbeiteten die Fasern
in Totengewändern. Der heutige Name des
Materials stammt von dem griechischen Wort
ásbestos – „unauslöschlich“. Kaiser Karl V. soll
seine Gäste gern damit überrascht haben, dass er
aus Asbest gefertigte Tischdecken zur Reinigung
ins Feuer warf. 

Mit dem Beginn der Industrialisierung erlangte
Asbest Bedeutung als technischer Werkstoff. Im
Jahre 1871 begann in kanadischen Quebec der
Asbest-Abbau. Das erste Patent für Asbestzement
wurde im Jahr 1900 angemeldet. In den zwanzi-
ger Jahren kamen die ersten Asbestplatten auf den
Markt. Danach setzte die breite Verwendung der
Mineralfaser im Hoch- und Tiefbau, für Elektro-
und Wasserinstallationen oder im Maschinen-
und Fahrzeugbau ein. 

Asbest ist ein für viele Anwendungen idealer
Rohstoff. Er brennt und verrottet nicht, ist ela-
stisch, fest und einbindefähig und isoliert gut.
Diese Eigenschaften machten ihn zu einem häu-
fig zur Wärmeisolierung und im Brandschutz
verwendeten Werkstoff. Ende der siebziger Jahre
gab es rund 3000 asbesthaltige Produkte: Brems-
beläge, Blumenkästen, Hitzeschutzkleidung,
Dichtungen, Brandschutzmatten, Dachplatten,
Kabelisolierungen, Filter, Wellplatten, Rohre,
Spachtelmassen, Klebstoffe und vieles mehr.
Zwei Drittel der Produktion wurden zur Herstel-
lung von Asbestzement verwendet. 

In den Jahren 1950 bis 1980 wurden jährlich zwi-
schen 2,5 bis 4,5 Millionen Tonnen des Werk-

stoffs verbraucht. Das meiste davon wurde in ka-
nadischen oder sowjetischen Bergwerken abge-
baut. In der Bundesrepublik Deutschland wurden
Ende der siebziger Jahre jährlich 170.000 Tonnen
Asbest verarbeitet, der größte Teil davon zu Bau-
stoffen. Bis 1994 sank diese Zahl auf weniger als
10.000 Tonnen. 

Die gesundheitsschädigende Wirkung
von Asbest

Es ist seit langem bekannt, dass von Asbest ge-
sundheitliche Gefahren ausgehen. Schon im Jahr
1900 wurde über erste Fälle von Asbestose (As-
bestlunge) berichtet. Im Jahr 1972 schrieb der
Club of Rome in seinem vielbeachteten Bericht
über die „Grenzen des Wachstums“: „Asbest ist,
nach Blei und Quecksilber, unter den die Umwelt
belastenden, weltweit verbreiteten Schadstoffen
an dritter Stelle zu nennen.“ 

Zu den Krankheiten, die im Umgang mit Asbest
entstehen können, gehört zunächst die schon er-
wähnte Asbestose. Sie tritt nur bei Personen auf,
die hohen Asbeststaubkonzentrationen ausgesetzt
waren, zum Beispiel Arbeiter in einer Asbestfa-
brik. Die Asbestose bewirkt eine Lungenverhär-
tung (Symptome sind Reizhusten und Atemnot)
und endet meist tödlich. Die Latenzzeit der As-
bestose liegt bei etwa zwanzig Jahren; sie wurde
schon 1936 als Berufskrankheit anerkannt. Beim
Einatmen von hohen Asbeststaubkonzentrationen
kann es auch zu Verwachsungen der Pleura
(Brust- und Zwerchfell) kommen, was seit 1988
als Berufskrankheit anerkannt wird.

Darüber hinaus kann Asbest auch Krebserkran-
kungen hervorrufen, was wegen der langen La-
tenzzeit und der Wirkung von möglichen anderen
Faktoren jedoch schwerer zu beurteilen ist. Aller-
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dings wird vermutet, dass Krebserkrankungen
schon bei kürzeren Expositionen entstehen kön-
nen. Zu nennen wäre einerseits der Lungenkrebs,
der schon 1933 als mögliche Folge von Asbest-
staubexpositionen eingestuft wurde. Lungenkrebs
wird seit 1942 als Berufskrankheit anerkannt,
wenn gleichzeitig eine Asbestose vorliegt. Die
mittlere Latenzzeit beträgt hier etwa dreißig Jahre.

Hinzu kommen die sogenannten Mesotheliome,
bösartige Tumore des Bauches und Rippenfells.
Sie werden fast ausschließlich durch Asbest ver-
ursacht. Seit 1977 sind sie als Berufskrankheit
anerkannt. Die mittlere Latenzzeit liegt bei etwas
mehr als vierzig Jahren. Nach dem Ausbruch
nimmt die Krankheit schnell einen tödlichen Ver-
lauf.

Asbest ist nicht gefährlich, weil er giftig oder
radioaktiv wäre. Das Gesundheitsrisiko geht viel-
mehr davon aus, dass die speerförmigen und
gebogenen Asbestfasern vom Körper nicht abge-
baut werden können. Gelangen die Fasern, die nur
wenige Mikrometer lang sind, in die Lunge, dann
verursachen sie dort winzige Verletzungen des
Gewebes. Diese Verletzungen können zur Bil-
dung von Tumoren führen. 

Grenz- und Richtwerte

Für krebserzeugende Substanzen wie Asbest gibt
es keine Grenzwerte, die angeben, ab wann eine
Belastung gefährlich wird, denn diese Stoffe kön-
nen theoretisch in jeder Konzentration lebensge-
fährliche Krankheiten hervorrufen. Allgemein
gilt jedoch, dass das Risiko mit steigender Kon-
zentration zunimmt.64 

In den sechziger und siebziger Jahren stieg die
Zahl der von Asbest verursachten Erkrankungen

rapide an. Damit wuchs auch das öffentliche
Interesse an den gesundheitlichen Risiken, die
von diesem Werkstoff ausgingen. In den Verein-
igten Staaten kam es zu einer großen Zahl von
Gerichtsverfahren wegen Asbestfolgeerkrankun-
gen.65 Der führende amerikanische Hersteller
wurde dabei durch Schadensersatzklagen in den
Konkurs getrieben. 

In der Bundesrepublik gab es seit 1979 Bestre-
bungen, die Erzeugung und Verwendung von As-
bestprodukten einzuschränken und schrittweise
zu verbieten. Im Jahr 1982 wurde zunächst ein
freiwilliges Branchenabkommen des Wirtschafts-
verbandes Asbest-Zement abgeschlossen, das die
Verwendung des Materials begrenzte. Von 1986
an wurden asbesthaltige Produkte mit einem wei-
ßen „a“ auf dunklem Grund gekennzeichnet.
Bestimmte Erzeugnisse wurden verboten. Die
Gefahrstoffverordnung vom April 1990 stufte
Asbest auf der Liste der krebserzeugenden Stof-
fe in die Gefahrengruppe I – „sehr stark gefähr-
dend“ – ein. 

Im Jahr 1991 beschloss die Bundesregierung
schließlich ein vollständiges Verbot von Asbest.
Von 1994 an durfte kein Asbest mehr verwen-
det und hergestellt werden. Deutschland war das
erste Land, das solch ein vollständiges Verbot
erließ.

Die für Asbest gültigen heutigen Regeln stehen
im Wesentlichen in der Gefahrstoffverordnung
(GefStoffV) und in den Technischen Regeln für
Gefahrstoffe (TRGS). Bis 1991 galt für den all-
gemeinen Umgang mit Asbest der Richtwert
„Technische Richtkonzentration“. Dieser lag für
tägliche Arbeitszeiten von 8 Stunden und über die
Lebensarbeitszeit bei 1 Million Fasern pro Kubik-
meter; bei Kurzzeitexpositionen bis zu einer
Stunde durfte er sogar überschritten werden. Ei-
ne Vorsorgeuntersuchung war nur dann vorgese-
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hen, wenn die Faserkonzentration dauerhaft nicht
unter 500.000 Fasern pro Kubikmeter lag.

Wegen des generellen Expositionsverbotes ent-
hält die seit 1991 geltende TRGS 519 keine
Richtwerte mehr. Sie sieht lediglich für die vom
Expositionsverbot ausgenommenen Abbruch-,
Sanierungs- und Instandsetzungsarbeiten beson-
dere Grenzwerte vor (bei „Arbeiten mit geringem
Umfang“ sind das 150.000 Fasern pro Kubikme-
ter, bei „Arbeiten mit geringer Exposition“
15.000 Fasern pro Kubikmeter). Werden diese
Werte überschritten, so sind Maßnahmen wie die
Benutzung einer persönlichen Schutzausrüstung
und arbeitsmedizinische Vorsorge-Untersuchun-
gen anzuordnen.

Für alle anderen Arbeitsplätze gilt der wesentlich
niedrigere „Grenzwert für die Atemluft bei Auf-
enthalt in Räumen“. Für den nicht-beruflichen
Bereich beträgt er 1000 Fasern pro Kubikmeter.
Im Vergleich dazu liegen die natürlichen Asbest-
konzentrationen in der Außenluft zwischen 30
und mehreren tausend Fasern pro Kubikmeter.
Stadtluft weist im jährlichen Durchschnitt eine
Belastung von 150 Fasern pro Kubikmeter auf.
Die Sanierung eines Gebäudes gilt als erfolg-
reich, wenn höchstens 500 Fasern pro Kubikme-
ter nachweisbar sind. 

Asbestsanierung

Die Sanierung von öffentlichen und privaten Ge-
bäuden, in denen Asbest verbaut wurde, ist in
Deutschland – wie in vielen anderen Länder – ei-
ne gewaltige Aufgabe, die bis heute nicht abge-
schlossen ist. Die Asbest-Sanierung dürfte Jahr-
zehnte dauern und wird nach unterschiedlichen
Schätzungen zwischen 15 und 60 Milliarden
Mark kosten.66

In der Bundesrepublik begannen die Sanierungs-
arbeiten in großem Umfang Mitte der achtziger
Jahre. Zuerst wurden viele öffentliche Bauten wie
Turnhallen, Kindergärten, Schulen, Krankenhäu-
ser oder Theater von Asbest gereinigt. Dabei ent-
standen erhebliche Kosten. So wurden in einer
Großstadt wie Hamburg beispielsweise zweihun-
dert Schulen und fast alle Krankenhäuser als as-
bestbelastet eingestuft. Die Kosten der Sanierung
der öffentlichen Gebäude wurden allein für die
Hansestadt auf mehrere hundert Millionen Mark
geschätzt.67

Nach der Wiedervereinigung stellte sich heraus,
dass auch in der DDR große Mengen Asbest ver-
baut worden waren. Das bekannteste Beispiel ist
der Palast der Republik, der im September 1990
wegen Asbestbelastung geschlossen wurde. Die
tragenden Teile waren aus Gründen des Brand-
schutzes mit einer drei Zentimeter starken Spritz-
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64 Nach Studien aus den achtziger Jahren verdoppelt sich das Risiko, an einem von Asbest verursachten Krebs zu ster-

ben, bei einer Belastung von zwanzig „Faserjahren“. Ein Faserjahr ist erreicht, wenn eine Person ein Jahr lang in einer

Umgebung arbeitet, in der es pro Kubikmeter Luft eine Million Fasern mit einer Länge von mehr als fünf Mikrome-

tern gibt.

65 Bis Mitte der neunziger Jahre waren 200.000 Klagen bei amerikanischen Gerichten eingereicht worden.

66 In den Vereinigten Staaten wurden die Kosten einer Sanierung aller Gebäude, in denen Asbest verwendet wurde, auf

100 bis 150 Milliarden Dollar geschätzt.

67 Solche teuren Sanierungsfälle gab es auch in anderen europäischen Ländern. 500 Millionen Mark sollte etwa die

Asbestentfernung im Berlaymont, dem Sitz der EU-Kommission in Brüssel kosten. 



asbest-Schicht – insgesamt 720 Tonnen – um-
mantelt worden, was seinerzeit als besonders fort-
schrittlich galt. Die Sanierungskosten wurden auf
40 Millionen Mark veranschlagt. Auch ist ver-
mutlich in jeder dritten Plattenbau-Wohnung Ost-
deutschlands Asbest enthalten. 

2. ASBEST IN DER BUNDESWEHR

Wie der gesamte Zivilbereich, so hat auch die
Bundeswehr seit ihrem Bestehen Asbest und as-
besthaltige Materialien verbaut oder genutzt. Und
wie der Zivilbereich – Kommunen, Wirtschaft,
Privatleute – musste sie sich in den achtziger Jah-
ren um Remedur bemühen. 

Die Rechtsnormen, wie sie in der Gefahrstoff-
verordnung und den Technischen Regeln für Ge-
fahrstoffe festgeschrieben sind, haben auch für
die Bundeswehr uneingeschränkte Gültigkeit.
Seit 1990 sind sie in den „Bestimmungen zur
Durchführung der Verordnung über gefährliche
Stoffe in der Bundeswehr“ niedergelegt.

Mit Mess- und Sanierungsprogrammen hat die
Bundeswehr frühzeitig auf neue wissenschaftli-
che Erkenntnisse und gesetzliche Vorgaben rea-
giert. Wie der zivile Bereich ergriff sie technische
und organisatorische Maßnahmen des Arbeits-
schutzes, um mögliche Risiken zu minimieren.
Im Sinne der Fürsorgepflicht gegenüber den Sol-
daten führte sie darüber hinaus umfangreiche
Präventivmaßnahmen durch. Dabei war die
Bundeswehr dem zivilen Bereich in vielen Fällen
voraus. Noch vor dem Inkrafttreten der neuen Re-
gelungen im Jahr 1991 haben die Verantwort-
lichen in den Streitkräften (für Geräte und Anla-
gen in der Nutzung), in der Hauptabteilung Rü-
stung (für die Beschaffung Wehrmaterial) und in
der Wehrverwaltung (für die Infrastruktur) für ih-

re Bereiche 1989/1990 detaillierte neue Erlasse
für den Umgang mit Asbest herausgegeben und
Sanierungsmaßnahmen eingeleitet.

Dazu gehörten in erster Linie Sanierungsmaß-
nahmen an Schiffen und Gebäuden. Weiter wur-
den asbesthaltige Brems- und Kupplungsbeläge
an Panzern, Kraftfahrzeugen und Anhängern aus-
getauscht. Tausende von Materialproben wurden
auf Asbest untersucht, um eine Basis für diese
Austauschaktionen zu erhalten. Die 1991 ein-
gerichteten Gefahrstoffmessstellen überprüften
Arbeitsplätze, an denen mit Asbest umgegangen
wurde, zum Beispiel bei der Fahrzeuginstand-
setzung oder der Lagerung, Instandsetzung oder
Nutzung asbesthaltiger Zelte. Dabei wurden die
Arbeitsverfahren zur Reduzierung der Asbest-
faserfreisetzung optimiert, die Einhaltung der
Luftgrenzwerte für die Asbestarbeiten durch
Messungen belegt („Arbeitsbereichsanalyse“),
Arbeitspläne festgelegt und schließlich die
gewonnenen Erfahrungen auf vergleichbare
Arbeitsplätze übertragen.

Inzwischen hat die Bundeswehr weitgehend auf
asbestfreie Produkte umgestellt. Es gibt nur noch
wenige Asbest-Arbeitsplätze. Diese sind aus tech-
nischen Gründen derzeit noch unvermeidlich. Ein
Beispiel ist die Wartung und Instandsetzung von
Bremsen bei Flugzeugen wie der Transall. Auch
im Jagdbomber Tornado sind asbesthaltige Klein-
teile noch in geringem Umfang unentbehrlich.
Die Verwendung von Asbest wird im Einzelfall
durch die öffentlich-rechtliche Aufsicht der
Bundeswehr genehmigt. Bei der Arbeit müssen
strenge Auflagen beachtet werden. Die Arbeits-
plätze werden überwacht. Asbestfreie technische
Alternativen werden angestrebt.

Heutzutage ist die Infrastruktur der Bundeswehr
innerhalb Deutschlands normalerweise asbestfrei.
Bei Auslandseinsätzen kann dies anders sein.
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Dort ist die örtliche Infrastruktur meist älter. Da-
her muss mit einer Asbest-Exposition der Solda-
ten gerechnet werden.

Die Gefahrstoffmessstellen der Bundeswehr füh-
ren deshalb in den Einsatzgebieten der deutschen
Kontingente im Kosovo und in Bosnien-Her-
zegowina häufige Messungen durch (so zum Bei-
spiel in Prizren in verschiedenen Instandset-
zungshallen, Unterkunftgebäuden und auf dem
Flugplatz). In wenigen Fällen sind dabei geringe
Asbestbelastungen festgestellt worden. Abhilfe-
maßnahmen wurden empfohlen, eingeleitet und
zum größten Teil bereits abgeschlossen. Mit den
umfangreichen Umbaumaßnahmen wurden Zi-
vilfirmen beauftragt, während Soldaten nur bei
kleineren Sanierungsarbeiten zum Einsatz ka-
men. Die Vorschriften wurden beachtet.

Beispiel Marine

Die Marine war von der Asbestproblematik be-
sonders betroffen. An ihrem Beispiel lässt sich am
besten verdeutlichen, wie früh und mit welch be-
achtlichem organisatorischem und finanziellem
Aufwand die Bundeswehr dem Minimierungsge-
bot Rechnung getragen hat.

Dabei zahlte sich aus, dass bereits von 1980 an
für alle Schiffsneubauten vorsorglich asbestfreie
Ausführungen vereinbart worden waren. Auch
bei Instandsetzungsmaßnahmen sind seit 1980
keine asbesthaltigen Materialien mehr verwendet
worden. Von 1983 an wurde die Truppe durch das
Marineunterstützungskommando und den Admi-

ralarzt der Marine kontinuierlich und umfassend
über die erforderlichen Maßnahmen zur Vermei-
dung etwaiger Gesundheitsgefährdungen unter-
richtet.68 Nach dem Sanierungskonzept von 1983
wurden zunächst stichprobenweise und von 1986
an jedes Jahr rund 80 Asbeststaubmessungen vor-
genommen. Asbestsanierungen wurden eingelei-
tet, wenn die Messergebnisse schon ein Zwölftel
des damaligen Grenzwertes von einer Million, al-
so 80.000 Fasern pro Kubikmeter, überschritten
hatten.

Im Vorgriff auf zu erwartende gesetzliche Neure-
gelungen erteilte der Führungsstab der Marine
dann im Jahre 1989 abermals eine Weisung an das
Marineunterstützungskommando, es solle mit
Hilfe von Luftkonzentrationsmessungen eine um-
fassende Bestandsaufnahme aller Anlagen und
Geräte vornehmen. Im Juni 1989 wurden die
bestehenden Asbest-Erlasse überarbeitet. Detail-
lierte Weisungen legten einen Stufenplan für die
Sanierung fest. Die Projekte wurden dabei nach
Gefährdungsgrad, Sanierungskategorie, Instand-
setzungsintervallen und verfügbaren Haushalts-
mitteln eingeteilt.

Im Normalbetrieb wurden auf Schiffen Asbestkon-
zentrationen von weit unter 1000 Fasern pro Ku-
bikmetern gemessen. Allerdings kam es bei Stör-
fällen oder – wegen der Erschütterungen – beim
Schießen teilweise zu Überschreitungen der Richt-
werte. Daraufhin wurden die betroffenen Berei-
che bis zur Beendigung der Sanierung gesperrt. 

Insgesamt sind mehr als 200 Schiffe asbestsaniert
worden, was etwa 260 Millionen Mark gekostet
hat. Bis auf wenige Schiffe, die in Kürze außer
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Instandsetzungen, Reinigung von Arbeitsbereichen und anzuwendende Sicherheitsmaßnahmen“ des Marineunter-

stützungskommandos vom 26.07.1983.



Dienst gestellt werden sollen und bei denen die
verbliebenen Asbestreste versiegelt wurden, sind
heute alle Wasserfahrzeuge der Marine völlig as-
bestfrei. Sämtliche Schiffe und Boote erfüllen die
gültigen Asbest-Richtlinien. 

Einen Sonderfall stellte der Schutzbau im Mari-
nehauptquartier Glücksburg dar. Wegen zu hoher
Asbestkonzentrationen bestand die Notwendig-
keit einer Asbestsanierung, die im Jahre 1991 ein-
geleitet wurde. Da die operativen Fähigkeiten des
Marinehauptquartiers aufrecht erhalten werden
mussten, gestaltete sie sich organisatorisch und
technisch sehr schwierig und aufwendig. So wird
seit 1999 der Schutzbau von der Marine zwar
wieder genutzt, endgültig wird das Vorhaben je-
doch erst 2004 abgeschlossen sein. Die Gesamt-
aufwendungen werden sich auf mehr als 90 Mil-
lionen Mark belaufen.

Gesundheitsschutz und Nachsorge

Seit Inkrafttreten der Unfallverhütungsvorschrift
„Schutz gegen gesundheitsgefährlichen minera-
lischen Staub“ 1988 werden alle Personen, die mit
Asbest zu tun haben, in einer Vorsorgekartei er-
fasst und gesundheitlich überwacht. Das gilt auch
für Arbeitsplätze auf Schiffen, die vor 1980 ge-
baut wurden.

Aktiven und ehemaligen Beschäftigten wird eine
kostenfreie und regelmäßige Untersuchung an-
geboten. Seit Anfang 2000 ist der zentrale „Or-
ganisationsdienst für nachgehende Untersuchun-
gen der Bundeswehr“ (ODIN Bw) beim Sanitäts-
amt der Bundeswehr dafür zuständig. Insgesamt
werden heute rund 2000 Bundeswehr-Beschäf-
tigte, die in einem asbestgefährdeten Bereich tä-
tig waren, in diesem arbeitsmedizinischen Vor-
sorgeprogramm betreut. 

Inzwischen haben sich 743 Soldaten der Marine,
108 ehemalige und 635 aktive, freiwillig einer ar-
beitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung unter-
zogen, um mögliche Folgen einer Asbest-Inhala-
tion zu erkennen. Bis heute sind bei 15 Prozent
der Untersuchten diskrete gutartige Veränderun-
gen der Lungen oder der Pleura festgestellt wer-
den. Bei diesen Veränderungen kann ein asbest-
assoziierter Einfluss nicht ausgeschlossen wer-
den. Die Zahl der Anträge auf Anerkennung einer
Wehrdienstbeschädigung im Zusammenhang mit
Asbest ist rückläufig. Im Jahre 1997 wurden acht,
1998 fünf, 1999 zwei Anträge gutachterlich be-
arbeitet und im Jahre 2000 keiner. 

6. FAZIT 

Die Bundeswehr hat bei der Beschaffung von
Wehrmaterial frühzeitig auf Asbest verzichtet und
zum Teil schon vor dem Inkrafttreten gesetzlicher
Richtlinien eigene Erlasse zu Asbest herausgege-
ben, potentielle Gefahrenquellen untersucht und
umfangreiche und kostenaufwändige Asbestsa-
nierungen durchgeführt.

Der Gefahrstoff Asbest unterliegt in der Bundes-
wehr einer strengen Überwachung. Die auf weni-
ge Fälle begrenzte, aber aus technischen Gründen
noch erforderliche Verwendung von asbesthalti-
gen Teilen ist von den Aufsichtsbehörden als Aus-
nahme genehmigt worden und wird streng kon-
trolliert. Gesundheitsgefährdungen auf Grund der
früheren Verwendung von Asbest sind zwar un-
wahrscheinlich, jedoch nicht vollkommen auszu-
schließen. Daher bleibt medizinische Vorsorge
angeordnet. 

Alles in allem ist das Asbestproblem in der
Bundeswehr professionell, verzugslos und effek-
tiv angepackt worden. Der Umgang mit Asbest
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hat stets den gesetzlichen Auflagen und dem je-
weils anerkannten Stand der Technik entsprochen.
In mancher Hinsicht hat die Bundeswehr schnel-
ler und wirksamer reagiert als zivile Verwaltun-
gen in Bund, Länder und Kommunen. 
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Neben Asbest haben auch andere Gefahrstoffe die
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit gefunden.
Beispiele dafür sind PCP, Thorium, TBT und
Benzol.

PENTACHLORPHENOL (PCP)

PCP wurde bis vor zwölf Jahren überall zum
Schutz gegen Fäulnis von Textilien und anderen
Materialien eingesetzt, im großen Umfang auch
als Holzschutzmittel. Dies entsprach dem dama-
ligen Stand der Technik. Im Jahre 1989 wurde es
als möglicher Krebserreger in Kategorie 2 der
Gefahrstoffe eingestuft. Seine Herstellung und
seine Verwendung wurden verboten, desgleichen
das Inverkehrbringen von PCP-behandelten Arti-
keln mit einem Anteil von bis zu 5 Milligramm
pro Kilogramm. Aus volkswirtschaftlichen Grün-
den ist die unbefristete weitere Nutzung von Tex-
tilien und Hölzern zulässig, die vor Ende 1989
mit PCP behandelt worden sind. 

Auch die Bundeswehr hat PCP lange Jahre ver-
wendet. So waren zum Beispiel alle Zelte und die
Handschuhe der Soldaten damit behandelt. Aller-
dings hat die Bundeswehr schon im Jahre 1985,
also lange vor dem Verbot, auf die Beschaffung
PCP-behandelten Wehrmaterials ausdrücklich
verzichtet. Durch gemeinsames Lagern und Wa-
schen von behandeltem und unbehandeltem Ma-
terial kam es später zwar noch zu Belastungen
durch so genannte Querkontamination. Dabei
wurden Spuren von PCP von behandeltem auf
nicht behandeltes Material übertragen. 

Untersuchungen zwischen 1991 und 1997 erga-
ben, dass eine gesundheitliche Gefährdung aus-
geschlossen werden konnte. Dennoch – obwohl
alle Grenzwerte eingehalten waren und die ge-
setzlichen Ausnahmeregelungen fortbestanden –

beschloss die Bundeswehr, die PCP-behandelten
Artikel zu ersetzen und ihre Handhabung bis da-
hin strengen Regeln zu unterwerfen. Dies ent-
sprach zum einen ihrer grundsätzlichen Pflicht als
Arbeitgeber zur Minimierung und Substitution,
wie sie das Gefahrstoffrecht vorsieht, zum ande-
ren ihrer Fürsorgepflicht als Dienstherr der Sol-
daten. 

Im Jahre 1999 forderte der Bundesrechnungshof
ganz überraschend die Aussetzung der Ersatz-
beschaffung: Er sah einen Widerspruch zwischen
dem großen Aufwand und der Tatsache, dass we-
der Grenzwertüberschreitungen vorlagen noch
gesundheitliche Gefahren die Bundeswehr-
Angehörigen bedrohten. Es zeigt sich an diesem
Beispiel das Dilemma, in dem die Bundeswehr
steckt. Sie sähe sich bösen Vorwürfen ausgesetzt,
hätte sie mit Hinweis auf die bestehende Aus-
nahmeregelung nicht gehandelt und das belastete
Material einfach weiter verwendet, wie dies
gesetzlich erlaubt ist. Jetzt aber, wo sie die Ge-
sundheit ihrer Soldaten nicht unnötigen Gefähr-
dungen aussetzen wollte, muss sie sich Ver-
schwendung nachsagen lassen. Außerdem wurde
sie dann auch noch in eine pseudo-ethische Dis-
kussion verwickelt, ob die ausrangierten Zelte für
Lager in Katastrophengebieten verwendet werden
dürfen – als ob den Menschen dort ein PCP-be-
handeltes Zeltdach über den Kopf nicht tausend
Mal lieber wäre als das Kampieren unter freiem
Himmel in unwirtlicher Umgebung.

In solchen Fragen sollte der Bundeswehr, solange
sie die gesetzlichen Vorgaben einhält, ein eigen-
ständiges, vorausdenkendes und verantwortungs-
volles Handeln im Sinne der Gesundheit ihrer
Soldaten wie der Umweltschonung zugestanden
werden, auch wenn dies mit zusätzlichen Kosten
verbunden ist. 
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THORIUM 

Der Lenkflugkörper MILAN ist als tragbare Waf-
fe zur Abwehr gepanzerter Fahrzeuge vor zwan-
zig Jahren eingeführt worden. Die Bundeswehr
hat derzeit rund 17.000 Flugkörper dieses Typs in
ihren Arsenalen. Jedes Jahr verschießt die Trup-
pe zur Ausbildung auf Übungsplätzen etwa 600
MILAN. Am hinteren Ende des Flugkörpers ist wie
eine Art Rücklicht der so genannte Glühstrahler
eingebaut. Mit seiner Hilfe lässt sich die Panzer-
abwehrrakete auch bei Nacht verfolgen und ihr
Kurs nachsteuern. Dieser Glühstrahler enthält 2,4
Gramm Thorium, ein radioaktives Schwermetall.
Da es sich nur um eine kleine Menge handelt,
unterliegt der Glühstrahler keiner gesetzlichen
Anzeige- oder Genehmigungspflicht. Deshalb
sind bei der Einführung dieser Waffe auch keine
Strahlenschutzmaßnahmen ergriffen worden.

Hinweise auf eine mögliche Gefährdung führten
im Jahre 1998 zu einer umfassenden Untersu-
chung durch eine Strahlenmessstelle der Bundes-
wehr. Schon die ersten Zwischenergebnisse zeig-
ten, dass eine Gefährdung sowohl für die üben-
den Soldaten wie für das Leitungs- und Siche-
rungspersonal bei Schießübungen ausgeschlos-
sen werden kann. Der möglichen, wiewohl sehr
geringen und lokal begrenzten Kontamination im
Zielgebiet begegnet die Bundeswehr derzeit mit
einer fachgerechten Entsorgung der leicht radio-
aktiven Abfälle. Das mit dieser Aufgabe betraute
Personal ist über die Risiken belehrt worden und
beachtet die angeordneten Schutzvorschriften. 

Die Bundeswehr wusste bis 1998 nicht, dass der
Glühstrahler der MILAN Thorium enthält. Der
Hersteller des Waffensystems hatte bei der Aus-
lieferung darüber keine Angaben gemacht. Daher
werden trotz der geringen Gefährdung gegen-
wärtig alle Personen, die vor dem Einsetzen der
Schutzmaßnahmen möglicherweise mit Thorium

in Berührung gekommen sein könnten, durch den
„Organisationsdienst für nachgehende Untersu-
chungen der Bundeswehr“ (ODINBw) vorsorg-
lich erfasst. Dieser bewertet den Grad der jewei-
ligen Gefährdung und legt bei Bedarf weitere
Maßnahmen fest.

TRI-BUTYL-TIN (TBT)

TBT ist ein biozider und damit giftiger Wirkstoff
auf Zinn-Basis, der in der ganzen Welt den
Unterwasseranstrichen von Schiffen beigemischt
wird. Er soll den Bewuchs mit Muscheln und Al-
gen – „fouling“ auf Englisch – verhindern und
damit Geschwindigkeitseinbußen und höheren
Treibstoffverbrauch vermeiden. Wissenschaftli-
che Erkenntnisse haben in den vergangenen Jah-
ren gezeigt, dass TBT nicht nur den Bewuchs am
Schiffsrumpf vernichtet, sondern darüber hinaus
die maritime Umwelt und langfristig auch die
Gesundheit der Menschen gefährden kann. Um-
weltschutzorganisationen fordern daher häufig
ein völliges Verbot.

Bisher ist in der Europäische Union die Verwen-
dung von TBT nur für Schiffe mit einer Länge
von weniger als 25 Metern verboten. Die IMO,
eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen
für die internationale Seeschifffahrt, arbeitet an
einem völkerrechtlichen Antifouling-Abkom-
men, mit dem von 2003 an das Auftragen von
TBT-haltigen Schiffsanstrichen und von 2008 an
der Verkehr von Schiffen mit TBT-haltigen An-
strichen gänzlich untersagt werden soll. Von die-
ser Konvention wären – wie bei IMO-Abkommen
üblich – Kriegsschiffe ausgenommen. Jede Ver-
tragspartei ist aber gehalten, entsprechend den
Regeln für zivile Schiffe zu verfahren, soweit dies
die Einsatzfähigkeit der Kriegsschiffe nicht ge-
fährdet. 
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Da es lange Zeit zu TBT-haltigen Anstrichen kei-
ne Alternativen gab, hat die Bundeswehr, wie die
zivile Schifffahrt auch, fast ausschließlich diese
Farben verwendet. Sie unterstützt jedoch seit vie-
len Jahren aktiv die Suche nach anderen Mög-
lichkeiten: durch eigene Forschungen wie durch
Erprobungen an Schiffen der Marine. Heute wer-
den zumeist Biozid-Farben auf Kupferbasis ein-
gesetzt, deren Giftigkeit vom Umweltbundesamt
als erheblich geringer eingeschätzt wird. Außer-
dem werden an Schiffen der Bundeswehr zur Zeit
Anstriche mit völlig biozidfreien Farben erprobt,
in erster Linie auf Silikon-Basis. Die Zusam-
menarbeit mit Farbenherstellern und Umwelt-
schutzorganisationen ist sehr eng.

Die Suche nach Ersatzstoffen hat inzwischen gute
Ergebnisse gezeitigt. Deshalb verzichtet die
Marine bei Schiffsanstrichen seit einigen Jahren
soweit wie möglich auf die Anwendung TBT-hal-
tiger Farben. Inzwischen hat schon fast die Hälf-
te aller Schiffe TBT-freie Anstriche. 

Obwohl es an Kritik nicht gefehlt hat, ist die
Bundeswehr auf diesem Felde der Zivilschifffahrt
weit voraus. Zum Schutz der Umwelt und der
Menschen ist sie auch hier im Vorgriff auf ge-
setzliche Regelungen tätig geworden.

BENZOL

In einer parlamentarischen Anfrage wurde im
Bundestag unlängst die Frage aufgeworfen, ob
nicht auch Benzol als Ursache für Leukämie-Fäl-
le von Soldaten im Kosovo in Betracht gezogen
werden könne. Dies sollte angeblich bei italieni-
schen Soldaten der Fall gewesen sein. 

Benzol ist als Krebs erzeugender Stoff eingestuft
worden. Nach der Gefahrstoffverordnung muss

der Hersteller jede Substanz kennzeichnen, deren
Anteil an Benzol 0,1 Prozent oder mehr beträgt. 

Im zentralen Versorgungssystem der Bundeswehr
gibt es nur zwei benzolhaltige Stoffe, die diese
Grenzen überschreiten: ein besonderes Lösungs-
mittelgemisch für die Sprengstoffanalyse und
herkömmliches Benzin. Da die Bundeswehr den
Betrieb ihrer Fahrzeuge inzwischen zum weitaus
größten Teil auf Dieselkraftstoff umgestellt hat,
wird nur noch in Einzelfällen Benzin getankt.
Außerdem wird Benzin noch für das Zweitakter-
Gemisch verwandt, das als Treibstoff für Aufklä-
rungsdrohnen dient.

Beschäftigte der Bundeswehr, die auf Grund ei-
nes vorschriftmäßigen Umgangs mit Benzol die
Kriterien für arbeitsmedizinische Vorsorgeunter-
suchungen des Hauptverbandes der Berufsge-
nossenschaften erfüllen, werden in einer Vorsor-
gekartei geführt und regelmäßig gesundheitlich
überwacht. Dies betrifft vor allem Personen, die
auf Motorprüfständen für Otto-Motoren arbeiten
oder für die Wartung und Reinigung von Zapf-
säulen und Tanks zuständig sind. 

Die Regeln für den Umgang mit Benzol müssen
auch im Einsatz eingehalten werden. Für Reini-
gungszwecke, wie angeblich bei den italienischen
Streitkräften, ist daher von deutschen Soldaten
kein Benzol verwandt worden. Somit ist auch
keine besondere Gefährdung der Bundeswehr-
Soldaten durch Benzol festzustellen.
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TRUPPENINFORMATION DES FÜHRUNGSSTABES

DER STREITKRÄFTE VOM 05.01.2001

Grundsätzliche Einschätzung der gesundheit-

lichen Gefährdung durch Rückstände von 

DU-Munition

In den vergangenen Wochen haben die Medien vermehrt

über mögliche gesundheitliche Gefahren für Soldaten im

Einsatzgebiet der deutschen Heereskontingente KFOR und

SFOR berichtet, die auf Rückstände von sogenannter DU-

Munition zurückzuführen seien. Teilweise wird auch ein Be-

zug zu dem sogenannten „Golfkriegsyndrom“ hergestellt,

das Gesundheitsbeeinträchtigungen bei Teilnehmern am

Golfkrieg beschreibt, die u.a. durch die Einwirkung dieses

Munitionstyps entstanden sein sollen.

DU-Munition ist nach Angaben der NATO im Rahmen der

Lufteinsätze gegen die Bundesrepublik Jugoslawien zum

Einsatz gekommen. Demnach sollen durch US-Kampfflug-

zeuge vom Typ A 10 in etwa 100 Kampfeinsätzen etwa

31.000 Schuß dieser Munition verschossen worden sein. 

Bei DU-Munition handelt es sich um einen Typ Munition,

der einen Kern aus abgereichertem Uran (englisch: depleted

Uranium) enthält. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird häu-

fig die Kurzform DU verwendet. 

Welche Eigenschaften verbergen sich im Allgemeinen hin-

ter dem Begriff DU und welche Wirkung ist mit der ent-

sprechenden Munition verbunden?

Bei Uran handelt sich um ein chemisches Element, das zur

Gruppe der Schwermetalle, wie z.B. Blei, gehört und wel-

ches natürlich mit einem durchschnittlichen Vorkommen von

4 Gramm/ Tonne in der Erdkruste sogar häufiger vorkommt

als beispielsweise Quecksilber, Silber oder Gold. Nur 0.7%

dieses natürlich vorkommenden Urans enthalten das spalt-

bare Isotop Uran-235. Bei abgereichertem Uran –also DU –

handelt es sich um eine Uranform, die bei der Aufarbeitung

von Uranerz durch Separierung des Uranisotops Uran-235

entsteht. Durch diese „Abreicherung“ enthält diese Uran-

form im Vergleich zum Natururan nur noch maximal 0,2 %

des spaltbaren Anteils. Dies führt auch zu einer deutlichen

Verminderung seiner Radioaktivität. Sie liegt etwa um die

Hälfte tiefer als diejenige von Natururan. Im Vergleich zu

anderen bekannten radioaktiven Substanzen, z.B. Jod 131,

sind weder Natururan noch speziell abgereichertes Uran

stark radioaktiv. Damit ist DU zur Energieerzeugung un-

brauchbar, insbesondere läßt sich damit kein Kernkraftwerk

betreiben oder eine sogenannte „Atombombe“ bauen. Ver-

wendung findet es vielmehr in der Flugzeugtechnologie bei

der Konstruktion von Ausgleichsgewichten für Flugzeugen

oder aber zum Schutz vor der Einwirkung von radioaktiver

Strahlung. 

Die Munitionstechnologie nutzt das hohe Eigengewicht und

die hohe kinetische Energie des abgereicherten Urans.

Sprengstoff ist in DU-Munition nicht enthalten. Beim Auf-

prall auf ein Ziel kann sich DU-Munition infolge der frei-

werdenden kinetischen Energie entzünden. Dabei entstehen

Uranoxide, die ein Aerosol bilden. Es kann auch zur Entste-

hung von uranhaltigem Staub kommen, der sich dann am ge-

troffenen Objekt oder in dessen unmittelbarer Nähe nieder-

schlägt.

Bei der Einschätzung der gesundheitlichen Gefährdung

spielt die äußere Strahlenbelastung durch Rückstände DU-

haltiger Munition praktisch keine Rolle. Die radioaktive

Strahlung in der Nähe von DU ist sehr gering. 1 kg DU führt

in einer Distanz von 1m in einem Jahr zu einer Dosis, die

ein Drittel dessen beträgt, was ein Durchschnittsbürger aus

natürlichen Strahlungsquellen pro Jahr aufnimmt.

Zu beachten ist aber die Eigenschaft des Urans als Schwer-

metall. Andere Schwermetalle sind z. B. Blei oder Cadmium.

Uran kann über die Nahrung oder durch Einatmen von uran-

haltigem Staub in den Körper aufgenommen werden. Die

tatsächliche Gefährdung ist dabei von einer Vielzahl unter-

schiedlicher Faktoren abhängig, z.B. der Konzentration des

Urans in den Munitionsrückständen, dem Anteil der was-

serlöslichen und wasserunlöslichen Uranverbindungen, der

Größe der uranhaltigen Staubpartikel und der getroffenen

Schutzmaßnahmen.

Stellen, an denen sich der uranhaltige Staub niedergeschla-

gen hat, können mit den der Bundeswehr zur Verfügung ste-

henden Geräten wie z. B. dem ABC-Spürpanzer Fuchs auf-

gespürt werden. 

Für den Umgang mit von DU-Munition getroffenen Fahr-

zeugen bzw. DU – Munitionsfunden sind seitens des BMVg

bereits 1997 Regelungen getroffen worden. Sofort nach Be-
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kanntwerden des Einsatzes von Munition mit abgereicher-

tem Uran (1999) wurden die bereits bestehenden Regelun-

gen im Hinblick auf den KFOR-Einsatz unter Berücksichti-

gung neuer Erkenntnisse durch zusätzliche Weisungen an die

zuständigen Dienststellen und Truppenteile ergänzt, um ei-

nen sicheren Schutz der Bundeswehrsoldaten vor einer Kon-

taminierung mit DU-Munition zu gewährleisten. 

Dieses Paket von Schutzmaßnahmen und Sicherheitsvor-

kehrungen beinhaltet zunächst die regelmäßige Kontrolle

des gesamten Einsatzraumes der deutschen Soldaten auf das

Vorliegen möglicher Rückstände von DU-Munition. Im

deutschen Verantwortungsbereich wurden schon zu Beginn

des Einsatzes 15 Verdachtsorte gefunden und überprüft. Da-

bei wurden zunächst zwei Flächen als kontaminierte Flächen

identifiziert und bei drei Panzerwracks eine Strahlenspur

festgestellt. Im Rahmen der regelmäßigen Wiederholungs-

messungen wurde eine Normalisierung dieser Strahlenwer-

te festgestellt. 

Eine großflächige Verstrahlung oder Kontamination des Ko-

sovo mit abgereichertem Uran liegt nach diesen Untersu-

chungen nicht vor. Eine Gefährdung deutscher Soldaten

durch Rückstände eingesetzter DU – Munition kann somit

ausgeschlossen werden. 

Im Einsatzgebiet liefert das abgereichertes Uran nur einen

verschwindend geringen Beitrag zur stets vorhandenen ex-

ternen Strahlenbelastung durch natürliche Strahlenquellen.

Für alle Angehörigen des deutschen Kontingentes ist eine

Annäherung an zerstörte Fahrzeuge oder die Berührung von

Munition, Munitionsteilen oder sonstigem potentiell konta-

minierten Material grundsätzlich verboten. Sollte eine An-

näherung ausnahmsweise z.B. bei lebensrettenden Maßnah-

men erforderlich sein, muss dies unter umfangreichen per-

sönlichen Schutzvorkehrungen für den einzelnen Soldaten

erfolgen, die eine Kontamination mit DU bzw. dessen Auf-

nahme in den Körper ausschließen. 

Die im Einsatzland verfügbaren Schutzmaßnahmen, wie z.

B. das Tragen von Staubmasken oder das Anlegen der ABC-

Schutzmaske, verhindern zuverlässig die Aufnahme von

uranhaltigen Stäuben, wenn eine Annäherung an potentiell

kontaminierte Stellen unvermeidbar ist. Zur Überprüfung

der Wirksamkeit und Effektivität der ohnehin bestehenden

Sicherheitsmaßnahmen für den Umgang mit Munitions-re-

sten jeglicher Art und zur Verhaltensweise speziell an Ob-

jekten oder in Terrain mit Verdacht auf DU-Kontamination,

wurde – auch aus Gründen der Pflicht zur Gefährdungser-

mittlung – ab Juli 1999 eine gesundheitliche Überwachung

mit Einschluss eines Biomonitoring von Körperflüssigkeit

an jenen Soldaten vorbereitet, deren spezifische Tätigkeit

am ehesten die Gefahr eines Kontaktes zu DU-haltigen Mu-

nitionsresten hätte erwarten lassen. Eine weitere Überwa-

chungsgruppe wird während des Aufenthaltes als sogenannte

Kontrollgruppe betreut. Sie besteht aus Soldaten, die im Ein-

satzgebiet überwiegend in Unterkunftsbereichen eingesetzt

sind und bei denen bei sonst vergleichbaren Lebensverhält-

nissen eine Kontamination nicht zu erwarten ist. Die Über-

prüfung erstreckt sich im Rahmen der Studie auch auf Sol-

daten früherer Kontingente und des jetzigen Kontingentes. 

Diese Untersuchungen werden seit März 2000 als Studie

durch ein unabhängiges wissenschaftliches Institut durch-

geführt. Neben den o.g. Soldaten nahmen und nehmen an

der Überwachung auch Soldaten teil, die in der Zeit zuvor

subjektiv eine Exposition gegenüber DU-haltigen Muni-

tionsresten vermuteten. 

Die in Auftrag gegebene Studie dient der Überprüfung von

bestehenden Schutzmaßnahmen auf ihre Wirksamkeit.

Grundlage sind die Pflichten der Bundeswehr als Arbeitge-

ber gem. § 3 (1) Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG, wonach die

Verpflichtung besteht, getroffene Maßnahmen des Arbeits-

schutzes/der Arbeitssicherheit auf ihre Wirksamkeit hin zu

untersuchen und ggf. anzupassen. Die Beurteilung erfolgt

gem. § 5 (2) ArbSchG bei vergleichbaren Arbeitsbedingun-

gen an Arbeitsplätzen oder Tätigkeitsfeldern exemplarisch.

Ein Zwischenbericht dieses unabhängigen wissenschaft-

lichen Institutes über die Ergebnisse liegt seit Juli 2000 vor.

Zusammenfassend lässt sich hier auch aus wissenschaft-

licher Sicht feststellen, dass sich bei keinem der bisher unter-

suchten deutschen Soldaten Hinweise auf eine Inkorpora-

tion von abgereichertem Uran ergeben haben. Auch sind kei-

ne Erkrankungen bekannt, die sich auf eine Exposition

gegenüber DU-haltigen Munitionsresten zurückführen las-

sen könnten. Der Abschlußbericht wird für das erste Halb-

jahr 2001 erwartet.

Die Ergebnisse dieser Studie lassen sich auch auf die Gege-

benheiten in Bosnien übertragen. 
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Für alle Soldaten besteht zudem jederzeit die Möglichkeit

zu einer vorsorglichen allgemeinen arbeitsmedizinischen

Untersuchung, die ohne jegliche Besonderheiten im Rahmen

der gesetzlichen Bestimmungen des Arbeitsschutzes, die

auch im Einsatz Anwendung finden, durchgeführt werden

kann.

In der Presse wurde von Leukämieerkrankungen in den ita-

lienischen Streitkräften berichtet. Es ist aus medizinischer

Sicht eher unwahrscheinlich, dass ein Zusammenhang zwi-

schen den in der Presse erwähnten Leukämieerkrankungen

und abgereichertem Uran besteht, da strahleninduzierte Leu-

kämien regelmäßig erst Jahre bis Jahrzehnte nach einem

schädigenden Ereignis auftreten. Darüber hinaus bestehen

umfangreiche Erfahrungen aus arbeitsmedizinischen Unter-

suchungen an Bergarbeitern im Uranabbau. Bei diesen Berg-

arbeitern bestand die Exposition regelmäßig über Jahre und

in einem Konzentrationsbereich, wie er für KFOR-Angehö-

rige selbst unter ungünstigsten Umständen bei einem lang-

dauernden Aufenthalt direkt auf den wenigen betroffenen

Stellen im Kosovo nicht hätte erreicht werden können. Bei

den untersuchten Bergarbeitern war keine Zunahme von

Leukämien festzustellen. 

In den USA gib es eine Gruppe von 30 Golfkriegsveteranen,

die seit 1991 mit nicht entfernbaren DU-Splittern leben.

Dabei handelt es sich um Opfer von sogenannten „friendly

fire incidents“, d.h. sie wurden irrtümlich von eigener Trup-

pe beschossen und dabei verwundet. Diese Soldaten unter-

liegen einem medizinischen Überwachungsprogramm der

US-Streitkräfte, das mögliche Spätfolgen dieser Splitterver-

letzungen mit uranhaltiger Munition untersuchen soll. Bis

heute konnten bei den Betroffenen keine Anzeichen von Nie-

renschädigungen oder Strahlenschäden festgestellt werden.

Bei Soldaten der Bundeswehr entspricht die Anzahl von bös-

artigen Neubildungen der blutbildenden Organe und des

lymphatischen Systems (Leukämien und Lymphome) der

normalen Inzidenz dieser Erkrankungen in den betreffenden

Altersklassen für die männliche Bevölkerung in Deutsch-

land. Eine statistisch signifikante Abweichung zu den Vor-

jahren, die sich durch die Einsätze auf dem Balkan erklären

ließe, ist nicht festzustellen.

Allgemeine klinische Reihenuntersuchungen eignen sich nur

zur Entdeckung von unspezifischen Symptomen, die keinen

Kausalzusammenhang mit einer DU-Belastung begründen

lassen. Daher hat die Bundeswehr schon frühzeitig die ge-

zielte und aufwendige Untersuchung auf Uranbelastung ver-

anlasst.

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass

bei Einhaltung der befohlenen

Schutzvorschriften eine gesundheitliche Gefährdung der

deutschen Soldaten im Kosovo und auch in Bosnien nicht

besteht.

Quelle: Bundesministerium der Verteidigung In San I 1 
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1. Lage

Die Bundeswehr beteiligt sich an der NATO-geführten inter-

nationalen Sicherheitstruppe für das KOSOVO (KFOR) so-

wie an den die Operation führenden internationalen HQ.

Neben den allgemeinen und militärischen Risiken bei der

Durchsetzung des Auftrags sind auch latente Umweltbela-

stungen durch Industriestoffe als Folge der Kriegsführung

nennenswerte Risikofaktoren für GECONKFOR.

2. Auftrag

GECONKFOR stellt über den militärischen Auftrag hinaus

auch die völkerrechtlichen Normen zum Schutz von Men-

schen und internationalen Vereinbarungen zum Schutz der

Umwelt (Schutzbestimmungen) im Einsatz sicher.

3. Durchführung

a. Absicht der Kräfte GECONKFOR ist es, Mensch, Na-

tur und Umwelt auch bei Auslandseinsätzen durch An-

wendung der Grundsätze und Zielsetzungen deutschen

Vorschriften zu Umwelt-, Brand- und Strahlenschutz,

Arbeitssicherheit und Gefahrgutwesen zu schützen. 

b. Einzelmaßnahmen

(1) Umweltschutz

Umweltschutz ist Teil der Führungsverrantwortung und

von allen Truppenteilen zu beachten. Ziel aller Maß-

nahmen zum Umweltschutz muß es sein, den Schutz des

Soldaten vor Umweltbelastungen zu gewährleisten und

keine nachhaltigen Umweltschäden im Einsatzland zu

hinterlassen. Abweichungen hiervon können sich insbe-

sondere in der Phase des Wiederaufbaus und der Wieder-

herstellung der öffentlichen Ordnung im KOSOVO er-

geben. Ausnahmen von den deutschen Grundsätzen gel-

ten dann, wenn höhere Normen des Einsatzlandes

vorhanden sind, Entscheidungen des ranghöchsten Füh-

Heeresführungskommando

An Verteiler

Koblenz, 15.07.99

WEISUNG FÜR DIE WAHRNEHMUNG VON AUFGABEN IM UMWELTSCHUTZ 

UND ARTVERWANDTE AUFGABEN IM EINSATZ GECONKFOR 



rers vor Ort zu lagebedingten Abweichungen getroffen

werden oder spezielle Regelungen dies vorgeben. 

Die Entscheidung über das Abweichen trifft der höchste

Führer vor Ort. Fachpersonal ist, soweit möglich, zur Ge-

fahrenbeurteilung und Beratung heranzuziehen. Die Ent-

scheidung ist mit Begründung zu dokumentieren. In zei-

tunkritischen Fällen ist über HFüKdo das HUKdo, Grp

Schutzaufgaben zu beteiligen.

Bei Einsätzen, die zu einer Gefährdung des Personals

durch Umweltbelastungen oder anderen Gefährdungs-

lagen führen können sind die aus der Gefährdung resul-

tierenden Risiken durch ausreichende Schutzvorkeh-

rungen zu minimieren. Maßnahmen zur Abfall- und

Abwasserentsorgung, zur Entsorgung überwachungsbe-

dürftiger Abfälle und ein Energieversorgungskonzept

sind zu befehlen. Liegenschaften sind durch das Infra-

strukturpersonal zu übernehmen. Dabei sind Altlasten

zu erfassen und zu dokumentieren.

– Abfallentsorgung

Abfall ist zu vermeiden, zu verwerten und umweltge-

recht zu entsorgen. Hygieneauflagen haben grundsätz-

lich Priorität vor der ordnungsgemäßen Abfallentsor-

gung. Abfälle sind getrennt nach hausmüllähnlichen

Abfällen/Restmüll, Wertstoffen, Speiseabfällen und

besonders überwachungsbedürftigen Abfällen (Sonder-

abfälle) zu sammeln. Die ordnungsgemäße Verwertung

oder Beseitigung im Einsatzland hat Vorrang vor der

Rückführung. Die Nutzung der ortsüblichen Entsor-

gungswege im Einsatzland ist durch entsprechende Ver-

träge zu gewährleisten. 

Für Sonderabfälle (einschließlich Abfälle aus SanEinr)

sind Sammelstellen (fester Untergrund oder Auffang-

wannen bei wassergefährdenden Stoffen; wetterge-

schützt; geeignete, geschlossene Sammelbehältnisse)

einzurichten. Diese Flächen sind in der Raumordnung

des Feldlagers zu berücksichtigen.

Bei der Beseitigung von Sonderabfällen durch örtliche

Entsorger ist zu prüfen, ob diese mit deutschen Grund-

sätzen vereinbar sind. Die regional zuständigen Behör-

den sind, wenn möglich, zu beteiligen. Ihr Einverständ-

nis ist zu dokumentieren. Ist keine Vereinbarkeit mit

deutschen Grundsätzen zu erreichen, sind die Abfälle

nach Deutschland zurückzuliefern. Gefahrgutrecht und

Abfallbestimmungsverordnung sind bei Verpackung,

Kennzeichnung und Transport zu beachten.

– Abwasser

Für die Entsorgung von Grau- und Schwarzwasser ist ein

Abwasserkonzept zu erarbeiten. Die Entsorgung wird in

Abhängigkeit von den Gegebenheiten des Einsatzortes,

des Feldlagerkonzeptes und der vorhandenen Infra-

struktur durchgeführt. Der Bau behelfsmäßiger Entsor-

gungseinrichtungen und die Sicherstellung des funk-

tionsfähigen Betriebs erfolgt auf Weisung des Feld-

lagerkommandanten in Verbindung mit der Zelle

Infrastruktur.

– Hygiene/Schädlingsbekämpfung/Tierseuchenprophylaxe

Zur Hygiene zählen neben der Allgemeinhygiene alle

Maßnahmen der Seuchenprophylaxe und die Sicherung

der Fleisch-, Lebensmittel- und Trinkwasserqualität zum

Schutz der Soldaten vor Gesundheitsgefährdung. Im

Mittelpunkt steht die Verhütung und Bekämpfung von

Infektionskrankheiten und Seuchen, die allgemeine Ge-

sundheitsvorsorge sowie besondere Maßnahmen, die der

Einsatz von Soldaten unter Einsatzbedingungen erfor-

dert. Die Durchsetzung von Hygienemaßnahmen ist Auf-

gabe aller militärischen Vorgesetzten. Die Sanitätstruppe

berät mit ihrem Fachpersonal (Veterinär und Hygieniker)

beim Festlegen, Aufbau und Einrichten eines Feldlagers.

Beim Einrichten eines Feldlagers ist die Liegenschaft

und die nähere Umgebung durch Fachpersonal auf das

Vorkommen von Schadtieren und Vektoren zu überprü-

fen. Bei Bedarf sind großflächige Bekämpfungsmaß-

nahmen in Absprache mit Vertretern des Aufnahmestaa-

tes vorzunehmen. Maßnahmen zur Verhinderung der

Einschleppung von Tierseuchenerregern aus dem

Einsatzgebiet nach Deutschland regelt die Sanitäts-

truppe. In der Durchführung wird sie durch Kräfte der

ABCAbwTr unterstützt.

– Energieversorgungskonzept

Beim Bau und Betrieb eines Feldlagers sind das beste-

hende öffentliche Netz und eigene Quellen (Stromer-

zeugeraggregate, Kleinkraftwerke) zu nutzen. Die zu

erwartende Einsatzdauer für den Betrieb eines Feldlagers

ist bei Entscheidungen für eigene, mobile und damit un-
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abhängige Energieversorgung mit hohen Kosten und Be-

lastungen für Umwelt und Soldaten oder Nutzen vor-

handener örtlicher Energieversorgungseinrichtungen zu

berücksichtigen. Maßnahmen zur Notstromversorgung

sind grundsätzlich vorzusehen.

(2) Brand- und Selbstschutz

Aufgabe des Brand- und Selbstschutzes ist es, den Aus-

wirkungen von Zerstörungen, Bränden und Kontamina-

tionen, Einstürzen von Brücken und Gebäuden durch

Retten und Bergen sowie durch Löschen zu begegnen.

In Feldlagern und im Flugbetrieb der gemHFlgAbt sind

militärische BrdSchTE einzuplanen. Der abwehrende

Brandschutz im Feldlager ist gem ZDv 70/1 durch den

Feldlagerkommandanten, im Flugbetrieb gem ZDv

9/630 sicherzustellen.

Zur Brandbekämpfung in Feldlagern und Behelfsunter-

künften sind Brandschutzteileinheiten und Se-Kräfte

einzusetzen. Es ist eine Brandschutzordnung zu erstel-

len. Eine Brandverhütungsschau in Anlehnung an die

ZDv 70/1 ist durchzuführen. Diese hat Eigenheiten der

behelfsmäßigen Unterbringung im Einsatzland zu be-

rücksichtigen und soll sich auf Schwerpunkte gem.

Brandschutzordnung beschränken. Mängel im baulichen

Brandschutz, insbesondere Brandabschnittsbildung, sind

durch Bereitstellung zusätzlicher geeigneter Feuer-

löschgeräte zu kompensieren.

(3) Arbeitssicherheit

Die Arbeitssicherheit ist das Ziel aller Bemühungen im

Arbeitsschutz. Der Arbeitsschutz umfaßt alle Tätigkei-

ten, Verhaltensweisen, Vorkehrungen und Maßnahmen

zur personellen und technischen Sicherheit im Arbeits-

umfeld und der Arbeitsmittel. 

Arbeitssicherheit ist Führungsaufgabe aller Vorge-

setzten, diese sind verpflichtet, die Arbeitsschutz-

bestimmungen zu überwachen und durchzusetzen. Die

Aufgaben der Fachkraft für Arbeitssicherheit (FAS)

gelten auch im Einsatz unverändert. Beim Einsatz

GECONKFOR kann die Arbeitssicherheit oft nur mit

erhöhtem Aufwand gewährleistet werden. Infrastruktu-

relle Gegebenheiten mit geringerem Sicherheitsstandard

als in Deutschland, aber auch zwingende militärische

Gründe, können ggf. lagebedingte und risikoabhängige

eigenständige Entscheidungen vor Ort erforderlich ma-

chen. Der hohe deutsche Standard ist anzustreben, der

Schutz des Personals ist jedoch immer zu gewährleisten.

Die FAS oder anderer Fachkräfte ist zur Beratung mili-

tärischer Vorgesetzter heranzuziehen. 

(4) Strahlenschutz

In den TrTeilen GECONKFOR sind Strahlenschutz-

beauftrage (SSB) einzuplanen. Die Bestimmungen der

ZDv 44/500 und zusätzliche Befehle/Anweisungen für

den Strahlenschutz sind zu berücksichtigen.

Die Strahlenschutzbeauftragen (SSB) erstellen eine

Strahlenschutzanweisung und führen eine Strahlenschutz-

handakte. Nach Beendigung des Einsatzes sind die

Strahlenschutzhandakten direkt HUKdo – Grp SchAufg-

Dez 3 vorzulegen. Bestellungen und Abberufungen der

SSB sind BMVg -WV IV 5 über HFüKdo, G3

Ausb/KpfUstg – ABCAbw/USch/ BrdSch vorzulegen.

SSB führen in ihrem Zuständigkeitsbereich lageabhän-

gig Messungen zum Feststellen von Verstrahlung durch.

Strahlenschutzbereiche sind zu kennzeichnen und zu

überwachen. Die SSB entscheiden über den zu beleh-

renden Personenkreis, die Belehrungen sind aktenkun-

dig zu machen und in die Handakte aufzunehmen.

Für die Wahrnehmung der Aufgaben des Strahlenschut-

zes wird pro SSB nachfolgende Ausstattung festgelegt:

1 Strahlenspür- und Verstrahlungsmeßgerät (SVG) mit

Ergänzungssatz/SVG sowie eine Alpha-Beta Sonde;

Filmdosimeter und Personendosimeter Strahlenschutz;

ausreichendes Material zur Kennzeichnung gem. ZDv

44/500 und ZDv 44/510.

Maßnahmen zur Vermeidung von Strahlengefährdungen

und bei festgestellter Kontamination sind auf der Grund-

lage der ZDv 5/300 zu treffen. Dies schließt den Einsatz

von Kräften der ABCAbw aller Tr und der ABCAbwTr

(TPz Fuchs, ABC, KWS und ABC-Untersuchungsstel-

le) sowie Strahlenmeßstellen ein.

Eine örtlich begrenzte Gefährdung durch Strahlung ge-

ringer Intensität (Low Level Radiation, LLR) ist auf-

grund der Zerstörung von Industrieanlagen und Kraft-

werken im Laufe der Kriegshandlungen sowie durch den

Einsatz von Munition mit abgereichertem Uran (Deple-

ted Uranium, DU) nicht auszuschließen.
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Besonderheiten zum Schutz vor Resten/Blindgängern

von DU-Munition bzw. radiologische Strahlung gerin-

ger Intensität regelt Ziffer 6 (Kollateralschäden).

(5) Gefahrgutwesen

Im Stab Kdr DtHKtgt u. NatBefh i.E. ist ein Gefahrgutbe-

auftragter (Gb) zu bestellen. Er überwacht die Einhal-

tung der Vorschriften der Gefahrgutbeförderung. Die für

den Jahresbericht erforderlichen Daten seines Tätigkeit-

zeitraumes sind innerhalb eines Monats nach Abberu-

fung über HFüKdo-G4 an Grp SchAufg-Dez 2 zu melden.

In Verbänden und selbständigen Einheiten in denen ge-

fährliche Güter befördert werden, sind Beauftragte Perso-

nen für Gefahrgut (BPG) zu bestimmen. Die ab 1.7.1999

in Kraft getretenen Änderungsverordnungen (RLBw

GGVS 99, AGBwGGVS 99 und ADR) sind zu beach-

ten. Die Rechtsvorschriften der betreffenden Verkehrsträ-

ger sind anzuwenden. Bei Inanspruchnahme von Ausnah-

men sind die Erlasse in den Begleitpapieren mitzuführen.

(6) Kollateralschäden

Die durch Waffenwirkung und Gefechtshandlungen so-

wie Sabotage und Zerstörung hervorgerufenen Kollat-

eralschäden stellen eine potentielle Gefahr für das im

Einsatz befindliche Personal dar. Eine Gefährdung durch

giftige Chemikalien industrieller Herkunft (Toxic Indu-

strial Chemicals, TIC) oder durch radiologische Strah-

lung niedriger Intensität (LLR) ist nach der Zerstörung

von Industrieanlagen bzw. nach dem Einsatz von DU-

Munition möglich. Dies gilt auch für Gefährdung durch

Verbrennungs- oder Abfallprodukte solcher Stoffe. Ei-

gene Kräfte werden einer solchen Gefährdungen nur

ausgesetzt, wenn es nach Abwägen aller Umstände mi-

litärisch unumgänglich erscheint. Im Umkreis des kon-

taminierten Gebiets ist eine Sperrzone einzurichten. Die-

se ist mit vorhandenen oder behelfsmäßigen Mitteln zu

kennzeichnen. Militärische ABC-Schutzmasken bieten

nur begrenzten Schutz und sind somit nur zum Verlas-

sen einer Gefahrenzone geeignet. Der unmittelbare Be-

reich solcher Gefahrenquellen ist zu meiden und die Ge-

fährdung ist durch vorbeugende Schutzmaßnahmen zu

minimieren. Fachpersonal der ABCAbwTr ist zur Bera-

tung und zur Einleitung weiterer Maßnahmen heranzu-

ziehen. Der Einsatz von Personal, der Kontakt zu kon-

taminiertem Gerät (LLR, TIC, DU) bzw der Aufenthalt

in kontaminierten Räumen und die Erfassung des be-

troffenen Personals ist nachzuweisen und zu melden. 

– Toxische Industriechemikalien (TIC)

Der SpürPz Fuchs (ABC) ist bedingt in der Lage, Indu-

striechemikalien in begrenztem Umfang festzustellen,

nachzuweisen und zu überwachen. Wenn TIC aufgeklärt

wurden, ist die Gefahrenzone zu räumen. Eine weiter-

gehende Analyse der TIC ist durch die ABC-Untersu-

chungsstelle oder die Gefahrstoffmeßstelle sicherzu-

stellen. 

– Radiologische Strahlung geringer Intensität (LLR)

Durch Freisetzung radiologischer Stoffe nach Zerstö-

rung von Industrieanlagen und nach dem Einsatz von

DU-Munition ist eine Gefährdung durch LLR nicht aus-

zuschließen. Gesundheitsschäden durch Langzeitwir-

kung niedriger radiologischer Strahlung können die Fol-

ge sein. Zur Vermeidung des Kontaktes mit abgelagerter

Strahlung, Inhalation von DU-Stäuben sowie einer In-

gestion über Lebensmittel ist eine Annäherung an durch

DU zerstörte gepanzerte Gefechtsfahrzeuge oder ande-

re Verdachtsobjekte außer zur Durchführung lebensret-

tender Maßnahmen bzw zu Maßnahmen, die für die Si-

cherstellung des Auftrages unverzichtbar sind, verboten.

Bei Annäherung sind Schutzvorkehrungen zu befehlen.

Die Bestimmungen der StrSchV sind anzuwenden. Die

Atemwege und die Haut sind durch Anlegen der ABC-

Schutzmaske und persönlichen ABC-Schutzbekleidung

bzw Abdichten der Bekleidung zu schützen. Wenn LLR

aufgeklärt wurde, ist das betroffene Gebiet zu räumen,

bei Fundmunition ist EOD-Personal einzuschalten.

Fachpersonal der ABCAbwTr und Strahlenschutzperso-

nal ist zur Beratung und zur Einleitung weiterer Maß-

nahmen heranzuziehen.

(7) Fachpersonal

In den Verbänden ist haupt- und nebenamtliches Perso-

nal (Anlage) für Umweltschutz und artverwandte Auf-

gaben einzuplanen. Beim Betrieb von Feldlagern kann

dieses Personal in einer Gruppe Schutzaufgabe zusam-

mengefaßt werden. Dieses ist zur fachbezogenen oder

fachübergreifenden Beratung der militärischen Vorge-

setzten zu nutzen.
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VORWORT ZUM „ENDBERICHT ZUM GUTACHTEN 

ÜBER ,GESUNDHEITLICHES RISIKO BEIM

BETRIEB VON RADAREINRICHTUNGEN IN DER

BUNDESWEHR‘“

vom Autor Prof. Dr. med. Eduard David, Leiter des Institu-

tes für Normale und Pathologische Physiologie der Univer-

sität Witten/Herdecke 

Vor mehr als fünf Jahren hat das Bundesministerium der Ver-

teidigung beim Zentrum für Elektropathologie an der Uni-

versität Witten/Herdecke eine Studie in Auftrag gegeben, die

den Zusammenhang zwischen dem Umgang mit dem mili-

tärischen Radar und den gesundheitlichen Auswirkungen auf

das Personal beleuchten sollte. Nach dem ursprünglichen

Plan umfaßt die Studie drei Untersuchungsschritte. Im er-

sten Abschnitt, dessen Endbericht hier vorliegt, sollte der

Status quo, also die augenblickliche Situation erfaßt werden.

Darin sollte festgestellt werden, welche wissenschaftlichen

Erkenntnisse, etwa in der Fachliteratur, hierzu vorliegen und

ob es Personen gibt, die als Radarmechaniker davon ausge-

hen müssen, Schaden erlitten zu haben. Durch persönliche

Umfragen ist eine Gruppe von Betroffenen erfaßt worden.

Ihre Krankheitsgeschichten und Arbeitsplatzbedingungen

sind entsprechend ihren Angaben in der vorliegenden Stu-

die wiedergegeben. Von besonderer Bedeutung ist die Tat-

sachen, daß eine wissenschaftliche Bewertung der subjekti-

ven Daten noch nicht vorgenommen werden konnte. Im

zweiten Schritt war geplant, die subjektiven Angaben mit

den objektiven Daten zu vergleichen und zu bewerten. Die

für die Studie notwendigen Schritte lassen sich wie folgt auf-

listen:

– Literaturrecherche

– Erfassung der Radareinrichtungen

– Erfassung der Einflußgrößen

– Grenzwerte und Arbeitsschutzbestimmungen

– Nennung der gesundheitlichen Risiken

– Erfassung der gemeldeten Fälle mit Krankheitssympto-

men und Karzinome bei Bundeswehrangehörigen, die am

Radar eingesetzt waren

– Kontaktaufnahme mit bestehenden Interessengemein-

schaften und Versorungsämtern

– Erfassung von Unfällen und Grenzwertüberschreitungen

Diese Aufzählung ist die gekürzte Fassung der Aufgaben-

liste der Studie (s. Einleitung).

Im ersten Teil (S 4 ff) sind die technischen Grundlagen vom

Radarverfahren bis zur Nennung der Grenzwerte dargestellt,

sowie die daraus abgeleiteten Sicherheitsabstände einzelner

Bereiche z. B. Sperrbereich und Kontrollbereich. Dazu sind

Kontroll- und Unfallverhütungsmaßnahmen genannt. Die

Daten entstammen den Angaben der Betroffenen, die aller-

dings teilweise Unterlagen aus ihrer Diensttätigkeit vorleg-

ten, ansonsten sind es offizielle Dokumente.

Im nächsten, dem zweiten Abschnitt (S 15 ff) sind mögliche

biologische Wirkungen beschrieben. Dabei wird in stocha-

stische (ionisierende Strahlenwirkung) und nichtstochasti-

sche (hochfrequente, nicht ionisierende) Strahlenwirkungen

unterschieden. Bei nichtionisierenden Strahlenwirkungen

muß die Schwellendosis überschritten werden, bevor Effek-

te auftreten. Ihr Schweregrad und Zahl nimmt mit steigen-

der Dosis über dem Grenzwert zu. Bei ionisierenden Strah-

lenbelastungen nimmt das Risiko der Schädigung kontinu-

ierlich zu. Durch das Vorhandensein natürlicher Strahlung

ist das Risiko niemals null. Im Gegensatz dazu läßt sich das

Risiko bei nichionisierenden Strahlen bei Einhaltung der

Grenzwerte mit praktisch null angeben.

Im dritten Teil (S 28 ff) sind Meßergebnisse aufgezeigt. Die-

sem Kapitel wurde sehr große Aufmerksamkeit gewidmet.

Für ionisierende Strahlen stammen sie von der Meßstelle

Nord, verantwortlich für Stellungen im Norden und der Meß-

stelle Süd. Für nichionisierende Strahlen sind sie vom Lehr-

stuhl Hochfrequenztechtik der Universität Dresden unter

Prof. Gonschorek im Auftrag der Bundeswehr auf unsere

Veranlassung gemessen worden.

Resümierend läßt sich sagen, daß nur dann Schäden, be-

sonders Krebs einschließlich anderer degenerativer Erkran-

kungen, in Betracht zu ziehen sind, wenn an starken Gene-
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ratoren bei geöffneter Abschirmung gearbeitet wurde. Das

Risiko ist dann abhängig von der Art der Strahlung (Be-

triebsspannung der Röhren), dem Abstand des Arbeiters von

der Röhre, der Dauer der Arbeit, welche Organe bestrahlt

wurden und vom Alter des Belasteten. Es wird als Körper-

dosis angegeben. Die hier genannten Meßwerte sind keine

Körperdosen. Grenzwerte in der Strahlenschutzverordnung

sind dagegen Körperdosen. Von Bedeutung sind dabei im-

mer die Abweichungen von der natürlichen Strahlung.

Grenzwertüberschreitungen lassen sich deshalb noch nicht

bewerten. Die hier gemachten Angaben entstammen den

Aussagen der Betroffenen und sind nicht in Körperdosen

umgerechnet. Sie sind nicht für die Bewertung geeignet.

Es steht noch aus, für jeden einzelnen Betroffenen Körper-

dosen zu berechnen, wenn das Risiko angegeben werden

soll.

Im vierten Kapitel (S 60 ff) sind Erkrankungs- und Todes-

fälle von Radarmechanikern aufgelistet, wie sie sich aus un-

seren Umfragen und Recherchen außerhalb der von der

Bundeswehr zur Verfügung gestellten Quellen ergaben. Sie

dienen der Situationsanalyse. Die Angaben sind teilweise

subjektiv und teilweise aus Krankengeschichten, die von den

Betroffenen selbst beigebracht wurden. Dabei ist zu bemer-

ken, daß nur Betroffene mit relevanten Erkrankungen auf-

genommen wurden. Die Zahl 99 der erfaßten Radarmecha-

niker ist nicht identisch mit der Gruppe aller Mechaniker in

der Bundeswehr, deren Kenntnis allerdings notwendig ist,

um das allgemeine Risiko epidemiologisch zu berechnen.

Diese Angaben werden, wie weiter unter aufgeführt, in ei-

ner späteren Studie behandelt werden.

Angeschlossen an die tabellarische Auflistung (S 70 ff) sind

die Arbeitsplatzbedingungen aus den persönlichen Angaben

der Betroffenen dargestellt. Sie stellen eine wichtige Grund-

lage für Durchführung weiterer Studien dar, in denen die Be-

wertung des Risikos einzelner durch Vergleich mit den tech-

nischen Angaben aus der Bundeswehr durchgeführt werden

soll. Es sei nochmals darauf hingewiesen, daß diese Anga-

ben aus der Darstellung der Betroffenen stammen und noch

nicht bewertet sind. 

Im fünften Kapitel (S 87 ff) sind die wichtigsten Erkran-

kungen der 99 erfaßten erkrankten Radarmechaniker (s.

S. 87 oben) aus medizinischer Sicht beschrieben. Dieses

Kapitel ist ein Excerpt aus einschlägigen medizinischen

Lehrbüchern. Die in diesem Kapitel gemachten epidemio-

logischen Angaben beziehen sich nicht auf die Radarme-

chaniker, sondern stellen die Allgemeinsituation für die

betreffende Krankheit dar. Diese Kenntnis ist notwendig, um

zwischen dem natürlichen Risiko zu erkranken und dem spe-

zifischen arbeitsbedingten Risiko unterscheiden zu können,

wie dies in der nachfolgenden epidemiologischen Studie ge-

fordert wird. 

Im sechsten Kapitel (S 93 ff) wird eine Analyse der recher-

chierten Literatur zu den beiden Themenschwerpunkten „ge-

sundheitliche Wirkung ionisierender und nichtionisierender

Strahlen auf den Menschen und Wirkungen auf Tiere im La-

borversuch“ versucht. Diese Angaben sind für die Bewer-

tung der berufsbedingten Erkrankungen in der später ge-

planten epidemiologischen Studie notwendig. Auch hier ist

die Auswahl exemplarisch und nach Gesichtspunkten der

Relevanz zum Thema durchgeführt. Die bibliographischen

Angaben dazu (S 127 ff) sind in nichtionisierenden und io-

nisierenden Wirkungen unterteilt.

Die im siebenten Kapitel (S 159 ff) durchgeführte Diskus-

sion gibt die augenblickliche Situation wieder, wie sie sich

aus den „Berichten der Betroffenen“ widerspiegelt, wenn

dort von einer erhöhten Röntgenstrahlung und damit von ei-

nem nicht auszuschließenden Zusammenhang zu Krebser-

krankungen geschrieben wird. Aus der Literatur ist ein Kau-

salzusammenhang von Röntgenstrahlenbelastung und Krebs

bekannt. Dieser ist aber auch für die natürliche Strahlung ge-

geben, so daß das tatsächliche Risiko durch Radartechnik

erst nach Abzug des natürlichen Risikos in einer umfan-

greichen epidemiologischen Studie bestimmt werden kann.

Epidemiologische Studien stehen und fallen mit der Voll-

ständigkeit und Relevanz der Daten. Das Hauptproblem ist

ihre Erfassung. Das endgültige Versuchsdesign kann also

erst erstellt werden, wenn in einer Vorstudie (Pilotstudie) die

„Machbarkeit“ getestet worden it. Die bisherige Arbeit, die



unsererseits geleistet wurde und deren Endbericht, der hier

vorliegt, muß als eine solche Pilotstudie verstanden werden.

Im Prinzip gibt es für diesen Fall zwei Möglichkeiten das

Versuchsdesigns zu organisieren. Entweder geht man von ei-

ner 

Fallkontrollstudie

aus, bei der Erkrankungsfälle gesammelt und diese dann be-

stimmten Bevölkerungsgruppen (in unserem Fall Radarme-

chanikern und andere) zugeteilt werden. Da es nicht mög-

lich ist, die Gesamtheit aller Erkrankungen zu erfassen, muß

eine repräsentative Gruppe für die Gesamtheit ausgewählt

werden. Diese Möglichkeit ist inzwischen in Zusammenar-

beit mit der Deutschen Gesellschaft für Leukämieerkran-

kungen getestet worden und hat sich als sehr schwer durch-

führbar erwiesen. Die andere Möglichkeit ist die Durchfüh-

rung einer

Kohortenstudie,

bei der zwei oder mehrere Gruppen (Kohorten) möglichst

gleichartiger Mitglieder gebildet werden, die sich dann nur

durch die zu untersuchende Meßgröße (Parameter) unter-

scheiden. In unserem Fall wäre das die Belastung durch Ra-

dar. Nach intensiver Recherche und Absprache mit dem Mi-

nisterium der Verteidigung ergibt sich die Möglichkeit, die-

se wohl definierten Gruppen in der Bundeswehr unter

Mitarbeit aller dort vorhandenen Abteilungen zu finden.

Innerhalb jeder Gruppe muß dann die Zahl der Erkrankten

bestimmt werden. Das Verhältnis „krank zu gesund“ zwi-

schen der belasteten und der unbelasteten Gruppe ergibt das

relative Risiko durch die Belastung. Ergibt sich so ein rela-

tives Risiko, ist dieses zusammen mit dem individuellen Ri-

siko ein wichtiger Wert bei der Bewertung des Zusammen-

hangs Tätigkeit am Radar und Gesundheitsrisiko. 

An dieser Studie haben mitgewirkt: Frau Sabine Kentner,

Herr Dr. Jörg Reißenweber, Frau Birgit Grothus und Herr

Andreas Wojtysiak.

Witten, den 20. März 2001

Prof. Dr. med. Eduard David

122

Die Bundeswehr und ihr Umgang mit Gefährdungen und Gefahrstoffen



123

ANLAGEN

Die Sterbeziffer für Erkrankungen durch Neubildungen (ICD 140-239) liegt in der männlichen Wohnbevölkerung in Deutschland 
bei etwa 69 (1980 bis 1990) bis 57 (1997) Todesfälle auf 100.000 Einwohner in der Altersgruppe von 20 bis < 55 Jahren. 

Aussage: 

Quelle: Zahlen nach Zeitreihen "Gesundheitsberichterstattung des Bundes", online-Recherche bei www.gbe-bund.de

Alters-
klasse

20-25
25-30
30-35
35-40
40-45
45-50
50-55

Alle 20-55

1995 1996 1997

Sterbefälle Einwohner
Sterbeziffer 

o/oooo Sterbefälle Einwohner
Sterbeziffer

o/oooo Sterbefälle Einwohner
Sterbeziffer

o/oooo

166 2.516.137 6,60 168 2.390.587 7,03 139 2.309.017 6,02
309 3.527.936 8,76 274 3.389.881 8,08 260 3.211.788 8,10
455 3.729.720 12,20 502 3.772.709 13,31 466 3.774.161 12,35
810 3.259.410 24,85 778 3.362.575 23,14 795 3.457.693 22,99

1.724 2.910.619 59,23 1.631 2.953.222 55,23 1.641 3.005.597 54,60
3.019 2.482.332 121,62 3.146 2.638.404 119,24 3.167 2.741.307 115,53
6.312 2.684.553 235,12 5.824 2.442.133 238,48 5.348 2.323.402 230,18

12.795 21.110.707 60,61 12.323 20.949.511 58,82 11.816 20.822.965 56,75

1980 *) 1985 *) 1990
Alters-
klasse Sterbefälle Einwohner

Sterbeziffer
o/oooo Sterbefälle Einwohner

Sterbeziffer 
o/oooo Sterbefälle Einwohner

Sterbeziffer
o/oooo

20-25 242 2.409.419 10,04 242 2.724.882 8,88 260 3.271.709 7,95
25-30 291 2.196.528 13,25 309 2.425.025 12,74 359 3.568.114 10,06
30-35 388 2.045.496 18,97 372 2.175.598 17,10 483 3.153.098 15,32
35-40 762 2.213.829 34,42 630 1.991.804 31,63 841 2.854.734 29,46
40-45 1.690 2.514.717 67,20 1.559 2.147.438 72,60 1.538 2.496.941 61,60
45-50 2.619 1.957.348 133,80 3.199 2.430.057 131,64 3.720 2.722.832 136,62
50-55 4.331 1.827.669 236,97 4.711 1.871.187 251,77 7.390 3.052.711 242,08

Alle 20-55 10.323 15.165.006 68,07 11.022 15.765.991 69,91 14.591 21.120.139 69,09

Sterbefälle und Sterbeziffern  ICD 140-239 (Neubildungen), bezogen auf Einwohner Deutschland männlich, nach Altersgruppen

Jahr Anzahl Ist-Stärke o/oooo d.I. Jahr Anzahl Ist-Stärke o/oooo d.I. 

An bösartigen Neubildungen gestorbene Soldaten der Bundeswehr
(1960 – 2000)

*) = alte Bundesländer

1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1989
1990
1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000

38
42
53
52
42
73
60
51
54
59
60
73
63
60
64
42
55
52
57
60
40

42
43
46
29
49
46
52
45
48
43
48
47
32
43
30
22
35
19
28
35

251.387
306.114
364.221
388.249
451.305
429.634
448.318
448.503
440.245
442.240
454.113
447.223
482.848
470.916
485.857
479.857
482.772
486.889
479.119
478.477
473.643

475.490
478.086
481.218
473.873
478.771
477.089
474.998
474.095
462.882
483.773
402.789
422.945
381.874
347.306
336.422
338.586
330.795
326.598
322.407
317.526

15,1
13,7
14,6
13,4
10,1
17,0
13,4
11,4
12,3
13,3
13,2
16,3
13,0
12,7
13,2
8,8
11,4
10,7
11,9
12,5
8,4

8,8
9,0
9,6
6,1
10,2
9,6
10,9
9,5
10,4
9,8
11,9
11,1
8,4
12,4
8,9
6,5
10,6
5,8
8,7
11,0

o/oooo d.I. = auf 100.000 Soldaten der Ist-Stärke G Grundlage: San/Bw/0200 (Krankenkarte)

Tod durch Krebs in Gesellschaft und Bundeswehr
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